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Jürgen Wilke

Regionalisierung und Internationalisierung
des Mediensystems

I. Einleitung

Die jüngste Entwicklung des Mediensystems in der Ausgelöst wurde der tiefgreifende Umbruch
Bundesrepublik Deutschland wird vor allem durch
zwei Tendenzen bestimmt: Auf der einen Seite ist
eine zunehmende Regionalisierung festzustellen,
d. h. ein Vordringen der Medien in die lebensräum-
liche Nahwelt der Bevölkerung. Auf der anderen
Seite schreitet die Internationalisierung voran,
d. h. die Verflechtungen und Leistungen der Me-
dien, die über die nationalen Grenzen hinausgehen,
nehmen zu. Wie es scheint, sind beide Tendenzen
gegenläufig. Doch stellen sie nicht so sehr konträre
als vielmehr komplementäre Richtungen dar, in
denen sich die Expansion des Mediensystems bei
uns vollzieht.

im bundesdeutschen Mediensystem durch die
im zurückliegenden Jahrzehnt hinzugekomme-
nen Übertragungstechniken. Neben Kabel und
Satelliten sind aber auch weitere terrestrische Fre-
quenzen der Nutzung zugeführt worden. Das
lange Zeit in der Bundesrepublik so stabile Me-
diensystem, das technisch geradezu „eingezwängt“
erschien, ist damit in Bewegung geraten. Wegen
der genannten technischen Ursachen betreffen
Regionalisierung und Internationalisierung vor
allem den Rundfunk, also Hörfunk und Fern-
sehen. Aber auch die Presse bleibt davon nicht
unberührt.

II. Regionalisierung
1. Bedeutung und Gründe der Regionalisierung

Was unter „Regionalisierung“ verstanden wird, ist 
theoretisch und praktisch von sehr unterschiedli-
cher Art. Schon der Begriff der „Region“ ist nicht
eindeutig definiert. Er läßt sich geographisch, kul-
turell, (gesellschafts-)politisch und kommunika-
tionswissenschaftlich interpretieren. Generell han-
delt es sich bei Regionen einerseits immer um Teile
aus einem größeren geographischen, kulturellen
oder politischen Ganzen. Andererseits sind Regio-
nen durch Gemeinsamkeit in gewissen strukturellen
Merkmalen bestimmt. Sie stellen Lebens-, Arbeits-
und Wirtschaftseinheiten dar, in denen die Daseins-
grundfunktionen eng miteinander verflochten sind.
Um die systematische Abgrenzung von Regionen
haben sich in den Bundesländern vor allem Regio-
nalpolitik und Landesplanung bemüht1)- Deshalb
sind Regionen zumeist innerhalb von Bundeslän-
dern abgegrenzt worden, auch wenn sie sich mit
deren (zuweilen willkürlichen) Grenzen nicht dek-

des Mediensystems
ken müssen. Zum Ziel hatte man sich dabei gesetzt,
räumliche Disparitäten zwischen wirtschaftlich star-
ken städtischen Verdichtungsräumen und struktur-
schwachen, ländlichen Räumen auszugleichen.
Freilich wurde auf diese Weise, wie man inzwischen
eingesehen hat, auch manchmal an planerischen
Eingriffen des Guten zuviel getan.

Zwar geht die Regionalisierung des Mediensystems
nur zum Teil von solchen systematischen Planungs-
grundlagen aus, obwohl dies theoretisch möglich
wäre2). Sie erfolgt eher pragmatisch — als eine
Folge von Maßnahmen, die darauf gerichtet sind,
die Berichterstattung und Programmzulieferung
aus dem unmittelbaren Lebensraum der Bürger zu
intensivieren. Von Regionen ist dabei in unter-
schiedlichen Bezügen die Rede: Zum einen werden
damit die Verbreitungsgebiete (Presse) oder Sende-
gebiete (Rundfunk) als ganze bezeichnet. Andere
sprechen von Region erst, wenn diese Gebiete wei-
ter aufgegliedert werden. Dafür wurde auch schon
der Begriff Subregionalisierung geprägt. Insgesamt
hängt die Regionalisierung des Mediensystems
stark von vorgegebenen administrativen oder me-
dientopographischen Grenzen ab. Daß diese sich in



der Regel mit Kommunikationsräumen decken,
läßt sich bezweifeln.

Die Regionalisierung des Mediensystems hat vor
allem technische und (kommunikations-)politische
Ursachen. Auf die technischen wurde schon kurz
hingewiesen. Dabei ist für die Regionalisierung we-
niger die (direkt empfangbare) Satellitentechnik als
die Verbreitung über Kabel von Bedeutung. Noch
wichtiger war jedoch, daß der lange Zeit als unab-
änderlich geltende Mangel an terrestrischen Fre-
quenzen behoben wurde. Dies geschah durch Be-
reitstellung bisher ungenutzter oder anderweitig ge-
nutzter Sendefrequenzen, insonderheit durch Zu-
weisung bzw. Aufsplitterung sogenannter „low po-
wer“-Frequenzen mit begrenzter Reichweite. Das
Ausmaß des Frequenzsplitting ist zugleich ein Indi-
kator für die zu erreichende oder beabsichtigte Re-
gionalisierung.

Die (kommunikations-)politischen Ursachen der
Regionalisierung sind vielfältiger Art. Angestoßen
wurde sie durch die Beobachtung bestimmter Ent-
wicklungen und Defizite des politischen Systems
wie des Mediensystems. Nach Teichert kann man
diese auf vier Problembereiche zurückführen ): Er-
stens haben eine Bürokratisierung des Alltags und
eine Verrechtlichung der Daseinsvorsorge stattge-
funden, wodurch der einzelne ,„zunehmend in Ab-
hängigkeit von Leistungen und Zusammenhängen
lebt, die seinen unmittelbaren Erfahrungshorizont
überschreiten“
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4). Zweitens sind Zentralisierungs-
tendenzen und Funktionsverluste der Gemeinden
eingetreten. Hierfür waren vor allem Verwaltungs-
reformen in den Bundesländern verantwortlich. So
sehr dadurch die Effektivität und Wirtschaftlichkeit
des Verwaltungshandelns gestärkt wurde (oder
werden sollte), so wurde dies doch mit einem Ver-
lust an Bürgemähe bezahlt. Drittens machten sich
Legitimationsprobleme der Parteien und Verbände
bemerkbar, d. h. ihr Anspruch, die Interessen der
Bürger zu vertreten, wurde ausgehöhlt und in Frage
gestellt. Viertens wurden schließlich Leistungsdefi-
zite der Medien diagnostiziert, u. a. Nähe zu den
Eliten und Distanz zum Publikum, „Verlautba-
rungsjournalismus“, metropolen-zentrierte Be-
richterstattung.

Angesichts dieser Defizite, die empirisch unter-
schiedlich belegt sind, wurde den Massenmedien im
Zuge der Regionalisierung geradezu eine kompen-
satorische Funktion zugesprochen. Nicht nur deren
eigene Leistungsdefizite sollen dadurch behoben
werden, sondern auch die des politischen Systems
selbst. Zumindest sollen die Medien hierzu beitra-

gen, indem sie die im Nahraum vorhandenen Infor-
mationsbedürfnisse befriedigen, ehe komplexe Um-
welt überschaubar machen, Transparenz herstellen
und schließlich der sozialen Integration dienen. Das
alles sind hochgespannte Erwartungen, die an die
Regionalisierung geknüpft wurden, seitdem sie in
den siebziger Jahren zu einer vorrangigen, viel dis-
kutierten kommunikationspolitischen Kategorie
wurde5). Ob diese Erwartungen erfüllt werden
können, steht dahin. Denn dies hängt nicht nur von
den Medien bzw. Journalisten ab, sondern auch von
äußeren, vor allem wirtschaftlichen Faktoren. Da
das Mediensystem nur partiell eine öffentliche Ver-
sorgungsleitung darstellt, sich im übrigen aber
durch die Nachfrage finanzieren muß, kommen
ökonomische Faktoren als Determinanten der Re-
gionalisierung ins Spiel.

Ob man mit der Regionalisierung nicht nur „objek-
tiv“ gewissen Mängeln des politischen Systems ab-
helfen kann, sondern „subjektiv“ einer Nachfrage
des Publikums gerecht wird, läßt sich anhand von
Befragungsdaten prüfen. Seit langem werden lo-
kale Berichte aus dem Ort oder der Umgebung in
der Zeitung am meisten gelesen6). Hierin liegt bis-
her folglich deren große Stärke. Die Befunde zur
Nutzung regionaler Programmangebote in Hörfunk
und Fernsehen sind zwar weniger eindeutig, weisen
aber tendenziell in die gleiche Richtung7). Wenn
vor Jahren noch z. T. ein geringes Interesse daran
festgestellt wurde, so hing dies mit dem noch feh-
lenden Angebot zusammen. Wie Umfragen immer
wieder zeigen, wird etwas, das nicht vorhanden ist,
auch nicht (unbedingt) vermißt. Wächst das Ange-
bot jedoch, so stellt sich auch die Nutzung ein. Frei-
lich wird der Umfang der Nutzung im einzelnen
ganz unterschiedlich und von demographischen



Faktoren abhängig sein8). Dies haben auch schon
früher vorgelegte Daten erkennen lassen9). Und
um noch einen Beleg aus jüngster Zeit anzuführen:
Die Hörer, für die das Programm ihres Lokalsen-
ders das meistgehörte Programm ist, nannten in
Bayern 1989 zu 61 Prozent, daß ihnen darin die
lokalen und regionalen Informationen besonders
gut gefallen. Nach der Musik steht dieser Pro-
grammteil in der Beliebtheitsskala damit an zweiter
Stelle10).

2. Die Praxis der Regionalisierung
a) Presse ,
Die Tagespresse war in Deutschland schon seit je
durch das Prinzip der Regionalität geprägt. Der
Vollständigkeit wegen soll dies hier zunächst erläu-
tert werden, auch wenn es sich dabei nicht um eine
neuere Entwicklung handelt. Seit dem frühen
17. Jahrhundert entwickelte sich die Presse im
deutschsprachigen Raum besonders vielfältig, so
daß um 1700 bereits rund 70 Zeitungen gleichzeitig
bestanden ). Allerdings brachten diese noch kaum
lokale oder regionale Nachrichten. Ausschlagge-
bend für die Titelvielfalt war der deutsche Territo
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-
rialismus. In den zahlreichen (Klein-)Staaten und
(freien) Städten bestand man darauf, über jeweils
eigene Zeitungen zu verfügen. Daher wurde die
bodenständige, überwiegend regional und lokal
verbreitete Abonnementzeitung zum Grundtyp des
deutschen Pressewesens — ganz im Kontrast zu
Frankreich oder England, wo der Zentralismus das
Entstehen einer starken Hauptstadtpresse zur
Folge hatte.

Die regionale Struktur der deutschen Tagespresse
verstärkte sich im 18., vor allem aber im 19. Jahr-
hundert nach der Reichsgründung12). So wurden
am Ende des 19. Jahrhunderts mehr als 3 000, im
Jahre 1932 gar 4 275 Zeitungen in Deutschland ge-
zählt. Dabei handelte es sich jedoch in der Mehr-
zahl um Blätter mit kleinen Auflagen, die aus wirt-
schaflichen Gründen auf Kooperation angewiesen
waren und infolgedessen häufig in Abhängigkeit

von finanziellen oder redaktionellen Dienstleistun-
gen anderer Unternehmen (vor allem denen Hu-
genbergs) gerieten ). Den Nationalsozialisten war
die Vielfalt der deutschen Tagespresse dann zuwi-
der, auch wenn man lange Zeit eine totale Gleich-
schaltung nicht wünschte. Doch wurde die Zahl
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Zeitungen durch rechtliche und wirtschaftliche
Maßnahmen, insbesondere im Zuge mehrerer
Stillegungswellen, drastisch reduziert14).

Nach dem Zweiten Weltkrieg ging der Wiederauf-
bau des Pressewesens in Deutschland zwar von den
alliierten Besatzungsmächten aus, doch knüpfte
man an die frühere Tradition an15). Wieder ent-
standen zunächst in der Phase der Lizenzierung
Zeitungen, die jeweils für eine Stadt, eine Ge-
meinde oder einen Kreis mit „örtlicher Zuständig-
keit“ berichteten. Die nach Aufhebung des Lizenz-
zwangs 1949 hinzutretenden „Altverleger“, die zu-
nächst von einer Tätigkeit im Pressewesen ausge-
schlossen gewesen waren, vermehrten das Zeitungs-
angebot, konnten auf Dauer jedoch vielfach mit den
längst etablierten Blättern der Lizenzverleger nicht
konkurrieren. So setzte Mitte der fünfziger Jahre
eine Pressekonzentration ein, der primär Zeitungen
mit vergleichsweis niedrigen Auflagen zum Opfer
fielen. Dies führte vor allem zu einer Verminderung
des lokalen Wettbewerbs. Die Zeitungsdichte ging
zurück: Waren es 1954 nur 85 (= 15,2 Prozent)
Kreise und kreisfreie Städte, in denen lediglich eine
Zeitung mit lokaler Berichterstattung bestand, so
stieg deren Zahl bis 1989 auf 160 (= 48,8 Prozent)16).
Mehr als ein Drittel der Bundesbevölkerung lebt
heute in einem Gebiet mit lokalem Zeitungsmono-
pol. Allerdings zeigten Untersuchungen der siebzi-
ger Jahre, daß manche Befürchtungen bezüglich der
publizistischen Alleinstellung im lokalen Bereich
übertrieben waren17).

Das Prinzip der Regionalität der bundesdeutschen
Tagespresse findet seinen Ausdruck darin, daß jede
„Publizistische Einheit“ — das sind Tageszeitun-
gen, die über eine Vollredaktion verfügen und alle



Sparten, insbesondere den politischen Teil, selbst
bearbeiten — in der Regel mehrere Ausgaben her-
ausbringt. Diese Ausgaben unterscheiden sich le-
diglich im Lokalteil (einschließlich lokaler Anzei-
gen) und z. T. auch im Titel, der auf das jeweilige
örtliche Verbreitungsgebiet abgestellt ist (deshalb
früher auch „Kopfblätter“ genannt). Im Hinblick
auf die regionale Versorgung ist folgendes von Be-
deutung: Während die Zahl der „Publizistischen
Einheiten“ von 225 (1954) auf 119 (1989) fast um
die Hälfte zurückgegangen ist, hat sich die Zahl der
Ausgaben in weit geringerem Maße vermindert.
Zwar hatte auch sie von 1 500 (1954) auf 1 229
(1976) abgenommen, doch seitdem ist ihre Zahl
wieder angestiegen. Die jüngste Statistik weist für
1989 sogar 1 344 Ausgaben nach18). Dies deutet auf
eine offenkundig auch in der Tagespresse noch fort-
schreitende Regionalisierung hin, die durch „Auf-
teilung bereits bestehender Ausgaben“ zustande-
kommt, „um so eine stärkere lokale oder sublokale
Anbindung zu erreichen“19).

Das Ausmaß der Regionalisierung in der Tages-
presse hängt vor allem von der Bevölkerungsdichte
und vom wirtschaftlichen Umfeld ab. Ballungs-
räume, wie z. B. das Ruhrgebiet, weisen ein dichtes
Netz von Zeitungsausgaben auf. Hier besteht zu-
dem ohnehin vielfach noch lokaler Wettbewerb.
Die „Westdeutsche Allgemeine Zeitung“ besitzt
mit 47 derzeit die größte Anzahl von Ausgaben. In
schwach bevölkerten, vor allem ländlichen Gebie-
ten, wie z. B. in der Eifel, findet man hingegen nur
einzelne Zeitungsausgaben mit großem Verbrei-
tungsgebiet. Eine irgendwie „gleichmäßige“ Regio-
nalisierung kann demnach nicht erwartet werden.
Diese wird vielmehr jeweils durch äußere Bedin-
gungen der Region bestimmt.

In Leistungsdefiziten der Tageszeitungen im loka-
len und regionalen Bereich hat man mit einen An-
laß dafür gesehen, daß seit den siebziger Jahren in 
der Bundesrepublik ein „alternativer“ Zeitungs-
markt entstanden ist20). Dazu gehörten nicht nur
Stadtmagazine, sondern in einer Reihe von Groß-
städten auch Stadtteilzeitungen. Hier wurde die
Presseversorgung bis in den sublokalen Bereich
ausgedehnt. Mit der Einschränkung des Verbrei-
tungskreises verringert sich jedoch auch die wirt-
schaftliche Tragfähigkeit von Presseorganen. Dies
gilt im Prinzip auch für die „etablierten“ Zeitungen.
Vermutlich hat der zumindest zeitweilige Erfolg al-

temativer Lokalmedien aber dazu beigetragen,
daß, wie zuvor erwähnt, bestehende Zeitungsaus-
gaben weiter aufgespalten wurden.

b) Öffentlich-rechtlicher Rundfunk

Historische Wurzeln besitzt das Prinzip der Regio-
nalität in Deutschland auch im Rundfunk. Als man
in den zwanziger Jahren damit begann, diesen orga-
nisatorisch als publizistisches Medium aufzubauen,
erwies sich anfangs eine Versorgung des gesamten
Reichsgebietes von Berlin aus als undurchführbar.
So machte man aus der technischen Notwendigkeit
eine kulturpolitische Tugend, wie Hans Bausch ein-
mal treffend gesagt hat21). 1923/24 wurden dezen-
tral neun regionale Sendegesellschaften gegründet,
die privatrechtlich organisiert, aber staatlich kon-
trolliert waren. Die Abgrenzung der Sendegebiete
geschah durch die Post, in deren Händen die Ent-
wicklung des Rundfunks damals weitgehend lag.

Sie gründete ihre Raumplanung auf verschiedene
Faktoren22): Technische, die sich durch die Sender-
standorte ergaben; wirtschaftliche, die mit dem Be-
streben zu tun hatten, möglichst viele Zuhörer zu
erreichen und die zu einer Bevorzugung bevölke-
rungsreicher Gebiete führten; ferner administrative
Faktoren, die sich in der Orientierung an den Post-
verwaltungsräumen (Oberpostdirektionsbezirken)
auswirkten; schließlich auch kulturelle Faktoren,
und zwar, indem man föderalistischen und lands-
mannschaftlichen Strukturen des Reiches Rech-
nung trug. Die Regionalgesellschaften verbreiteten
ihre Programme vornehmlich im gesamten jeweili-
gen Sendegebiet23). Mit dem Auf- und Ausbau von
Nebensendern wurde dann jedoch die Möglichkeit
geschaffen, in einem Teil der Sendezeit eigene Pro-
gramme in Teilen der Region auszustrahlen. Im
Dritten Reich wurde diese Regionalisierung rück-
gängig gemacht, nachdem hier schon die Rundfunk-
reform 1932 vorgearbeitet hatte. Jetzt setzte man
aus propagandistischen Gründen auf Zentralisie-
rung im Rundfunk, wodurch die regionalen Ein-
richtungen zu Reichssendem herabgestuft wurden,
auch wenn sie bis zum Krieg noch einen gewissen
Spielraum für Eigensendungen behielten.



Nach dem Zweiten Weltkrieg lebte auch im Rund-
funk die in der Weimarer Republik geschaffene
Tradition wieder auf. Allerdings waren dafür an-
fangs weniger kulturpolitische Überlegungen der
Deutschen als die Struktur der alliierten Besat-
zungszonen ausschlaggebend. So sehr die Besat-
zungsmächte gemeinsame Ziele verfolgten, einen
staatsunabhängigen, gesellschaftlich kontrollierten
Rundfunk einzurichten, wie es in der öffentlich-
rechtlichen Organisationsform verwirklicht wurde,
so verfuhren sie im einzelnen doch unterschiedlich.
Die Vereinigten Staaten folgten dem regionalen
Prinzip und gründeten Rundfunksender in Bremen,
Frankfurt, München und Stuttgart. Die Briten hin-
gegen schufen lediglich eine Sendeanstalt in Ham-
burg. Daß der Nordwestdeutsche Rundfunk
(NWDR) von dort aus ein riesiges Sendegebiet zu
versorgen hatte, zu dem dann außer Hamburg und
Berlin die Länder Schleswig-Holstein, Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen gehörten, bildete den
Anlaß für erste Konflikte, die sich an der mangeln-
den Berücksichtigung regionaler Interessen entzün-
deten und schließlich zur Auflösung des NWDR
führten. Im Jahre 1953 hatte sich bereits der Sender
Freies Berlin (SFB) abgespalten, 1954 etablierte
sich mit dem Westdeutschen Rundfunk (WDR)
eine eigene Rundfunkanstalt für Nordrhein-West-
falen. Die Situation in der französischen Besat-
zungszone, wo der Südwestfunk (SWF) entstand,
war von Beginn an dadurch kompliziert, daß sein 
Sendegebiet sich auf verschiedene Bundesländer
erstreckt.

Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten fol-
gen hierzulande in ihrer föderalistischen Aufgliede-
rung nicht nur einem politischen Grundprinzip des
Bundesstaats. Ihnen sind gesetzlich vielmehr aus-
drücklich Auflagen zur Regionalisierung gemacht.
So ist z. B. im Bayerischen Rundfunkgesetz festge-
schrieben, daß der Bayerische Rundfunk „der Ei-
genart Bayerns Rechnung tragen soll“24). Im neuen
WDR-Gesetz heißt es: „Der regionalen Gliederung
und der kulturellen Vielfalt des Sendegebietes soll
im Programm Rechnung getragen werden.“ ) Wo
Staatsverträge die Rechtsgrundlage für Sendean-
stalten bilden, die in mehr als einem Bundesland
tätig sind, werden sogar organisatorische Vorgaben
gemacht. Der Staatsvertrag über den SWF von 1951
schreibt
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eigene Studios in den beteiligten Ländern
vor. Dies ist auch in der Neufassung des Staatsver-
trags über den NDR von 1980 der Fall.

Erste regionale, nur auf das jeweilige Sendegebiet
abgestellte Sendungen wurden im Hörfunk ver-
schiedener Anstalten schon Ende der vierziger
Jahre ausgestrahlt26). Allerdings blieben diese im
zeitlichen Umfang wie im Grade der Regionalisie-
rung zunächst begrenzt. Dies hatte u. a. mit dem
Frequenzmangel zu tun. Erst der in den fünfziger
Jahren einsetzende Aufbau zweiter Hörfunk-Pro-
gramme auf Ultrakurzwelle schuf hier mehr Spiel-
raum. Jetzt bot sich technisch vor allem auch die
Möglichkeit, Sender für kleinere Einzugsgebiete
auseinanderzuschalten und damit eine Subregiona-
lisierung einzuleiten.

Obwohl sich die technischen Voraussetzungen wei-
ter verbesserten, machten die Rundfunkanstalten
von den Chancen der Regionalisierung erst nach
und nach Gebrauch. Für die Zurückhaltung war
eine Zeit lang auch die Rücksicht auf die lokal und
regional angesiedelte Tagespresse mit ausschlagge-
bend. Aber auch das jeweilige Verständnis des eige-
nen Mediums bei den Programmverantwortlichen
spielte mit hinein27). So wurde die Regionalisie-
rung im großen und ganzen erst in den siebziger, ja
z. T. erst in den achtziger Jahren vorangetrieben.

Im einzelnen waren die Strategien der Regionalisie-
rung dabei durchaus unterschiedlich. Grundsätzlich
ist zunächst die Größe des Sendegebiets von maß-
geblicher Bedeutung, d. h., ob die Rundfunkan-
stalt einen Flächenstaat oder einen Stadtstaat ver-
sorgt. Eine Notwendigkeit, ja Möglichkeit stärkerer
Regionalisierung bietet sich nur im ersten Fall, wo-
bei deren Ausmaß von der jeweiligen territorialen
Erstreckung abhängt. Die Regionalisierung im
Rundfunk läßt sich zudem auf mindestens zwei
Ebenen festmachen: Auf der organisatorisch-tech-
nischen Ebene durch Errichtung von Regionalstu-
dios. Die andere Ebene der Regionalisierung ist die
des Programms. Hier geht es darum, welchen Sen-
deumfang und welche Sendeplätze regionale Pro-
grammbeiträge erhalten. Unterschiede in der Re-
gionalisierung gibt es zudem zwischen Hörfunk und
Fernsehen. Dies hat verschiedene Gründe. Vor al-
lem ist die Produktion beim Hörfunk technisch we-
niger aufwendig und damit wesentlich preiswerter
als beim Fernsehen. Gerade die Mobilität des Hör-
funks hat auch neue Sendeformen ermöglicht, die
ihre Stärke im regionalen Bereich besitzen. Dazu
gehören insbesondere Live-Sendungen mit Hörer-
beteiligung in verschiedenen Formen.

Welche Strategien der Regionalisierung bei den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten anzutreffen
sind und wie unterschiedlich weit diese gediehen ist,



soll im folgenden gezeigt werden28). Eher von Fö-
deralisierung denn von Regionalisierung muß man
noch beim Norddeutschen Rundfunk (NDR) spre-
chen29). Daß der in Hamburg ansässige Sender zu
wenig die Belange von Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen berücksichtigt habe, warvon deren Lan-
desregierungen mit als Grund genannt worden, als
sie den alten NDR-Staatsvertrag kündigten. Durch
die Neufassung des Staatsvertrags vom August 1980
trat hier eine grundlegende Änderung ein. In Kiel
und Hannover wurden eigene Funkhäuser einge-
richtet, die ausschließlich für die jeweiligen Länder
zuständig sind. Zudem erhielt jedes der beteiligten
Länder ein eigenes Programm, das eigenverant-
wortlich von den einzelnen Funkhäusern gestaltet
wird. Der Ausbau zu Vollprogrammen ist inzwi-
schen praktisch vollzogen. Während die „Hamburg
Welle“ nur für die Hansestadt sendet, hat Radio
Niedersachsen (Hannover) Schritte zur weiteren
Regionalisierung unternommen. Seit 1988 gibt es zu
bestimmten Sendezeiten vier auseinandergeschal-
tete Fensterprogramme. Auch dem Landesfunk-
haus des NDR in Kiel, das die „Welle Nord“ für
Schleswig-Holstein produziert, sind für die regio-
nale und landesspezifische Berichterstattung drei
Studios zugeordnet, ohne daß damit subregionale
Fensterprogramme verbunden wären. Weit fortge-
schritten ist die Regionalisierung dagegen schon seit
längerem beim Westdeutschen Rundfunk. Fünf
Landesstudios gestalten ihre Sendebeiträge weitge-
hend selbständig. Kernstück des Regionalpro-
gramms sind acht dreistündige regionale Morgen-
magazine auf WDR 1.

Auch der Hessische Rundfunk (HR) hat mit erheb-
lichen Anstrengungen regionalisiert. Mit seiner
Sendung „Rund um Kassel“ gehörte er bereits
Ende der vierziger Jahre zu den Vorreitern dieser
Entwicklung. Der Auf- und Ausbau der Regional-
programme erfolgte seit den siebziger Jahren; nach
derjüngsten Programmreform vom November 1989
bringt HR 4 als „Radio Regional“ jetzt als Vollpro-

gramm traditionelle Unterhaltungsmusik und In-
formationssendungen aus den Regionalstudios des
Hessischen Rundfunks.

Obwohl er über ein eher kleines Sendegebiet ver-
fügt, hat auch der Süddeutsche Rundfunk (SDR)
früh und konsequent Regionalisierung betrieben.
Dabei mußten die landsmannschaftlichen Ansprü-
che der ehemaligen badischen und württembergi-
sehen Landesteile zur Geltung gebracht werden.
Erste regionale Studios mit eigenen Sendezeiten
bildeten die Voraussetzung für Pläne zur Subregio-
nalisierung, durch die sich der SDR besonders aus-
gezeichnet hat. Den Anfang machte 1979 das Kur-
pfalz-Radio, das die Akzeptanz nahraumbezogener
Information testen sollte. Sein Erfolg bewegte den
Sender zu mehreren weiteren subregionalen Pro-
grammen. Damit war für jede der fünf im Sendege-
biet des SDR liegenden Regionen Baden-Württem-
bergs, die durch die Gebietsreform 1973 geschaffen
wurden, ein eigenes Lokal- bzw. Regionalpro-
gramm vorhanden. Ausgestrahlt werden diese,
wenn auch noch in unterschiedlichem Umfang und
zu teilweise unterschiedlichen Zeiten, über die
vierte Hörfunkwelle (SDR 4). Nach der jüngst ge-
schlossenen Kooperationsvereinbarung zwischen
SDR und SWF werden jeweils die vierten Pro-
gramme zu Landeswellen ausgestaltet. Das Landes-
programm Baden-Württemberg, zu dem beide Sen-
der beitragen, soll auch die Regionalsendungen für
sieben Regionen aufnehmen.

Im Vergleich zu dem, was bisher dargelegt wurde,
ist die Regionalisierung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks in Bayern weniger weit entwickelt, und
dies, obwohl es der Fläche nach das größte Bundes-
land ist und auch geographisch-landsmannschaft-
lich durchaus verschiedene Regionen umfaßt. Da-
bei hatte der Bayerische Rundfunk (BR) als einer
der ersten öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten schon in den fünfziger Jahren damit begonnen,
regionale Fensterprogramme im Hörfunk auszu-
strahlen. Institutionell zeigt sich heute die be-
grenzte Regionalisierung darin, daß Regionalre-
daktionen außer in München nur in Nürnberg, Re-
gensburg und Würzburg bestehen. Im Jahre 1990
wird das Funkhaus Nürnberg zu einem Landesstu-
dio Franken aufgewertet, das für den gesamten
nordbayerischen Raum zuständig sein soll. Kenn-
zeichnend ist auch, daß für Oberbayern nur eine
Regionalredaktion in München arbeitet; d. h. für
eine Region in der Größenordnung, die dem Sen-
degebiet des Hessischen Rundfunks entspricht, wo-
für dieser aber gleich mehrere Regionalstudios be-
sitzt. Allerdings ist zu erwähnen, daß der Bayeri-
sche Rundfunk mit der Citywelle München eine Art
Stadtradio betreibt („Münchner Mittagsmaga-
zin“).



Der Südwestfunk (SWF), zu dessen Sendegebiet
Teile von Baden-Württemberg und Rheinland-
Pfalz gehören, war von Beginn an gezwungen, lan-
desspezifische und regionale Berichterstattung zu
betreiben. Doch schwankte deren Umfang im Lauf
der Jahre. Eine beträchtliche Erweiterung der Sen-
dezeit und eine Bündelung im ersten Hörfunk-Pro-
gramm brachte erst die Programmstrukturreform
1983. Um die nahraumbezogene Berichterstattung
aus beiden Bundesländern ausgewogen zu gestal-
ten, richtete der SWF in den achtziger Jahren sie-
ben weitere Regionalbüros ein. Einen Einstieg in 
die Subregionalisierung bildet das 1988 als Ver-
suchsprojekt für Südbaden/Hochrhein begonnene
Radio Breisgau. Vor allem in Rheinland-Pfalz ist 
immer wieder bemängelt worden, der in Baden-
Baden beheimatete Sender habe die eigenen Lan-
desinteressen nicht hinreichend zur Geltung kom-
men lassen. Dem wurde durch den Ausbau des Lan-
desstudios in Mainz in den letzten Jahren organisa-
torisch und programmlich entgegengewirkt. Auf-
grund der schon erwähnten Kooperationsverein-
barung zwischen SDR und SWF ergibt sich,
daß das vierte Hörfunkprogramm des SWF in
Rheinland-Pfalz künftig als Landeswelle konzipiert
wird.

Bei Radio Bremen (RB) und dem Sender Freies
Berlin (SFB) handelt es sich um Rundfunkanstalten
in Stadtstaaten, die aufgrund der Eigenart ihres
Sendegebiets eine Regionalisierung im Grunde
nicht erfordern bzw. zulassen. Es handelt sich ge-
wissermaßen schon von sich aus um Regionalsen-
der. Ähnliches gilt auch für den Saarländischen
Rundfunk (SR), der nur ein sehr kleines Sendege-
biet zu versorgen hat. Gleichwohl haben auch diese
Rundfunkanstalten insofern regionalisiert, als die
nur auf das eigene Sendegebiet abgestellten Pro-
gramminhalte erweitert wurden. Dies gilt für Radio
Bremen 1 („Hansawelle") wie auch für Radio Bre-
men 3, das über weite Strecken lokal betont ist. Der
SFB, der mit „Rund um die Berolina“ eine der
frühen, aufs eigene Sendegebiet zugeschnittenen
Programme lieferte, bietet inzwischen eine
ganze Reihe von lokal- und regionalbezogenen Sen-
dungen, vor allem in SFB 1. Und beim Saar-
ländischen Rundfunk wurden die landesspezifi-
schen Programminhalte auf die Saarlandwelle
(SR 3) konzentriert, während die Europawelle
Saar (SR 1) davon „bereinigt“ wurde, damit sie
überregional, ja grenzüberschreitend Nutzer fin-
det.

Die öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstal-
ten haben dem Prinzip der Regionalität auch im
Fernsehen Geltung verschafft. Allerdings ließ sich
hier aus bereits genannten Gründen eine Regiona-

lisierung nicht im gleichen Maße realisieren wie im
Hörfunk. Anfangs lief alles darauf hinaus, daß die
dezentralen, aber in der ARD vereinten Rundfunk-
anstalten beschlossen, gemeinsam ein nationales
Fernsehprogramm zu produzieren. Doch enthielt
der Fernsehvertrag von 1963 auch folgenden Pas-
sus: „Das Fernsehgemeinschaftsprogramm kann
. . . durch regionale Programme der Rundfunkan-
stalten ergänzt werden.“30) Sieht man von einem
„sportlichen“ Vorspiel beim SWF ab, so machte seit
November 1954 zunächst der Bayerische Rundfunk
von dieser Möglichkeit Gebrauch („Münchner
Abendschau“). Als Sendeplatz bot sich dafür das
Vorabendprogramm an. Die übrigen Anstalten
folgten diesem Beispiel, wobei die regionalen Pro-
gramme zunächst z. T. noch auf mehrere Bundes-
länder abgestellt wurden. Erst nachdem entspre-
chende (technische) Voraussetzungen geschaffen
waren, wurde ein Regionalprogramm pro Anstalt
möglich.

Die Situation änderte sich in den sechziger Jahren,
als zusätzliche Fernsehprogramme eingerichtet
werden konnten31). Während das ZDF als bundes-
weite Fernsehanstalt nur geringe Chancen zur Re-
gionalisierung bot — es hat zwar Landesstudios in 
den Bundesländern, aber für diese nur wenig Sen-
dezeit (z. B. im Länderspiegel) —, erhielten die
Landesrundfunkanstalten mit den Dritten Fernseh-
programm neuen Bewegungsspielraum. Dieser
wurde jedoch ganz unterschiedlich genutzt. Der BR
und die sogenannte „Nordschiene“ (NDR, RB und
SFB) entwickelten im wesentlichen ein Lehr- und
Bildungsprogramm. Dagegen setzten HR, WDR
sowie die sogenannte „Südschiene“ (SDR, SWF,
SR) darauf, das Dritte Fernsehprogramm als Re-
gionalprogramme aufzuziehen. Dieses Konzept
sollte sich letztlich auch bei den erstgenannten
Rundfunkanstalten durchsetzen.

Nach wie vor werden heute regionale Beiträge so-
wohl im Vorabendprogramm des Ersten Fernse-
hens (zwischen 17.25 Uhr und 20.00 Uhr) wie auch
in den fünf Dritten Programmen gesendet. Bei den
Rundfunkanstalten, die mehrere Bundesländer zu
„bedienen“ haben bzw. in den Dritten Program-
men, die mehrere Rundfunkanstalten gemeinsam
erstellen, werden Regionalsendungen für Teile des
Sendegebiets zu bestimmten Zeitpunkten getrennt
angeboten (z. B. Süd 3). Jedoch reicht diese Regio-
nalisierung bisher in der Regel nicht unter die Lan-
desebene. Auch die kleineren Rundfunkanstalten
haben sich hier um mehr Eigenständigkeit bemüht.



So löste sich RB Anfang der achtziger Jahre aus
dem Verbund mit dem NDR und entwickelte für
sich verstärkt eigene Sendungen mit regionalem
Charakter (z. B. „Buten und Binnen“).

Die auffälligste Veränderung der letzten Jahre liegt
darin, daß zunehmend regionale Sendebeiträge aus
dem Vorabendprogramm des Ersten ins Dritte
Fernsehen verlagert wurden. So bietet der HR
heute praktisch täglich nur noch zehn Minuten re-
gionale Information im Vorabendprogramm. Ver-
gleichsweise hoch ist der Regionalanteil im Vor-
abendprogramm noch in Berlin, Bremen, Ham-
burg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein
(ca. 40 Minuten und mehr täglich). Die Dritten
Programme bieten jedoch keineswegs nur regional-
bezogene Inhalte. Sie sind vielmehr auch zu unter-
haltenden Vollprogrammen ausgebaut worden. So
ist der Anteil der eigentlichen Regionalsendungen
in ihnen sehr unterschiedlich. Die Nutzung der
Dritten Programme liegt im Jahresdurchschnitt zwi-
schen 10 und 20 Prozent.

Wo regionale Sendungen aus dem Vorabendpro-
gramm des Ersten ins Dritte Fernsehprogramm ver-
lagert oder — wie manche sagen — „abgedrängt“
wurden, sind sie in der Regel durch attraktivere
Unterhaltungsangebote ersetzt worden. Dahinter
dürfte weniger die Absicht stehen, die Dritten noch
stärker als Regionalprogramme zu profilieren, als
vielmehr das Bemühen, höhere Nutzungsquoten
für die Werbeeinblendungen zu erzielen, die das
Umfeld des Vorabendprogramms vor allem bestim-
men und von denen der nicht aus Gebühren gespei-
ste Teil der Einnahmen abhängt.

Nicht nur an diesem Punkt stehen die Strategien der
Regionalisierung bei den öffentlich-rechtlichen An-
stalten in einem unverkennbaren Zusammenhang
mit der wachsenden Konkurrenz zu den privaten
Rundfunkanbietern. Dabei geht es nicht nur um die
Ausschöpfung der den Landesrundfunkanstalten
zugestandenen Werbezeit. Ganz generell ist die Re-
gionalisierung zu einem Prinzip des Wettbewerbs
im dualen Rundfunksystem geworden. Im Vorge-
hen bei der Regionalisierung ist sogar etwas von
den kommunikationspolitischen Präferenzen zu er-
kennen, welche die bestimmenden politischen
Kräfte in verschiedenen Bundesländern leiten.
Wenn sich der Bayerische Rundfunk bei der Regio-
nalisierung zurückgehalten hat, ja 1987 sogar be-
kannt wurde, er wolle ganz darauf verzichten (was
einen Sturm an Protesten hervorrief), so dürfte dies
auch aus Rücksicht auf das Lokalradiokonzept der
bayerischen Medienpolitik geschehen sein. Auf der
anderen Seite wird man das starke Vordringen der
Regionalisierung in Nordrhein-Westfalen auch da-
mit zu erklären haben, daß hier, gedeckt durch eine

von der SPD gestellte Landesregierung, vollendete
Tatsachen geschaffen werden sollten, bevor es zur
Ansiedlung privaten Rundfunks kommen konnte,

c) Privater Rundfunk

In allen Ländern der Bundesrepublik Deutschland
sind in den letzten Jahren die rechtlichen Voraus-
setzungen für privatwirtschaftlich betriebenen
Rundfunk geschaffen worden. Möglich wurde dies,
nachdem der Frequenzmangel hinfällig geworden
war, der dem Bundesverfassungsgericht in seinem
Fernsehurteil von 1961 noch zur Rechtfertigung des
öffentlich-rechtlichen Systems gedient hatte. Die
Rechtsgrundlagen des privaten Rundfunks bilden
Landesrundfunk- oder Landesmediengesetze32).
Sie regeln die Zulassung privater Programmanbie-
ter und machen gewisse Auflagen bezüglich des
Programms, der Werbung usw. Zwischen den Re-
gelungen in den einzelnen Bundesländern gibt es
Gemeinsamkeiten, aber z. T. auch erhebliche Un-
terschiede. Die Länder haben von dem Gestal-
tungsspielraum, den das Bundesverfassungsgericht
ihnen in seinen jüngeren Rundfunkurteilen belas-
sen hat, verschiedenartig Gebrauch gemacht.

Dies gilt gerade auch für die Bedeutung, die man
dem Prinzip der Regionalität bei der Etablierung
des privaten Rundfunks zugemessen hat. Dabei
handelt es sich nicht nur um eine technische,
sondern durchaus um eine kommunikationspoli-
tische Frage. Generell ergab sich ein Regionalismus
schon aus der von den Ländern ausgeübten rund-
funkrechtlichen Regelungskompetenz. Unter-
schiede liegen darin, ob und wieweit darüber hinaus
(Sub-)Regionalisierung angestrebt wurde.

In Schleswig-Holstein wurde 1986 dem privaten
Anbieter Radio Schleswig-Holstein (RSH) eine
Sendeerlaubnis erteilt. Er liefert seitdem ein Voll-
programm auf einer landesweiten Frequenz. Die
Zentrale ist in Kiel, vier weitere Studios können für
das Landesprogramm Beiträge zuliefem, zur Not
auch eigene, subregionale Teile ausstrahlen. Feste
Programmplätze gibt es dafür aber nicht. Die lan-
desweite Ausstrahlung ermöglicht, daß auch die
Werbeeinblendungen landesweit verbreitet wer-
den. Dies sichert hohe Zuschauerquoten und ent-
sprechende Werbeeinnahmen33). Die Lizenzierung
eines weiteren privaten Hörfunkprogramms steht in
Schleswig-Holstein bevor.



Ein völlig konträres, im eigentlichen Sinne mit der
Regionalisierung ernst machendes Konzept ver-
folgt man hingegen in Bayern. Die Rechtsgrundlage
dafür bildet das Medienerprobungs- und -entwick-
lungsgesetz von 1984, das der Bayerischen Landes-
zentrale für Neue Medien (BLM) eine besonders
starke Stellung einräumt, weil die Landesverfas-
sung als einzige (in Art. Illa) den Rundfunk in
öffentlich-rechtlicher Trägerschaft festschreibt.
Das bayerische Konzept sieht Lokalradios auf 92
UKW-Frequenzen an 78 Standorten vor. Damit
sollte gerade die kleinräumige publizistische Ver-
sorgung verbessert werden. Ende 1989 wurde auf 53
Frequenzen an 39 Standorten gesendet. Außerdem
gibt es mit „Antenne Bayern“ ein landesweites
Hörfunkprogramm im Besitz einer Anbieterge-
meinschaft von Verlagen. Die Verwirklichung des
bayerischen Konzepts ist jedoch auf beträchtliche
Schwierigkeiten gestoßen. Dies ist vor allem in den
dünn besiedelten Regionen der Fall, während die
städtischen Ballungsräume weniger Probleme dar-
stellen34). In ihnen ist ein hinreichendes Werbepo-
tential vorhanden, aus dessen Einnahmen private
Anbieter ihr Programm bestreiten können. Anders
ist dies in kleinstädtischen und ländlichen Gebieten.
Hier fehlt es wegen der Kleinräumigkeit am Wer-
bepotential, das auch nach einer Studie der BLM
zur wirtschaftlichen Tragfähigkeit von Lokalradios
in Bayern vonnöten ist. Unter Umgehung der In-
tention des ursprünglichen Konzeptes versuchen
private Anbieter seit einiger Zeit, ihre Beteiligun-
gen an verschiedenen Standorten zu Netzen zusam-
menzuschließen (und damit die Kosten zu senken).
Dies würde die angestrebte lokale Vielfalt naturge-
mäß mindern. Auch ist die BLM offenbar bereit,
den Lokalsendem in weitaus größerem Umfang als
bisher die Übernahme von sogenannten Mantelpro-
grammen, die an zentraler Stelle produziert wer-
den, zu gestatten. Dennoch wird bislang im Grund-
satz an der starken Regionalisierung festgehalten.
In der Schweiz ist ein ähnliches Konzept durchaus
mit einigem Erfolg umgesetzt worden35).

In den anderen deutschen Bundesländern hat man
sich überwiegend an dem Modell Schleswig-Hol-
steins orientiert. In Niedersachsen verbreitet Ra-
dio ffn (Funk & Fernsehen Nordwestdeutschland),

das von 57 Verlagen getragen wird, seit Ende 1986
ein landesweites Vollprogramm. Seinen Hauptsitz
hat es in Isernhagen (bei Hannover). Daneben hat
der Sender acht Regionalstudios. Diese Studios
produzieren regionale Fensterprogramme, die
zweimal am Tag — auseinandergeschaltet — auf
Sendung gehen. Danach sollte in Niedersachsen
auch eine weitere Frequenz für ein landesweites pri-
vates Programm freigegeben werden. Den Zu-
schlag hat inzwischen „Radio Niedersachsen-
Gong“ erhalten.

Auch in Hessen, das als eines der letzten Bundes-
länder die Voraussetzungen für privaten Rundfunk
geschaffen hat, ist die Entscheidung für ein landes-
weites Programm gefallen. Die Lizenz wurde an
Radio FFH (Privat-Funk & Fernsehen Hessen)
vergeben, eine Gründung von 36 hessischen Zei-
tungsverlagen. Seit November 1989 wird das Pro-
gramm gesendet. Für eine landesweite Berichter-
stattung sorgen fünf Außenbüros.

Gleich mehrere private Anbieter wurden in den
Stadtstaaten zugelassen. In Hamburg waren dies
zunächst vier: Radio Hamburg, Radio 107, OK-
Radio und Radio Korah (diese beiden als „gemein-
nützige“ Sender). Radio Korah mußte 1988 Kon-
kurs anmelden, auch Radio 107 geriet 1989 in 
Schwierigkeiten. In Berlin traten seit 1987 ebenfalls
vier private Hörfunkprogramme auf: Radio 100,
Bürgerradio Berlin, Radio in Berlin (eingestellt)
und Hundert, 6. Zu den Gesellschaftern gehören
hier neben großen Verlagsgruppen und privaten
Einzelgesellschaftern auch gemeinnützige Vereine.
Im Saarland wurden 1988 UKW-Frequenzen für die
Verbreitung von zwei landesweiten Hörfunkpro-
grammen ausgeschrieben. Davon hat der Saarländi-
sche Rundfunk (SR) 1989 eine für zehn Jahre zur
Veranstaltung eines werbefreien Programms erhal-
ten. Als erster privater Hörfunkveranstalter wurde
die Euro Radio Saar zugelassen, an der neben dem
SR u. a. auch der Sparkassen- und Giroverband
Saar sowie saarländische Verlage beteiligt sind. Das
von der Euro Radio Saar veranstaltete Programm
ist seit Ende 1989 unter dem Namen Radio Salü auf
Sendung.

In Rheinland-Pfalz, das zu den Vorreitern bei der
Einführung privaten Rundfunks gehörte, wurde
1986 eine landesweite Welle freigegeben. Vier
Anbieter mußten sich die Frequenz teilen: Die
Rheinland-Pfälzische Rundfunkbetriebsgesellschaft
(RPR). die Private Rundfunkorganisation Rhein-
land-Pfalz (PRO), der Linksrheinische Rundfunk
(LR) und Radio 85 (inzwischen zurückgezogen).
Sie haben sich mittlerweile zu Radio 4 zusammen-
geschlossen. Eine Neuvergabe der Lizenz an RPR



erging 1989. Nach dem Landesrundfunkgesetz sind
den Anbietern regionale Sendungen in bestimmtem
Umfang vorgeschrieben. Dazu dienen auch eigene
Regionalstudios. Der Aufbau einer zweiten landes-
weiten Hörfunkkette steht in Rheinland-Pfalz be-
vor.

Nach Bayern ist in Baden-Württemberg die Regio-
nalisierung des privaten Hörfunks am weitesten
fortgeschritten. Laut Nutzungsplan der Landesan-
stalt für Kommunikation stehen für den Privatfunk
66 Lokal- und 24 Regionalsender zur Verfügung.
Bisher senden ca. 30 Anbieter. An verschiedenen
Standorten (z. B. Stuttgart, Reutlingen, Karlsruhe,
Heilbronn) sind mehrere Anbieter tätig; weitere
haben Lizenzurkunden erhalten. Aufgrund der
Vielzahl regionaler und lokaler Frequenzen gibt es
in Baden-Württemberg eine Tendenz zur Network-
Bildung: Seit Mai 1988 bietet in Ulm die Radio 7
Programm- und Werbegesellschaft ein Mantelpro-
gramm für kommerzielle Sender an ).36

Einen flächendeckenden lokalen Hörfunk soll es
auch in Nordrhein-Westfalen geben, wo der Sende-
beginn erst für 1990 zu erwarten ist. Organisato-
risch kennzeichnend ist hier das sogenannte „Zwei-
Säulen-Modell“37): Die Veranstaltergemeinschaft
hat für das Programm zu sorgen, die Betriebsgesell-
schaft für die technischen Einrichtungen und die
Finanzierung des Sendebetriebs. Nur an der letzte-
ren dürfen z. B. lokale Zeitungsverlage beteiligt
sein. Entsprechend den Vorgaben im Landesrund-
funkgesetz, das als Verbreitungsgebiet für lokalen
Rundfunk jeweils einen Kreis oder eine kreisfreie
Stadt vorschreibt, wurden in Nordrhein-Westfalen
45 Regionen festgelegt. Sofern darin kein leistungs-
fähiger Lokalfunk zustandekommt, sind Formen
der Kooperation möglich. Die tägliche Programm-
dauer muß beim lokalen Hörfunk mindestens acht
Stunden, beim lokalen Fernsehen wenigstens 30
Minuten täglich betragen. Umstritten ist noch die
Frage, wer die Lizenz für das landesweite Rahmen-
programm erhalten soll. Dabei geht es weniger um
die unterschiedlichen Konzepte der beiden Bewer-
ber Radio NRW und Kanal 4. Anlaß zur Kritik und
kartellrechtlichen Prüfung ist vielmehr, daß der
WDR an dem offensichtlich von der NRW-Landes-
regierung favorisierten Radio NRW mit 30 Prozent
beteiligt ist.

Bei allen Unterschieden zwischen den Bundeslän-
dern läßt sich die institutionelle Seite der Regionali-
sierung des privaten Hörfunks einigermaßen klar
beschreiben. Schwer ist es hingegen, etwas über
den tatsächlichen Umfang und die Art der regiona-
len Sendungen und Programminhalte zu sagen.
Hier dürfte es ganz erhebliche Abweichungen von-
einander geben. Generell ist aber entscheidend,
daß sich der private Hörfunk durchweg allein durch
Werbeeinnahmen finanzieren muß. Um möglichst
zahlreiche Hörer zu finden, setzen die Sender daher
zumeist auf populäre Musikprogramme für die jün-
gere bis mittlere Generation. Dahinter tritt die (re-
gionale) Information zurück, doch wird auf diese
keineswegs verzichtet. Eine 1989 für die Lokalra-
dios im Raum Nürnberg durchgeführte Inhaltsana-
lyse zeigte, daß bei diesen mehr als 70 Prozent der
Sendezeit auf Musik entfällt ). Zwischen 12 und 26
Prozent der Wortbeiträge behandelten Themen mit
lokalem Schauplatz. Der thematische Schwerpunkt
der Beiträge lag bei Sport, Kultur und Pop
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-Kultur,
Wirtschaft und Sozialem sowie Freizeit, Reisen und
Verkehr.

Was sich schon beim öffentlich-rechtlichen Rund-
funk zeigte, trifft erst recht auf den Privatfunk zu:
Die Regionalisierung im Fernsehen bleibt weit hin-
ter der im Hörfunk zurück. Die Finanzierungspro-
bleme stellen sich hier mit noch größerem Gewicht.
In einigen Bundesländern gibt es noch keine oder so
gut wie keine privaten Femsehanbieter (Hessen,
Saarland, in Baden-Württemberg lediglich das
Rhein-Neckar-Femsehen, Bremen mit probewei-
sem Betrieb). In anderen Bundesländern steigt die
Zahl der Regionalprogramme. Dies geschieht in
der Form, daß die beiden bundesweiten privaten
Femsehanbieter RTL plus und SAT 1 organisatori-
sche Vorkehrungen für Fensterprogramme mit re-
gionaler Berichterstattung schaffen. 1988 begannen
beide nationalen Anbieter mit der Regionalbericht-
erstattung in Hamburg. Im Jahr darauf folgte Nie-
dersachsen, seit März 1989 sendet SAT 1 Regiona-
les auch in Berlin. In Schleswig-Holstein bietet
SAT 1 zunächst das Hamburgische Regionalfenster
an, doch sind eigene Regionalteile für 1990 vorge-
sehen. RTL plus veranstaltet mit TV-SH in
Schleswig-Holstein ein Regionalfenster. Für 1990
stehen auch regionale Fensterprogramme in
Bayern (RTL plus und SAT 1) und Rheinland-
Pfalz (SAT 1) sowie für Nordrhein-Westfalen
(RTL plus) bevor. „Ob gewollt oder von den Me-
dienanstalten aufgetragen, zwei unterschiedliche
Konzepte der beiden nationalen Anbieter zeichnen



sich in dem nach wie vor stark reglementier-
ten Privatfunk ab: SAT 1 produziert über Toch-
tergesellschaften die Regionalsendungen selbst
oder ist zumindest an diesen beteiligt: RTL
plus setzt stärker auf Kooperation mit ande-
ren.“39)

Neben den Regionalisierungsbestrebungen der pri-
vaten nationalen Femsehanbieter gibt es solche ver-

schiedentlich durch regionale und lokale Einzelan-
bieter. Am zahlreichsten sind diese wegen der ge-
setzlichen Grundlage bisher in Bayern (in elf Regio-
nen sind 22 Sender-Standorte vorgesehen). In Mün-
chen, aber auch in einer Reihe weiterer Städte fin-
det man terrestrisch und im Kabelnetz verbreitete
Sendungen privater Femsehveranstalter. Aller-
dings ist der Sendeumfang größtenteils sehr ge-
ring.

III. Internationalisierung des Mediensystems
1. Bedeutung und Gründe der Internationalisie-

rung

Für den längsten Teil ihrer Geschichte sind die neu-
zeitlichen Massenmedien an Grenzen gebunden ge-
wesen. Ihre Verbreitung war einmal auf die jewei-
ligen Sprachräume abgestellt, zum anderen durch
politische Grenzen bestimmt. In der Regel gab es
stets eine Deckung zwischen Mediensystem und
politischem System. Das heißt jedoch nicht, man
habe früher keine grenzüberschreitende Kommuni-
kation zugelassen. Bis ins 19. Jahrhundert domi-
nierte in deutschen Zeitungen häufig sogar die Aus-
landsberichterstattung40). Daran, daß die Verbrei-
tung immer durch spezifische „nationale“ Rechts-
vorschriften bestimmt wurde, ändert dies aber
nichts.

Die Möglichkeiten zur grenzüberschreitenden
Kommunikation waren jedoch bescheiden, so lange
die gedruckte Presse das einzige publizistische Mas-
senmedium darstellte. Geändert hat sich hier erst
etwas, als die elektrische und dann die elektroni-
sche Übertragung hinzu kamen. Diese erforderten
denn auch rasch ein anderes Maß internationaler
Koordination. Hierzu wurden eigene Organisatio-
nen geschaffen, zunächst die Internationale Tele-
graphen-Union (1865), deren Nachfolger die heu-
tige International Telecommunications-Union
(ITU, gegründet 1947) ist.

Daß nationale Grenzen grundsätzlich Kommunika-
tion nicht behindern sollen, ist ein Grundaxiom
liberal-demokratischer politischer Systeme. Sie fin-
det denn auch im Prinzip der Informationsfreiheit
Ausdruck, wie es in den internationalen Menschen-
rechtserklärungen enthalten ist. Autoritäre oder to-
talitäre politische Systeme wollen hingegen solche

Kommunikation verhindern, weil sie auch ideolo-
gisch ein Monopol für Information und Meinungs-
bildung erheben. Um diesen Widerstreit zwischen
dem „free flow of information“ und der Staats-
souveränität ging es letztlich auch in den kommuni-
kationspolitischen Auseinandersetzungen zwischen
Ost und West bzw. Nord und Süd in den zurücklie-
genden Jahren41).

Die Internationalisierung des Mediensystems hat
technische, (kommunikations-)politische und öko-
nomische Ursachen. Die wichtigste technische
Neuerung, die in diesem Zusammenhang genannt
werden muß, ist das Aufkommen der Satelliten.
Zwar vermögen auch terrestrische Frequenzen, auf
denen seit den zwanziger Jahren Rundfunksendun-
gen verbreitet werden, nationale Grenzen zu über-
strahlen. Aber ihre Reichweite ist geringer und läßt
sich auch eher beeinträchtigen. Unter dem Ge-
sichtspunkt des unbehinderten Empfangs sind vor
allem die direktstrahlenden Rundfunksatelliten be-
deutsam, deren Signale individuell mittels einer Pa-
rabolantenne abgerufen werden können. Hingegen
ist bei den leistungsschwächeren Kommunikations-
satelliten eine Einspeisung und Weiterverbreitung
durch Kabelanlagen notwendig. Allerdings hat die-
ser Unterschied durch neue Satellitentypen
(„Astra“) in letzter Zeit an Bedeutung verlo-
ren42).

Die Internationalisierung des Mediensystems hat
zum zweiten (kommunikations-)politische Ursa-
chen. Durch den Zweiten Weltkrieg waren die Län-
der der Erde näher zusammengerückt. Die alten
Gegensätze würden, so hoffte man, durch Verstän-
digung überwunden werden, wobei den Kommuni-



kationsbeziehungen eine wichtige Aufgabe zukam.
Zwar wurde diese Entwicklung lange durch den
Ost-West-Konflikt beeinträchtigt. Aber zumindest
in den westlichen Ländern schritt sie voran. Dies
gilt insbesondere für Europa. Der Abschluß des
EWG-Vertrages 1957 wurde zu einer Initialzün-
dung für die europäische Integration. Inzwischen ist
diese Integration zu einem Motor auch der Interna-
tionalisierung des Mediensystems geworden, d. h.
Internationalisierung bedeutet hier großenteils,
wenn auch keineswegs ausschließlich, Europäisie-
rung. Und dies in mehrfacher Hinsicht: Einmal,
indem gemeinsame politische und wirtschaftliche
Strukturen geschaffen worden sind, in welche auch
die Massenmedien einbezogen sind. Zum anderen,
indem europäische Institutionen ihre Zuständigkeit
auch auf den Mediensektor ausgedehnt haben43).

Aus der jüngsten Zeit sind hier zwei Sachverhalte
von Bedeutung: Die Fernsehrichtlinie der EG und
die Femsehkonvention des Europarats. Die nach
mehrjähriger Diskussion am 3. Oktober 1989 ver-
abschiedete Fernsehrichtlinie der EG hat zum Ziel,
durch gewisse Vorgaben die „Ausübung der Fern-
sehtätigkeit“ in den Ländern der Gemeinschaft zu
koordinieren. Zuständig dafür sah sich die Kom-
mission der EG deshalb, weil sie für den freien
Dienstleistungsverkehr in den Mitgliedsländern zu
sorgen hat und das Fernsehen als eine solche
Dienstleistung begreift. Im einzelnen regelt die
Richtlinie fünf Komplexe: Die allgemeinen Voraus-
setzungen für die Verbreitung von Fernsehpro-
grammen, die Förderung der Verbreitung und Her-
stellung europäischer Fernsehprogramme, Fern-
sehwerbung und Sponsoring, Jugendschutz und Ge-

gendarstellungsrecht. Zunächst war vorgesehen,
die Femsehanstalten zu verpflichten, einen größe-
ren Teil ihrer Sendezeit europäischen Programmen
einzuräumen (Quotierung). In der endgültigen Fas-
sung ist dies jedoch nur als Postulat enthalten. Im
ganzen geht es der Richtlinie nur um einen Mindest-
standard für die Harmonisierung der nationalen
Rundfunkordnungen.

Die am 6. Mai 1989 unterzeichnete Femsehkon-
vention des Europarats sieht weitgehend ähnliche
Regelungen vor. Als ihr Vorteil wird gesehen, daß
im Europarat 23 Länder vertreten sind und ihr Gel-
tungsbereich somit weiter gespannt ist. Anderer-
seits ist ihre Umsetzung in nationales Recht auf-
wendiger und langwieriger. Deutlich liegt ein Un-
terschied zwischen beiden Dokumenten darin, daß
die EG-Richtlinie das Fernsehen (infolge der
Dienstleistungs-Definition) als wirtschaftliches Pro-
dukt behandelt und ein Marktmodell favorisiert,
während die Konvention des Europarats stärker die
kulturelle Funktion des Fernsehens hervorhebt.
Dementsprechend verteilen sich auch Zustimmung
und Kritik44).
Die Internationalisierung des Mediensystems hat
zum dritten wirtschaftliche Ursachen. Diese sind
mit den zuvor genannten politischen z. T. eng ver-
bunden. Die Schaffung eines gemeinsamen euro-
päischen Binnenmarktes, der 1992 vollendet sein
wird, hat erhebliche Konsequenzen für den wirt-
schaftlichen Aktionsradius und die Wettbewerbs-
verhältnisse in den Ländern der EG (und darüber
hinaus). Die Marktstellung nationaler Unterneh-
men hat sich dadurch wesentlich verändert. Dies ist
für den Mediensektor vor allem von Bedeutung, 
soweit er privatwirtschaftlich organisiert und damit
in das allgemeine Marktgeschehen einbezogen
ist45). In diesem Zusammenhang ist zumal daran zu
denken, in welchem Umfang Medienleistungen aus
Werbung finanziert werden. Die bloß nationalen
Medien- und Werbemärkte erweisen sich als zu
eng, Expansion erfordert Öffnung dieser Märkte,
auf denen die Leistungen der Medien angeboten,
aus denen sie aber auch finanziert werden müs-
sen.



Die Internationalisierung des Mediensystems ist 
eine Folge der politischen und wirtschaftlichen In-
ternationalisierung. Von daher besitzt sie stärker
als die Regionalisierung eine Eigendynamik, ist ein
„spontaner“, nicht dermaßen geplanter Prozeß.
Dabei birgt die Internationalisierung eine Vielzahl
von Problemen rechtlicher, wirtschaftlicher und
kultureller Art. Die Zuständigkeit der EG zum Er-
laß einer Fernsehrichtlinie wird z. B. von deutschen
Bundesländern bestritten, die hierzulande die Or-
ganisationskompetenz für den Rundfunk haben.
Kritisiert wird auch, Fernsehen primär als Dienst-
leistung anzusehen ). Schließlich ergeben sich kul-
turelle Probleme: Inwieweit bleiben nationale oder
regionale Identitäten erhalten oder sind diese in
Gefahr, durch Überfremdung verlorenzugehen?
Dabei stellt sich diese Frage noch weniger im inner-
europäischen Kontext, sondern vor allem durch die
starke Präsenz US
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-amerikanischer Angebote auf
dem europäischen Medienmarkt.

2. Die Praxis der Internationalisierung

a) Presse

Zuvor wurde schon darauf hingewiesen, daß unter
den verschiedenen Massenmedien die Presse am
wenigsten für die Internationalisierung prädesti-
niert erscheint. Bedingt ist dies einmal durch die
Dominanz der gedruckten Sprache als Mitteilungs-
form sowie durch das Erfordernis, die gespeicherte
Information auf mechanischem Wege transportie-
ren zu müssen. Beides hat zur Folge, daß die Ver-
breitung von Presseerzeugnissen durch Sprachbar-
rieren eingeschränkt wird und bisher nur in gerin-
gem Umfang über geopolitische Grenzen hinweg
erfolgt. Dennoch hat die Internationalisierung in-
zwischen auch dieses Medium erfaßt. Es handelt
sich dabei primär um einen ökonomischen, erst in
zweiter Linie um einen publizistischen Prozeß.

In den letzten Jahren haben die in der Bundesrepu-
blik ansässigen Großverlage (Bauer, Burda, Gru-
ner + Jahr, Springer) ihren Aktionsradius zuneh-
mend in den internationalen Bereich ausgewei-
tet* ). Ausschlaggebend war dafür, daß das Presse-
angebot (insbesondere bei Zeitschriften) in der
Bundesrepublik einen hohen Sättigungsgrad er-
reicht hat. Weitere Zugewinne sind hier nicht zu
erwarten. Neue Titel einzuführen, ist schwierig und

kostspielig geworden. Überdies beschränkt die Fu-
sionskontrolle, die zur Verhinderung weiterer Pres-
sekonzentration eingerichtet wurde, die Möglich-
keiten der großen Verlage auf dem nationalen Pres-
semarkt.
Die Internationalisierung im Pressesektor vollzieht
sich in verschiedenen Formen. Ausländische Ver-
lage mit ihren Presseprodukten aufzukaufen, ist ein
direkter Weg. So erwarb 1989 der Springer-Verlag
in Spanien den Zeitschriften-Verlag SARPE. Ei-
nige Jahre davor hatte Gruner + Jahr dort die Titel
„Dunia" und „Ser Padres“ übernommen. Ver-
gleichsweise einfach ist auch die Methode, ein re-
daktionelles Konzept unverändert ins Ausland zu
exportieren, d. h. Inhalt und Gestaltung einer Zeit-
schrift komplett zu übernehmen und nur die Texte
in die jeweilige Landessprache zu übersetzen. Be-
währt hat sich dies allerdings nur bei einem speziel-
len Typ, der Handarbeits- und Modezeitschrift
(„Burda Moden“. „Sandra“, „Mikado“). Das Ver-
fahren ist weder für alle Länder noch für andere
Zeitschriftenarten erfolgversprechend. Gerade
Gruner + Jahr erlebte mit seiner amerikanischen
Ausgabe von „Geo“ ein Fiasko. In der Bundesre-
publik entwickelte publizistische Konzepte müssen
beim Export vielmehr der Mentalität und den sozio-
kulturellen Gegebenheiten des jeweiligen Landes
angepaßt und auf die dortige Nachfrage bzw.
Marktlage abgestellt werden. Dies hat man bei der
französischen Ausgabe von „Geo“ beherzigt. Eine
weitere Möglichkeit besteht schließlich darin, neue
Zeitschriften(typen) unmittelbar in einem anderen
Land zu entwickeln und unter den Verhältnissen
dort zu erproben. Dazu gehört z. B. das Monats-
blatt „Prima“ (Gruner + Jahr), das in Frankreich
so erfolgreich lief, daß sein Konzept inzwischen
nach Deutschland und Großbritannien (re-)impor-
tiert wurde. Einen hierzulande angebotenen Titel
im Ausland zu adaptieren und gemeinsam mit ei-
nem dortigen Partner zu vertreiben bzw. diesem in
Lizenz zu überlassen, stellt noch eine weitere Vari-
ante der Internationalisierung dar.

Anfang der achtziger Jahre begann der Heinrich
Bauer-Verlag (Hamburg), der mit 33 Titeln und
einer wöchentlichen Auflage von ca. 20 Millionen
Exemplaren größte bundesdeutsche Zeitschriften-
verlag, im Ausland Fuß zu fassen. Man versuchte,
das in der Bundesrepublik erfolgreiche Blatt „Tina“
als „Woman’s World“ auf dem amerikanischen
Markt herauszubringen. Doch die Eigenheiten die-
ses Marktes mußte man erst kennenlemen. Erst
nach Jahren und manchen Korrekturen (Vertrieb,
Preis, Inhalt) wurde die Zeitschrift zu einem Erfolg.
Inzwischen hat der Verlag in den Vereinigten Staa-
ten eine weitere Frauenzeitschrift („First for Wo-
men“) folgen lassen. Auch in anderen Ländern ist



Bauer mit ähnlichen Zeitschriften präsent. Der
Bauer-Verlag ist auch der Vorreiter einer europa-
weiten Tarifgestaltung für Anzeigen (Euro-Ra-
batt).

Schon seit Anfang der fünfziger Jahre ist die Offen-
burger Verlegerfamilie Burda international aktiv.
Mit „Burda Moden“ hatte man auch im Ausland
Erfolg. Die Handarbeits- und Modezeitschrift
kommt inzwischen in 14 Sprachen heraus und wird
in über 20 Ländern angeboten. In letzter Zeit sind
eine russische und eine ungarische Ausgabe eröff-
net worden. Das Stammhaus des Verlages betreibt
auch andere internationale Projekte („Verena“,
„Miß B“). Neu erschienen ist die deutsche Ausgabe
der französischen Modezeitschrift „Elle“, die von
einem Gemeinschaftsverlag herausgegeben wird,
an dem ein Tochterunternehmen des großen fran-
zösischen Medienuntemehmens Hachette und der
Burda-Verlag paritätisch beteiligt sind. Übrigens ist 
dieses Organ eines der seltenen Beispiele für in der
Bundesrepublik agierende ausländische Pressever-
lage. Seit Anfang März 1990 bringt Burda eine
deutsche Ausgabe des US-Wirtschaftsmagazins
„Forbes“ heraus.

Ende der siebziger Jahre begann der Verlag Gru-
ner + Jahr, der zur Bertelsmann AG gehört, sehr
intensiv, seine internationalen Unternehmungen
aufzubauen. Im Jahr 1988/89 wurden bereits 46 Pro-
zent des Umsatzes von drei Milliarden DM im Aus-
land erzielt. Mit Zeitschriften für Eltern, Frauen,
Kultur, Fernsehen und populäre Wissenschaft stieg
Gruner + Jahr in den USA. Spanien, Frankreich
und Großbritannien ein.

Relativ spät und eher vorsichtig hat der Springer-
Verlag mit seinem internationalen Engagement be-
gonnen. 1989 erwarb Springer die New Yorker
„Medical Tribune“-Gruppe und fand damit Zugang
zum internationalen Fachzeitschriften-Markt. Im
gleichen Jahr erfolgte der Einstieg in Spanien. Mit
einem Schlag gelang es dem Verlag, einen Teil des
spanischen Zeitschriftenmarktes zu erobern. In Ita-
lien hat Springer eine Beteiligung an der Verlags-
gruppe Poligrafici Editoriale S. p. A. vereinbart,
die zu dem führenden Medienuntemehmen Monti
gehört und in Nord- und Mittelitalien fünf Tages-
zeitungen herausbringt (darunter die römische „II
Tempo“). Als erfolgreich hat sich zudem der Ex-
port von „Auto Bild“ erwiesen. Lizenz-Ausgaben
der Zeitschrift erscheinen inzwischen in Italien,
Großbritannien, Frankreich, Norwegen und Un-
garn. Dazu sind Gemeinschaftsunternehmen mit
ortsansässigen Betrieben geschaffen worden. Zu er-
wähnen sind schließlich noch Beteiligungen des
Springer-Verlags an der im Herbst 1988 neu auf den
Markt gekommenen österreichischen Tageszeitun-

gen „Der Standard“ und an der „Tiroler Landeszei-
tung“ (Innsbruck). In jüngster Zeit versucht Sprin-
ger auch auf dem ungarischen Zeitungsmarkt Fuß
zu fassen.

Außer den bisher genannten bundesdeutschen
Großverlagen ist noch die WAZ-Verlagsgruppe
(Essen) zu nennen, die mit der „Westdeutschen
Allgemeinen Zeitung“ hierzulande die auflagen-
stärkste Abonnementzeitung herausgibt. Sie er-
streckt ihr internationales Engagement auf Zeitun-
gen im deutschsprachigen Ausland. 1987 erwarb
der WAZ-Verlag zunächst eine 45prozentige Betei-
ligung an der „Neuen Kronen-Zeitung“, dem Wie-
ner Boulevardblatt. Auch an deren Konkurrenzor-
gan, der Straßenverkaufszeitung „Kurier“, hat die
WAZ wenig später eine Beteiligung übernommen.
Die — bezogen auf die Auflagen — starke Beteili-
gung bundesdeutscher Verlage am kleinen österrei-
chischen Zeitungsmarkt ist nicht ohne Besorgnis
registriert worden48).

Zwar ist es nichts Neues, daß bestimmte, primär
national verbreitete Tageszeitungen auch in ande-
ren Ländern gelesen werden (z. B. „International
Herald Tribune“, „Neue Zürcher Zeitung“. „Fi-
nancial Times“). Was bisher zumeist an den Sprach-
barrieren gescheitert ist, sind in ihrer ganzen Art
auf internationale Verbreitung angelegte Organe.
Doch werden auch hier im Zuge der Internationa-
lisierung zunehmend entsprechende Versuche un-
ternommen. Man hat geradezu von einem „Grün-
dungsfieber“ bei paneuropäischen Zeitschriften ge-
sprochen. Doch sind die Schwierigkeiten hier groß.
Der Versuch, das in Frankreich beheimatete „Paris
Match“ in vier weiteren Sprachen (Deutsch, Eng-
lisch, Spanisch, Italienisch) herauszubringen,
wurde nach wenigen Monaten wieder aufgegeben.
Am ehesten erscheinen noch Fachmagazine für
Wirtschaft und Kultur erfolgversprechend („Euro-
business“, „Lettre international“, „Emois“, „Wall
Street Journal“).

Vor kurzem hat der britische Großverleger Robert
Maxwell mit „The European“ das Erscheinen einer
paneuropäischen Wochenzeitung realisiert. Im
zweiten Jahr besteht inzwischen „Liber“, eine „eu-
ropäische Kulturzeitschrift“, die alle zwei Monate
als Beilage von fünf Zeitungen verschiedener Län-
der erscheint, und zwar der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung“, „L’Indice", „Le Monde“, „El Pais“
und dem „Times Literary Supplement“ (Gesamt-
auflage 1,375 Millionen Exemplare).



b) Öffentlich-rechtlicher Rundfunk

Im Prinzip ist der Rundfunk aus technischen Grün-
den viel weniger als die Presse an bestimmte Gren-
zen gebunden. Gleichwohl wurde auch der Rund-
funk seit den zwanziger Jahren in nationalen Orga-
nisationsformen aufgebaut. Nur verlangte, wie be-
reits erwähnt wurde, die störungsfreie Nutzung der
Frequenzen von Beginn an internationale Abspra-
chen. Die Wellen- und Funkkonferenzen wurden
seitdem zu Stätten internationaler Kommunika-
tionspolitik. Auch die Anfänge des internationalen
Programmaustauschs reichen bis in die zwanziger
Jahre zurück. Im übrigen setzten auch damals schon
Versuche ein, auf der weitreichenden Kurzwelle
eigene Rundfunksendungen für das Ausland auszu-
strahlen49). Daraus wurde im Zweiten Weltkrieg
dann eine in höchstem Maße propagandistische Ak-
tivität.

Ausländsrundfunk wird in der Bundesrepublik wie-
der seit Anfang der sechziger Jahre betrieben, und
zwar von den Bundesrundfunkanstalten Deutsch-
landfunk (DLF) und Deutsche Welle (DW). Wäh-
rend der DLF für Gesamtdeutschland und das euro-
päische Ausland senden soll, richten sich die Sen-
dungen der DW großenteils an Länder außerhalb
Europas. Ihre Programme werden auf Kurzwelle
heute in 34 Sprachen rund um den Globus verbrei-
tet. Außerdem versorgt die Deutsche Welle zahlrei-
che ausländische Radiostationen, insbesondere in
der Dritten Welt, mit Erziehungs- und Unterhal-
tungsprogrammen .

Als „Programmbörse“ für den internationalen
Femsehaustausch wurde im Rahmen der 1950
entstandenen Union Europenne de Radiodif-
fusion (UER/EBU) speziell die Eurovision ge-
gründet50). Der Programmaustausch hat im Lau-
fe der Jahre erheblich zugenommen. Die Euro-
vision trat zudem in Kooperation mit der Inter-
vision, einer entsprechenden Organisation der
ebenfalls im Femsehbereich zusammengeschlos-
senen östlichen Länder (OIRT). Der Schwer-
punkt des Programmaustauschs der Euro-
vision liegt bei den Nachrichten (European News
Exchange) sowie bei der Überspielung von Sport-
sendungen.

Da die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in
nationalem „Besitz“ sind, läuft bei ihnen die Inter-
nationalisierung weniger über die wirtschaftliche als
die publizistische Schiene. Ausdrücklich als „Mo-

dell für internationale Zusammenarbeit im Fem-
sehbereich“51) ging 1984 das Programm 3 SAT auf
Sendung. Es handelt sich hierbei um ein Gemein-
schaftsprogramm von ZDF, Österreichischem
Rundfunk (ORF) und der Schweizer Radio- und
Fernsehgesellschaft (SRG) für den deutschsprachi-
gen Raum, den größten Sprachraum Europas.
3 SAT wird über Satellit und über Kabel verbreitet.
Es hat eine kulturelle Zielsetzung und richtet sich 
eher an Minderheiten. Das ZDF trägt etwa die
Hälfte, der ORF ein Drittel und die SRG zehn Pro-
zent zum Programm bei. Neuerdings ist eine Betei-
ligung des DDR-Fernsehens hinzugekommen. Ein
beträchtlicher Teil des werbefreien Programms be-
steht aus Wiederholungen. Noch mehr ist dies bei
Eins Plus der Fall, das die ARD seit 1986 als zusätz-
liches, kulturell akzentuiertes Programm für den
deutschen Sprachraum ausstrahlt52).

1985 haben sieben öffentlich-rechtliche Rundfunk-
anstalten aus verschiedenen Ländern die Europäi-
sche Produktionsgemeinschaft (EPG) gegründet.
Außer dem ZDF sind daran beteiligt Antenne 2
(Frankreich), Channel Four (Großbritannien),
ORF (Österreich), RAI (Italien), SRG (Schweiz)
und — seit 1977 — RTVE (Spanien). Ziel der
Gründung ist, Unterhaltungssendungen, insbeson-
dere Langzeitserien zu produzieren, die gemeinsam
ausgestrahlt werden. Dahinter steht einerseits die
Erfahrung, daß einzelne Sendeanstalten allein
kaum mehr die Kosten aufbringen können für auf-
wendige Programme. Zum anderen ist man davon
überzeugt, nur mit gemeinsamen Kräften der mäch-
tigen amerikanischen Konkurrenz auf dem Konti-
nent entgegentreten zu können. Mit Erfolg lief zu-
erst die durch die EPG produzierte Kriminalserie
„Eurocops“.

Enttäuschend verliefen hingegen die Bemühungen
um ein erstes paneuropäisches Fernsehpro-
gramm 53). Ein fünfwöchiger Test wurde zunächst
1982 unter dem Namen „Eurikon“ durchgeführt.
Im Oktober 1985 startete dann Europa TV. In sei-
ner „prä-operationellen Phase“ sendete es jeden
Abend über fünf Stunden hinweg ein multinationa-
les Programm in vier Sprachen, das in die Kabel-
netze von zwölf europäischen Ländern eingespeist
wurde, später aber über den Satelliten Olympus zu
empfangen sein sollte.



Gründungsmitglieder von Europa TV waren das
niederländische (NOS), irische (RTE), italienische
(RAI) und bundesdeutsche (ARD) Fernsehen. Fi-
nanziert wurde das Programm von den beteiligten
Rundfunkanstalten durch Beiträge, Gebühren und
Werbung. Daß Europa TV bereits Ende November
1986 sein Programm einstellte, ist nicht nur auf
finanzielle Probleme und mangelndes Engagement
der europäischen Länder zurückzuführen. Auch die
Nutzung durch das Publikum erfüllte die Erwartun-
gen nicht, wobei dies z. T. mit der noch unzurei-
chenden Verkabelung zu tun hatte. Auch konnten
die Probleme der Mehrsprachigkeit nicht auf eine
für die Zuschauer befriedigende Weise gelöst wer-
den.

Weitere internationale Aktivitäten der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten befinden sich zur
Zeit noch im Stadium der Planung. Ein zwischen
Bundeskanzler Kohl und Staatspräsident Mitter-
rand verabredeter Deutsch-Französischer Kultur-
kanal soll 1991 seine Sendungen aufnehmen. Als
Träger sind auf französischer Seite La Sept und auf
deutscher Seite ARD und ZDF vorgesehen. Doch
sind die organisatorischen, technischen, finanziel-
len und inhaltlichen Modalitäten bisher nicht end-
gültig geklärt, auch wird der Sinn eines solchen
binationalen Unternehmens inzwischen bezweifelt.
Auf mehr Interesse bei den Anstalten stößt der
innerhalb der UER gehegte Plan, einen Europäi-
schen Nachrichtenkanal einzurichten, der mög-
lichst rund um die Uhr in mehreren Sprachen sen-
det. Das Projekt wirft weniger finanzielle als redak-
tionelle Probleme auf.

c) Privater Rundfunk.

Weit stärker als im öffentlich-rechtlichen Rundfunk
ist die Internationalisierung im privaten Rundfunk
vorgedrungen. Ausschlaggebend dafür sind wirt-
schaftliche Ursachen, von denen schon gesprochen
wurde. Die Kosten insbesondere im Femsehbe-
reich sind so hoch, daß sie nur von großen Unter-
nehmen aufgebracht werden können, für die der
nationale Markt zu klein ist. Dabei geht es auch um
die Verteilung des Risikos, und zwar nicht nur auf
verschiedene Anteilseigner, sondern auch auf ver-
schiedene Absatzmärkte. International können
Programme zudem mehrfach genutzt und somit ver-
billigt werden. Die wirtschaftlichen Zwänge führen
zugleich jedoch zur Konzentration auf wenige An-
bieter, woraus sich die Gefahr wirtschaftlich und
publizistisch kartellartiger Verhältnisse ergibt.

Die Internationalisierung der letzten Jahre betrifft
vor allem das privatwirtschaftliche Fernsehen. Der
Hörfunk ist davon (bisher) kaum betroffen, obwohl
er in der Bundesrepublik inzwischen wieder das

zeitlich am meisten genutzte Medium ist. Doch
sollte man nicht vergessen, daß das deutschspra-
chige Programm von Radio Luxemburg das älteste,
hierzulande empfangbare Programm eines Privat-
senders ist.

Internationalisierung im Fernsehen findet im we-
sentlichen durch transnationale Beteiligungen statt.
In der Bundesrepublik ist dies bei den Femsehan-
bietem RTL plus und Tele 5 der Fall, wohingegen
sich SAT 1 ausschließlich in nationalem Besitz be-
findet (neben dem Filmhändler Leo Kirch vor allem
Zeitungsverlage). Der wichtigste Gesellschafter
von RTL plus ist mit 46,5 Prozent die Compagnie
Luxembourgeoise de Tldifussion (CLT). An
zweiter Stelle folgt die Ufa Film- und Fernseh-
GmbH mit 38,5 Prozent, die zur Bertelsmann AG
gehört. Die Ufa ist zusätzlich mit 14,3 Prozent an
der Fratel, einer luxemburgischen Holding von
CLT, beteiligt (zusammen mit französischen, belgi-
schen und luxemburgischen Anteilseignern). Wei-
tere deutsche Gesellschafter von RTL plus sind die
FAZ (ein Prozent), die WAZ-Gruppe (zehn Pro-
zent), Burda (zwei Prozent) und als Treuhänder die
Deutsche Bank (zwei Prozent).

Mit seinem Unternehmen Fininvest ist der Italiener
Silvio Berlusconi einer der Aktivsten im internatio-
nalen Femsehgeschäft. Er betreibt in Italien drei
Femsehketten (Canale 5, Italia 1, Retequattro)
und ist inzwischen auch am französischen Fernseh-
sender La Cinq beteiligt. Im August 1987 stieg Ber-
lusconi mit 45 Prozent in die deutsche Kabel Me-
dia-Programmgesellschaft (KMP) ein. Diese hatte
zuvor im Kabelpilotprojekt Ludwigshafen für junge
Leute das Programm Musicbox angeboten. Als rei-
nes Spartenprogramm hatte es jedoch wenig Aus-
sicht auf größere Reichweiten. Mit dem Einstieg
Berlusconis begann der Ausbau der Musicbox zu
Tele 5, einem Vollprogramm für Jugendliche. 1989
hat Berlusconi sein Engagement bei Tele 5 jedoch
reduziert und 24 Prozent von seinen Anteilen an
die CLT verkauft, so daß diese an einem zweiten
Vollprogramm partizipiert.

Die international operierenden Medienunterneh-
men besitzen zunächst immer eine Absicherung auf
dem heimischen, nationalen Markt. Die gilt in der
Bundesrepublik auch für den Filmhändler Leo
Kirch, dessen Konzern wegen seiner vielfältigen
und getarnten Verflechtungen unübersichtlich ist.
Kirch, der im deutschen Femsehmarkt an SAT 1
und PRO 7 beteiligt ist, agiert ebenfalls schon seit
längerem zunehmend im Ausland. Im Hinblick auf
den wachsenden Programmbedarf ist ein Europäi-
sches Konsortium für kommerzielles Fernsehen mit
Sitz in Luxemburg gegründet worden, an dem au-
ßer Kirch die Medienunternehmen von Robert



Maxwell, Silvio Berlusconi und Jerome Seydoux
beteiligt sind. 1989 haben fünf private europäische
Fernsehunternehmen einen eigenen Verband ge-
gründet, um künftig ihre Interessen besser vertre-
ten zu können, die Association of Commercial Te-
levision (A.C.T.) mit Sitz in Brüssel.
Außer RTL plus und Tele 5, die z. T. in ausländi-
schem Besitz sind, aber deutschsprachige Fernseh-
programme senden, sind in der Bundesrepublik
noch einige andere, paneuropäisch oder zumindest
grenzüberschreitend verbreitete Programme zu
empfangen. Ihre technische Reichweite erlangen
sie durch Satelliten, wobei je nach Typ eine Einspei-
sung ins Kabel hinzukommt oder aber ein Direkt-
empfang möglich ist. Die tatsächliche Reichweite
wird jedoch vom Inhalt bestimmt und hängt nicht
zuletzt von der Sprache ab, in der gesendet wird. Da
Vollprogramme eine hinreichende Akzeptanz nur
finden, wenn in deutscher Sprache gesendet wird,
müssen ausländische Beiträge (z. B. Spielfilme)
synchronisiert werden. Das ist teuer. Das Verfah-
ren, fremdsprachige Sendungen in der Landesspra-
che zu Untertiteln, ist zwar wesentlich billiger, in der
Bundesrepublik aber weniger üblich (und akzep-
tiert) als in anderen Ländern. Sendungen in ande-
ren Sprachen können allenfalls in speziellen Spar-
tenprogrammen auf eine (begrenzte) Zuschauer-
schaft rechnen.
Von „lingua franca-Programmen“ spricht man
dann, wenn diese transnational auch außerhalb des
eigenen Sprachraumes verbreitet werden und nicht
auf einen bestimmten politisch-kulturellen Raum
abgestellt sind. Dazu gehören in Europa Sky Chan-
nel und Super Channel, die beide in englischer
Sprache senden. Sie liefern vor allem musikalische
Unterhaltung, inzwischen aber auch Serien und
Sport. Anfangs hatten sie sogar nur Videoclips ge-
boten. Sky Channel befindet sich mehrheitlich im
Besitz von Rupert Murdoch, der weltweit 150 Zei-
tungen und 50 Zeitschriften besitzt und dessen Me-
dienuntemehmen zu den größten der Welt zählt.

Der Super Channel, ursprünglich im Besitz von Ri-
chard Branson (Virgin-Gruppe), wurde 1987 von
Marialina Marcucci übernommen (Videomusic).
Seitdem wird sein Programm in 14 Ländern verbrei-
tet. Es bietet ebenfalls großenteils leichte Musik,
aber auch ein Wirtschaftsmagazin und eine tägliche
Euro News Show. Ein supranationaler Musikkanal
ist ferner MTV Europe, dessen Mehrheit der briti-
sche Medienunternehmer Robert Maxwell besitzt.

Zwei internationale, durch Werbung finanzierte
Spartenprogramme sind noch zu nennen: Seit Mai
1988 sendet Eurosport, ein mehrsprachiger euro-
päischer Sportkanal, der durch ein Zusammenge-
hen von 16 EBU-Mitgliedern und Rupert Murdoch
entstand. Es handelt sich hier um ein gemeinschaf-
liches Unternehmen, in dem ein privater Betreiber
mit öffentlich-rechtlichen Programmlieferanten zu-
sammenarbeitet. Die EG-Kommission hat hierge-
gen Vorbehalte wegen der Gefahr des Mißbrauchs
einer marktbeherrschenden Stellung angemeldet.
Seit November 1988 ist der European Business
Channel (EBC) auf Sendung, das erste transnatio-
nal ausgestrahlte europäische Wirtschaftsfemse-
hen. In deutscher Sprache wird das Programm täg-
lich zweimal halbstündig über RTL plus ausge-
strahlt. Es richtet sich zielgruppenorientiert vor-
nehmlich an Führungskräfte in Wirtschaft und Poli-
tik, an Kapitalanleger und wirtschaftlich interes-
sierte Zuschauer. An dem Kanal sind Verlage,
Wirtschaftsmagazine und Banken, aber auch die
CLT beteiligt.
Durch die Internationalisierung des privaten Fern-
sehens ist das Programmangebot in der Bundesre-
publik erheblich angewachsen. Die Auswahlmög-
lichkeiten haben dadurch für das Publikum zuge-
nommen. Dabei stehen neben unspezifischen, ein-
ander weitgehend ähnlichen Unterhaltungspro-
grammen spezielle Angebote für bestimmte Ziel-
gruppen. Im ganzen verstärken sich der Austausch
und die Zugänglichkeit, aber auch die Diversifizie-
rung internationaler Programminhalte.



Marianne Begemann

Auf der Suche nach der Leserschaft
Die Tageszeitung vor der Herausforderung

eines veränderten Leseverhaltens

I. Warnsignale

„Old media never die, but they must change.“
Diese Erfahrungsregel der Kommunikationswis-
senschaft hat sich mit Blick auf die Tageszeitung bei
der Einführung des Fernsehens bestätigt. Sie be-
sagt, daß „kein Instrument der Information und des
Gedankenaustauschs, das einmal eingeführt wurde
und sich bewährt hat, durch neu hinzutretende Me-
dien völlig verdrängt und überflüssig gemacht wird,
daß es jedoch einen Funktionswandel durchmacht
und neue, andere Kombinationen von Aufgaben im
Insgesamt der Medien einnimmt“ ).1

Heute steht das „alte Medium“ Tageszeitung vor
einer doppelten Herausforderung. Noch bevor
nämlich die Konkurrenz durch die „neuen“ Medien
richtig zum Tragen kommt, signalisieren andere
Daten, daß sich die Tageszeitung nicht auf ihren
bisherigen Leistungen ausruhen kann:

— Die Reichweite ist zurückgegangen.

— Die Bindung der Leser und Leserinnen an die
Tageszeitung hat sich gelockert.

— Die Nutzungsdauer — im Durchschnitt 33 Minu-
ten — ist ebenfalls leicht rückläufig.

— Sogar der Lokalteil, noch immer der am meisten
gelesene Teil der Tageszeitung, scheint an Attrak-
tivität zu verlieren.

— Vor allem bei der jüngeren Generation ist eine
mangelnde Bereitschaft zu verzeichnen, die Tages-
zeitung zu lesen ).2

Mehrere Anzeichen sprechen dafür, daß sich diese
Entwicklung fortsetzen könnte:

— Demographische Statistiken in der Bundesrepu-
blik sagen (bisher) einen deutlichen Bevölkerungs-
rückgang voraus.

1

— Die Zahl der Einpersonenhaushalte nimmt zu. in
denen die Tageszeitung nicht mehr zur „Grundaus-
stattung“ gehört.

— Allein im Printmedienbereich sehen sich die Ta-
geszeitungen zunehmender Konkurrenz gegen-
über: zum einen durch die lokalen und regionalen
Anzeigenblätter, zum anderen durch die wach-
sende Zahl von Zeitschriften, die sich auf einzelne
Zielgruppen konzentrieren und einen Teil des Lese-
budgets beanspruchen.

— Das Fernsehprogrammangebot weitet sich aus.
Dabei zeichnet sich eine Gewichtsverlagerung zu
noch mehr Unterhaltung ab, sowohl im Programm-
angebot als auch bei den Einschaltquoten.

— Die Freizeitforschung sagt einen sich ausweiten-
den Trend zur aktiven Freizeitgestaltung voraus.

— Langzeitstudien der Mediennutzungsforschung
warnen: Wer als Jugendlicher nicht zur regionalen
Tageszeitung greift, gehört auch später nicht zur
Leserschaft. Schon heute gibt es unter den Jugend-
lichen einen großen Anteil an exklusiven Hörfunk-
nutzem. Je mehr sich diese Haltung verfestigt, de-
sto größer kann die Distanz zur Tageszeitung wer-
den. Im Gegensatz zu früheren Jahrgängen ist auch
nicht mehr zu erwarten, daß Jugendliche nach Be-
rufseinstieg und Familiengründung ohne weiteres
eine Zeitung abonnieren.

Für eine demokratische Gesellschaft ist diese Ent-
wicklung umso bedenklicher, als die Tageszeitung
im Vergleich zu Hörfunk und Fernsehen unbestrit-
ten das Informationsmedium ist. Der Bedarf an
Orientierung und Erklärung wird weiter wachsen.
Die Tageszeitung bringt alle Voraussetzungen mit,
eine zentrale Rolle in der — auch vom Bundesver-
fassungsgericht festgeschriebenen — notwepdigen
Politikvermittlung einzunehmen. Es ist unmöglich
und auch nicht zumutbar, in den bekannten einein-
halb Minuten die Steuerreform oder die Abrüstung



zu erklären. Die Tageszeitung hingegen mit ihrer
Möglichkeit der Hintergrundberichterstattung hat
die Fähigkeit, komplexe Informationen zu vermit-
teln — Informationen zudem, die man ständig zur
Hand haben, d. h. wieder nachlesen kann. Die Zu-
kunftssicherung der Tageszeitung ist also von zen-
traler Bedeutung für die Demokratie — abgesehen
davon, daß sie im ureigenen wirtschaftlichen Inter-
esse der Zeitungsunternehmen selbst liegt.

Zukunftssicherung setzt, langfristig gesehen, eine
enge Bindung der Leser und Leserinnen an die
Tageszeitung voraus. Das geht nicht ohne ein diffe-
renziertes Wissen über die Leserschaft und deren
offenbar gewandelter Bedürfnisse. Als Antworten
reichen herkömmliche Tests, die nur die Beachtung
für einzelne Beiträge durch den Leser feststellen,
ebensowenig aus wie Untersuchungen im Rahmen

des Komunikationsmarketings, die nur die Qualität
des Publikums im Hinblick auf Kaufkraft und Kon-
sumverhalten im Auge haben.

Die Kommunikationswissenschaft hat eine wech-
selvolle Geschichte im Bereich der Mediennut-
zungs- und Wirkungsforschung hinter sich. In dem
Streit über Allmacht oder Ohnmacht der Medien
konnte sie selten Aussagen liefern, die für die jour-
nalistische Praxis hilfreich gewesen wären. Inzwi-
schen jedoch liegen praxisrelevante Informationen
vor — allerdings noch ziemlich zerstreut. Es han-
delt sich meist um Daten aus Untersuchungen mit
unterschiedlichen Fragestellungen und Untersu-
chungsansätzen, die unverbunden nebeneinander
stehen. Vielleicht ist dies mit ein Grund, warum sie
bisher so wenig Beachtung gefunden haben in der
journalistischen Praxis.

II. Schwachstelle Politikberichterstattung

Ein unbefriedigender Zustand also. Die Bundes-
zentrale für politische Bildung, seit 15 Jahren enga-
giert in der Arbeit im Bereich der Tageszeitungen,
hat dies zum Anlaß genommen, eine Studie in Auf-
trag zu geben, die systematisch wichtige empirische
Daten über das Medienpublikum als Empfänger
und Verarbeiter von Informationen zusammen-
stellt ). Das Hauptaugenmerk sollte dabei auf dem
Bereich der politischen Informationen liegen. Um
es gleich vorweg zu sagen: Die Datenlage erlaubt
keine umfassenden oder gar endgültigen Antwor-
ten. Dennoch sind hinreichende Übereinstimmun-
gen und Anhaltspunkte gegeben und damit Trend-
aussagen möglich. Sie lassen sich in den folgenden
Thesen und Empfehlungen für die Medienpraxis
zusammenfassen:

3

These 1: Die Tageszeitung hat offenbar Bezugs-
gruppenprobleme

In erster Linie wird die Tageszeitung4) von be-
stimmten, im Hinblick auf Bildung und Einkom-
men privilegierten Gruppen gelesen. Je gewohnter
und geübter der Umgang mit den Medien ist (Me-
dienkompetenz), desto größer die Wahrscheinlich-
keit der Zuwendung zur Tageszeitung.
Überdurchschnittlich genutzt wird die Tageszeitung
vornehmlich von Männern. Berufstätigen, Älteren,
Gruppen mit hoher formaler Bildung, hohem Ein-
kommen sowie Menschen, die stark an Politik inter-
essiert sind. Als weitere Merkmale treten bei diesen
Lesern hervor, daß sie eine hohe lokale und politi-
sche Integration aufweisen, den Bereichen Politik,
öffentliches Leben und Beruf Priorität einräumen
und sie zu postmateriellen Werten wie soziale An-
erkennung, Selbstverwirklichung und gesellschaft-
liche Partizipation neigen.
Unterdurchschnittlich genutzt wird die Tageszei-
tung von Frauen, Personen mit niedrigerer Bildung
und geringerem Einkommen sowie von jüngeren
Jahrgängen und hier vor allem denjenigen mit mitt-
lerer Bildung und hoher Priorität für Freizeit und
Freundeskreis. Weitere dominierende Merkmale
bei diesen „Weniglesern" sind, daß sie nur schwach
lokal und politisch integriert sind, das Leben als
wenig abwechslungsreich einschätzen und sie zu
materiellen Wertorientierungen neigen.



These 2: Die politische Berichterstattung ist eine
besondere Schwachstelle der Tageszeitung

Als Trägerin politischer Information hat das Me-
dium Tageszeitung weiter an Reichweite verloren.
Im Vergleich zur Nutzung von Hörfunk und Fern-
sehen wird die politische Information in der Tages-
zeitung (Lokalteil ausgeschlossen) am meisten ge-
mieden. Diese Distanz ist nicht nur bei den Grup-
pen anzutreffen, die die Zeitung unterdurchschnitt-
lich nutzen. Vielmehr zeichnet sich eine weitere —
wenn auch relativ noch kleine — Problemgruppe
für die Tageszeitung ab, die der politischen Bericht-
erstattung skeptisch gegenüberstehen.
Auch in dieser Gruppe sind in erster Linie eher
jüngere Jahrgänge vertreten mit (im Gegensatz zu
dem ersten Problemkreis) hoher formaler Bildung,
starkem politischen Interesse, einer kritischen Ein-
stellung gegenüber dem Staat sowie postmateriellen
Wertvorstellungen. An einer engen Bindung auch

und vor allem dieser Gruppe sollte die Tageszeitung
interessiert sein — steht doch zu erwarten, daß sich
aus dieser Gruppe das Gros der späteren Meinungs-
führer rekrutiert.

These 3: Es zeichnet sich ein Funktionsverlust der
Tageszeitung in ihrer Rolle als Mittlerin politischer
Information ab

Dies ist allerdings eine auch bei den anderen Mas-
senmedien zu beobachtende Entwicklung, die an-
gesichts ihrer Bedeutung in der Demokratie nicht
ernst genug genommen werden kann. Offensicht-
lich stimmt die Präsentation der Politik nicht mit
den Erwartungen von großen Teilen des Publikums
überein. Einen starken Einbruch haben die Mas-
senmedien im Hinblick auf ihre Glaubwürdigkeit,
d. h. hinsichtlich des Vertrauens in ihre sachge-
rechte, wahrheitsgetreue Berichterstattung erfah-
ren.

III. Eine ganz normale Verbraucherreaktion

Wo liegen die Erklärungen für diesen Entfrem-
dungsprozeß? Allgemein ist — in der Sprache der
Wirtschaft — von einer ganz normalen Verbrau-
cherreaktion auszugehen. Wenn ein Produkt nicht
gefällt bzw. keinen Nutzen bringt, warum sollte es
gekauft werden? Auch für das Mißfallen an der
Tageszeitung liegen empirisch untermauerte Erklä-
rungen vor:

These 4: Die Tageszeitung hat Gestaltungspro-
bleme
Distanz und Desinteresse lassen auf eine eher leser-
feindliche Gestaltung der Berichterstattung schlie-
ßen. Grundsätzlich gilt zwar: Je höher die Bildung
und das Vorwissen, desto größer der Aufmerksam-
keitsgrad und die Erinnerungsleistung bei der Infor-
mationsaufnahme. Jedoch können beide positiv be-
einflußt werden durch die Setzung bestimmter
Nachrichtenfaktoren und die Anwendung bestimm-
ter formaler Textfaktoren: „Lesern, denen das le-
sen schwer fällt — dem Leser von morgen — muß
man um so mehr Appetit machen.“5) Zum „Appe-

titanregen“ gehören z. B. Übersichtlichkeit, kurze
Sätze, spannender Aufbau von Kommentaren, im-
mer wieder kurze Textformen in Abwechslung mit
langen Beiträgen, Vielfalt der journalistischen Dar-
stellungsformen grafische Signale, die dem Leser
das Zurechtfinden in seiner Zeitung erleichtern.

These 5: Die Tageszeitung schreibt an den Interes-
sen und Erwartungen potentieller Lesergruppen
vorbei

Wichtiger noch als die formalen Aspekte ist der
“Inhalt für den Prozeß der Informationsaufnahme
und -Verarbeitung. Unabhängig von Bildung und
sozialem Status gilt hier: Je näher das Thema zur
Erlebniswelt der Leser und Leserinnen und je grö-
ßer die subjektive Betroffenheit, desto größer ist
die Chance der Medienzuwendung und der effekti-
ven Informationsverarbeitung. Hier schließt sich
dann der Kreis: Zunehmendes Vorwissen kann wie-
derum Interesse und damit die Motivation zur Me-
dienzuwendung steigern. Darin liegt auch eine
Chance, das Problem der wachsenden Wissenskluft
in der Bevölkerung zu mindern.



IV. Beispiel: Zweit- und Flüchtigleser

Diese noch recht abstrakten Erklärungsansätze las-
sen sich am Beispiel von zwei vernachlässigten Ziel-
gruppen — Jugend und Frauen — verdeutlichen:

Zielgruppe Jugendliche

Im Rahmen der Shell-Jugendstudie ‘85 sind 55 000
Artikel über Jugendliche näher unter die Lupe ge-
nommen worden. Die Ergebnisse sprechen für sich:
So waren ein Viertel aller Jugendbeiträge Unfall-
und Polizeimeldungen, der große Teil des Rests
befaßte sich mit der Anormalität des Alltags wie
Drogenprobleme, jugendlicher Protest oder Ju-
gendarbeitslosigkeit. Bis auf wenige Ausnahmen,
wo bei den Jugendlichen selbst recherchiert wurde,
kamen vorwiegend Verbände, Institutionen, Politi-
ker und Parteien zu Wort.

Bei einer von der Bundeszentrale für politische Bil-
dung unterstützten Untersuchung über zwei Lek-
türe-Projekte mit jugendlichen Nichtzeitungslesern
kamen beide Gruppen zu einem beinahe deckungs-
gleichen Ergebnis: Neben der allgemeinen Feststel-
lung, daß Zeitungen ihre eigene Sprache haben, die
für Jugendliche oftmals zu kompliziert sei (vor al-
lem der Wirtschafts- und der Kulturteil), gewanen
sie den Eindruck, daß die Zeitung vor allem Sprach-
rohr der Politiker, der Mächtigen überhaupt oder
der Prominenten sei. Kleine Leute kommen nach
Meinung der Jugendlichen kaum vor, sie dürften
höchstens einmal in Straßenumfragen zu irrelevan-
ten Themen Stellung nehmen6)-

Untersuchungen aus dem Bereich der Sozialisa-
tionsforschung lassen Zweifel aufkommen, daß
Kinder und Jugendliche — wie so häufig vermutet
— in erster Linie Unterhaltung von den Medien
erwarten. Diese Untersuchungen haben sich nicht
am jeweiligen Programmangebot orientiert, son-
dern vielmehr gefragt nach den Erwartungen an
eine Jugendzeitschrift, eine Jugendsendung und an
eine Kindernachrichtensendung. „So unterschied-
lich diese Studien auch angelegt waren, ihre Ergeb-
nisse zeigen erstaunliche Übereinstimmung auf. An
oberster Stelle steht nämlich nicht der Wunsch nach
Unterhaltung, sondern nach Information und Auf-
klärung. Da werden Berufsinformationen, Infor-

mationen über Rechte und Pflichten Jugendlicher,
Berichte über Schulprobleme, Ratschläge und In-
formationen zu Liebe und Sexualität gefordert und
Aufklärung über Drogen und politische Zusam-
menhänge verlangt.“ 7)
Eine weitere Forschungsgruppe hat das Projekt
„Zeitung in der Schule“ begleitet und kommt nach
Abschluß des Projektes bei einer zweiten Befra-
gung u. a. zu dem Ergebnis, daß in den befragten
Klassen die Ablehnung der politischen Berichter-
stattung in der Zeitung stark anwächst. „Offensicht-
lich hängt die starke Ablehnung der politischen
Berichte in der Zeitung vor allem mit Verständnis-
schwierigkeiten zusammen, denn fast die Hälfte der
Schüler mit unterdurchschnittlichen Leistungen im
Leseverständnis wünscht sich weniger Politik in der
Zeitung. Von den Schülern mit überdurchschnittli-
chem Leseverständnis tun das nur ein Viertel.“8)
Weiter war die wachsende Ablehnung von „Politik“
in der Zeitung überdurchschnittlich hoch bei Mäd-
chen, Hauptschülem, Viel-Femsehem und Wenig-
Zeitunglesem.

Zielgruppe Frauen
Vorab einige Zahlen:

— Frauen stellen 52,2 Prozent der bundesdeutschen
Bevölkerung, in der Altersgruppe über 65 sind es
sogar 65,5 Prozent;

— 54 Prozent der Frauen zwischen 16 und 65 Jahren
sind berufstätig, für 43,7 Prozent ist die Arbeit die
wichtigste Einkommenquelle;
— seit Jahren machen mehr Frauen als Männer den
Führerschein.

Dennoch: Für die Tageszeitung stellen Frauen of-
fenbar eine Minderheit dar. Ein Marktforschungs-
berater hat angesichts vorliegender Marktdaten
Frauen als „Zweit- und Flüchtigleser“ bezeichnet.
„Die Frauen lesen trotz des Anzeigenteils weniger
Zeitung, die Reichweite der Zeitung ist unter



Frauen niedriger als in der Gesamtbevölkerung,
und Frauen lesen weniger lange Zeitung. Ich for-
muliere deshalb trotz des Anzeigenteils, weil häufig
— und besonders in Montagsausgaben — der An-
zeigenteil das einzige ist, was in der Zeitung für
Frauen lesenswert ist.“9) Nicht zuletzt auf diese
Montags-Marktlücke ist der Erfolg von „Bild der
Frau“ zurückzufuhren. Inzwischen haben einige
Tageszeitungen als „Gegengewicht“ zur montägli-
chen Sportberichterstattung „life-style“-Seiten
u. ä. eingeführt.

11) „Die mißachtete Leserin“, Dokumentation des Modell-
seminars der Bundeszentrale für politische Bildung vom
19. bis 23. 10. 1987 in Wiesbaden-Naurod, (Manuskript),
Bonn 1988; „Frühjahrsputz und Förderpläne, Modellseminar
der Bundeszentrale für politische Bildung vom 29. 2. bis
4. 3. 1988 in Augsburg. (Manuskript). Bonn 1988.
12) Ulrike Kaiser, „Sie werden an uns vorbeigeschrieben“ —
Leserinnenkritik an Tageszeitungen, in: Christiane Schmerl

(Hrsg.), In die Presse geraten. Darstellungen von Frauen in
der Presse und Frauenarbeit in den Medien, Köln 1985,
S. 79.
13) Vgl. Christiane Schmerl. Die öffentliche Inszenierung
der Geschlechtercharaktere: Berichterstattung über Frauen
und Männer in der deutschen Presse, in: dies. (Anm. 12),
S. 8-52.
14) Einen aktuellen Überblick über die Forschung zum
Thema gibt der ARD-Forschungsdienst in: Media Perspekti-
ven, (1990) 3, S. 194—198; vgl. auch Inge Neverla/Gerda
Kanzleiter, Journalistinnen, Frauen in einem „Männerbe-
ruf“, Frankfurt 1984.
15) Winfried Schulz. Die Zeitung in der Informationsgesell-
schaft, Vortrag anläßlich des Forums der Initiative Tageszei-
tung „Gesellschaft im Wandel — Konsequenzen für Zei-
tungsmacher und Zeitungen“ am 23.724. Juni 1988 in Mün-
ster (Manuskript), S. 11. Dieser Vortrag wird im Sommer
1990 veröffentlicht in einem Band der Schriftenreihe der
Bundeszentrale für politische Bildung.

Konkrete Belege für die Unzufriedenheit von
Frauen mit ihren Tageszeitungen gibt es viele:
Frauen wollen „Hintergründe und Zusammen-
hänge, Service und Lebenshilfe, eine besondere
Berücksichtigung ihrer spezifischen Interessen als
da sind: Umwelt, Arbeitswelt, Kindergarten und
Schule, Kommunalpolitik, Berichte aus dem All-
tagsleben anderer Menschen, Gesprächsstoff. Und
das alles bitte nicht nur auf den Frauenseiten, son-
dern in jedem Ressort, an jedemTag. Unterhaltsam
präsentiert, in einer ansprechenden Optik und in 
einer Sprache, die die weiblichen Formen nicht ver-
nachlässigt.“10) Was hier zusammenfassend darge-
stellt wird, ist Ergebnis von zwei Modellseminaren
der Bundeszentrale für politische Bildung zum
Thema „Die mißachtete Leserin“11).
Eine Befragung von 23 Frauengruppen und -ver-
bänden (kirchliche, gewerkschaftliche, politische

und autonome) ergab folgendes Fazit: Die Frauen
„kritisierten einhellig unter quantitativem Aspekt,
daß Zeitungen zu wenig von und über Frauen brin-
gen, unter qualitativem Aspekt stoßen sich die
Frauen vor allem daran, daß die Berichterstattung
immer noch an herkömmlichen Rollenklischees
orientiert ist und damit eher zur Verfestigung als
zur Veränderung von frauendiskriminierenden
Strukturen beiträgt“ ).12

Diese persönlichen Eindrücke von Frauen können
auch beispielhaft empirisch belegt werden. So gibt
es eine vergleichende Analyse der „Berichterstat-
tung über Frauen und Männer in der deutschen
Presse“13). Danach kommen in der Berichterstat-
tung der untersuchten Printmedien Frauen deutlich
weniger als Männer vor (Verhältnis: „Stern“ 1:2,
„Spiegel“ 1:3, „Neue Westfälische“ 1:4, „Frank-
furter Rundschau“ 1:4, „Welt“ 1:5). Ausgewertet
wurde z. B. auch, ob die Personen in der Bericht-
erstattung als „Hauptpersonen“, „Nebenfiguren“
oder „Beiwerk“ auftauchten. Werden diese Krite-
rien mitberücksichtigt, verschieben sich die Ge-
wichte noch einmal zuungunsten der Frauen.

Trotz der Diskussion der letzten Jahre über den
Anteil von Frauen an journalistischen Karrieren hat
sich an der Situation der Frauen im Arbeitsfeld
Massenmedien wenig verändert. Neuere Zahlen
zeigen weiter eine starke Unterrepräsentanz von
Frauen vor allem in leitenden Positionen14).

V. „Mehr Medien machen

Bei der Problembeschreibung in Forschung und
Praxis zu kurz gekommen ist bisher die Politikbe-
richterstattung. Sie ist ein besonders schwieriger
Fall — offensichtlich nicht nur für die beschriebe-
nen Zielgruppen. Pointiert hat es der Kommunika-
tionswissenschaftler Winfried Schulz so formuliert:
„Mehr Medien machen den Bürger nicht mündi-

den Bürger nicht mündiger“

ger.“15) Er macht in diesem Zusammenhang auf
eine paradoxe Entwicklung aufmerksam: „Trotz er-
heblicher Steigerung von Angebot und Nutzung



politischer Informationen, trotz einer sprunghaften
Erhöhung der formalen Bildung in den letzten bei-
den Jahrzehnten und trotz eines geradezu drama-
tisch angewachsenen Interesses der Bevölkerung an
Politik hat sich allem Anschein nach das politische
Wissen der Bürger, die Kenntnis politischer Fakten
und Zusammenhänge nicht verbessert.“16)
Es wäre sicherlich einseitig, diese Entwicklung al-
lein der Tageszeitung bzw. der medialen Bericht-
erstattung anzulasten. Der Stil politischer Ausein-
andersetzungen — nicht nur in Wahlkämpfen —
oder die inhaltsleeren Sprechblasen-Verlautbarun-
gen vieler Politiker sind wenig geeignet, das geringe
politische Wissen zu vertiefen.
Es lassen sich hier aber auch Schwachstellen jour-
nalistischer Leistung feststellen; dazu einige Stich-
worte:
— Termin- und Verlautbarungsjournalismus;
— Abhängigkeit von Agenturen und vom Fernse-

hen;
— Distanzlosigkeit gegenüber Politik und Wirt-

schaft;
— Kunstsprache, geprägt von den Agenturen;
— zu wenig erklärender Hintergrund;
- mangelnde Kontinuität in der Berichterstat-

tung.
Natürlich treffen diese verbreiteten Defizite nicht
pauschal auf alle Tageszeitungen zu. Notwendig
wäre es ferner, sich mit bestimmten Ursachen —
wie personelle und finanzielle Ausstattung der Re-
daktionen, Ausbildung der Journalisten und Jour-
nalistinnen sowie deren Selbstverständnis, Organi-

sationsstrukturen der Redaktionen etc. — zu befas-
sen. Aber noch wichtiger sind hier die Interessen
der Leserinnen und Leser.

Am Institut für Journalistik der Universität Dort-
mund sind im Rahmen eines Projekts zur „Zukunft
der Zeitung“ Leser(innen) und Nichtleser(innen)
u. a. gefragt worden, was sie von ihrer Zeitung
erwarten. Für die überwiegende Mehrzahl der Be-
fragten soll die Zeitung eine aktive, gesellschaftlich
orientierte Rolle spielen. Sie soll „poliische
Zusammenhänge erklären“ — eine Aufgabe, die
47 Prozent für „am wichtigsten“ und 27 Prozent für
„wichtig“ hielten. Dichtauf folgt die Funktion
„Mißstände aufdecken und kritisieren“ (45 bzw. 32
Prozent). Ins Bild paßt, daß viele Befragten mein-
ten. daß z. B. Ansichten von Kommunalpolitikern
zu häufig in der Berichterstattung vorkommen17).
Ähnlich gelagerte Aussagen finden sich auch in ei-
ner Umfrage von psydata wieder. Hier erhielt die
Skala „Interesse an Auseinandersetzungen der Par-
teien“ in drei von vier ermittelten typischen Leser-
gruppen einen niedrigen Wert ).18

Die Initiative Tageszeitung (ITZ), ein Zusammen-
schluß von Tageszeitungen und Zeitungsmachem.
die sich die Steigerung der Qualität des Mediums
zum Ziel gesetzt hat, hat zwei Werkstätten zum
Thema „Politik in der Zeitung“ veranstaltet. Es
waren selbstkritische und konstruktive Bestands-
aufnahmen, geleistet von Verlegern, Chefredak-
teuren und politischen Journalisten. Diese Werk-
stätten haben aber auch den Eindruck hinterlassen,
„daß es bei den Tageszeitungen keine ausformulier-
ten Konzepte zur Gestaltung des Politikteils
gibt“19).

VI. „Die Leser an die Hand nehmen“

Lösungen oder gar Rezepte, wie sie oft von der
journalistischen Praxis erwartet werden, kann die
Kommunikationsforschung nicht liefern. Das ist 
auch nicht ihre Aufgabe — aber sie kann Fragen
stellen, Unsicherheiten aufzeigen, auf Entwicklun-
gen aufmerksam machen. Grundlagen liefern für

redaktionelle Entscheidungen. Anhaltspunkte da-
für gibt es genug.

These 6: Langfristig ist eine Umorientierung der
Berichterstattung sowohl auf der Themen- als auch
der Gestaltungsebene notwendig

Menschen mit geringerer Medienkompetenz kön-
nen nur dann an Informationen und Wissen heran-
geführt werden, wenn dieses weitgehend mit ihren
Interessen übereinstimmt, an ihr Vorwissen an-
knüpft und wenn diese Vermittlung in einer ent-
sprechend der Informationsverarbeitungskapazität
verständlichen Form geschieht. „Zeitungmachen in 
den 90er Jahren wird noch mehr als heute bedeu-
ten: den Leser an die Hand nehmen, engagiert ver-



suchen, ihm das Leben zu erleichtern, ihm die
Nachricht vom Abend zuvor erklären und ihm kom-
plizierte Sachverhalte ohne Bildungsdünkel aufzu-
lösen. . . Zeitungmachen wird dadurch sicher nicht
einfacher, gibt es doch immer weniger gute Nach-
wuchsleute, die schreiben können, was Leser wol-
len.“ )20

Ein in diesem Zusammenhang vernachlässigter
Themenbereich gerade in regionalen Tageszeitun-
gen ist z. B. auch die Wissenschaftsberichterstat-
tung. und das, obwohl das tägliche Leben durch-
drungen, ja abhängig ist von der Arbeit der Wissen-
schaft und ihren Erkenntnissen. Dazu nur zwei
Stichworte: Umwelt und Gesundheit. Auch hier
und in vielen anderen Bereichen ist der Bedarf an
Information, Aufklärung und Orientierung groß.
Auch hier liegt eine besondere Rolle der Tageszei-
tung als Mittlerin und entsprechend eine Chance für
die Entwicklung einer lesergerechteren Tageszei-
tung. In den USA sind die Tageszeitungen schon
lange aufdiesen Zug aufgesprungen: „Gesundheits-
themen spielen innerhalb der Wissenschaftsbericht-
erstattung eine herausragende Rolle. Fast in allen
Zeitungen findet sich mindestens eine Gesundheits-
geschichte am Tag.“21)

These 7: Stellenwert und Form der bisherigen Poli-
tikberichterstattung müssen in Frage gestellt wer-
den

Damit ist nicht gemeint, die „ersten drei Seiten“ in
den hinteren Teil der Tageszeitung zu verbannen
und z. B. mit dem Lokalteil den Platz zu tauschen.
Vielmehr hat gerade die Tageszeitung die Möglich-
keit, die politische Berichterstattung soweit wie
möglich auf die Erfahrungswelt der Leser und Lese-
rinnen „herunterzuziehen“. Damit ist zunächst ein-
mal die Verbindung zum regionalen bzw. lokalen
„Nahraum“, der eigentlichen Domäne der Tages-
zeitung, angesprochen. Wie schwierig dies offenbar
ist, hat Hans Medemach, Vorsitzender der Initia-
tive Tageszeitung (ITZ), einmal so formuliert: „Die
Einbringung der großen Politik in unsere lokalen

Bezüge — das ist Journalismus, das ist Kunst. Alles
andere ist Nachrichtenverwaltung.“22)
Mit einer starken Betonung der regionalen bzw.
lokalen Perspektive im Rahmen der Politikbericht-
erstattung könnte die Tageszeitung ihre Stellung in
Konkurrenz zu anderen Medien, die in diesen
Raum eindringen, absichern und eventuell aus-
bauen.

These 8: Neben dem Bezug zum Regionalen bzw.
Lokalen sollten weitere „Nahräume“ in der Politik-
berichterstattung berücksichtigt werden

Insbesondere die für die Tageszeitungen kritischen
Zielgruppen müssen mit ihren Interessen und Be-
troffenheiten gezielt im Auge behalten, auf die Zu-
sammenhänge von politischem Handeln und ihren
Lebenswelten aufmerksam gemacht werden. Nach-
denkliche Frage eines Chefredakteurs während des
Kongresses der Bundeszentrale für politische Bil-
dung „Die alltägliche Pressefreiheit“ im November
1989 in Frankfurt: „Welche Betroffenheit ist unser
Maßstab? Die Betroffenheit der Politiker. . . oder
die Betroffenheit der Menschen, für die die Zeitung 
gemacht wird?“ )23

These 9: Zielgruppenorientierung in diesem Sinn
bedeutet, daß sich auch bisher vernachlässigte Le-
sergruppen im Gesamtrahmen der Berichterstat-
tung wiederfinden

Das kann nicht heißen, auf die notwendige Ziel-
gruppenansprache immer nur mit neuen Sondersei-
ten oder Sonderaktionen zu reagieren. Derartige
Aktivitäten könnten an verlegerische Grenzen sto-
ßen und zudem einer weiteren Ausgrenzung Vor-
schub leisten. Hier stellt sich auch die Frage nach
neuen Sichtweisen und Sensibilitäten in den Redak-
tionen. „Es gibt viel weniger sogenannte ‘Muß-
stoffe’, als sie durch die tägliche Routine ins Blatt
gehoben werden. Damit wird Raum gewonnen für
das journalistische Eigenprodukt als Dienstleistung
für den Leser.“ )24

<
These 10: Der Marketing-Gedanke darf nicht vor
den Redaktionen halt machen

Die Berücksichtigung unterschiedlicher Lebensstile
gehört heute zum publizistischen Repertoire der
Zielgruppenansprache nicht nur von Konsumgüter-



Produzenten, sondern auch von Parteien, Interes-
senverbänden, Kommunen und sogar von Anzei-
genverwaltung und Vertrieb in Zeitungsuntemeh-
men. Bisher zumindest scheinen die Redaktionen
dabei zu kurz gekommen zu sein. Was spricht dage-
gen, Marketing-Konzepte und -Strategien unter
entsprechend veränderten Grundannahmen auch
für die redaktionelle Arbeit der Tageszeitung zu
übernehmen bzw. neue zu entwickeln?
Es klingt nur auf den ersten Blick paradox: Die
Notwendigkeit einer Öffnung der Tageszeitung für
neue Perspektiven und Themenschwerpunkte setzt
eine Struktur voraus, eine Konzeption. Welchen
Themen mehr Raum gegeben wird, kann nicht nach
dem Zufallsprinzip entschieden werden, sondern

bedarf eines Planungsvorlaufs (personell, organisa-
torisch, strukturell) jenseits der Tagesaktualität.
Dazu gehört auch, daß die Änderungen offensiv
nach außen vertreten werden. Was nützt z. B. die
schönste Frauenperspektive in der Tageszeitung,
wenn die Nichtleserinnen davon nichts wissen ) .25

Allerdings: Den Redaktionen sollte daran gelegen
sein, sich die Entwicklung eines Konzepts nicht aus
der Hand nehmen zu lassen. Damit würden sie nicht
nur ihre Autonomie und Glaubwürdigkeit als unab-
hängige Beobachter und Kritiker des öffentlichen
Lebens unterstreichen, sondern auch den Lesern
und Leserinnen signalisieren, daß sie als mündige
Bürger — und nicht nur als Konsumenten — wich-
tig genommen werden,.

V. Eine schwierige Beziehung: Journalismus und Wissenschaft

Warnsignale und Entscheidungsgrundlagen für die
Konzeption einer lesergerechten Tageszeitung lie-
gen vor — auch von Seiten der Wissenschaft. Den-
noch scheint den Tageszeitungen noch ein gewisser
Leidensdruck zu fehlen — im Gegensatz zu den
USA, wo sich auch ein schleichender Leserschwund
abzeichnet: „Im Vergleich zu dem atemberauben-
den Tempo, in dem amerikanische Blätter in den
achtziger Jahren innoviert und experimentiert ha-
ben, nehmen sich deutsche Tageszeitungen selbst in
jenen Großstädten eher schlafmützig aus, wo noch
Wettbewerbsdruck herrscht.“ )26

Eine Erklärung für diese „Schlafmützigkeit“ mag
sein, daß es schwer ist, einer Branche, die ordent-
liche Gewinne macht, Angst einzureden27). War-
nende Stimmen gibt es aber auch aus den eigenen
Reihen: „Wenn es um die Zukunft geht, höre ich
von Kollegen oft die Entschuldigung: Meine Tages-
zeitung ist gut; wir haben sie schon immer so ge-
macht. Dies ist sicherlich nicht der richtige
Weg.“ 28)

Eine andere Erklärung mag aber auch in dem pro-
blematischen Verhältnis zwischen Journalismus
und Wissenschaft liegen. Wie schwierig diese Bezie-

hung ist, zeigte sich z. B. während eines Forums der
ITZ 1988 in Münster zum Thema: „Gesellschaft im
Wandel — Konsequenzen für Zeitungsmacher und
Zeitungen“. Da hatten u. a. die Kommunikations-
wissenschaftler Elisabeth Noelle-Neumann und
Winfried Schulz auf schleichende Gefahren und
wichtige Entwicklungen aufmerksam gemacht. In
der anschließenden Podiumsdiskussion mußten sie
sich von Jürgen Busche, damals stellvertretender
Chefredakteur der „Hamburger Morgenpost“, sa-
gen lassen, daß die Wissenschaft überflüssig sei.
Wenn er etwas über die Leser erfahren wolle, gehe
er in die Kneipe und rede mit den Leuten. Diesen
Schlagabtausch hat Noelle-Neumann später zum
Anlaß genommen, beredt Klage zu führen: „Wir
glaubten, wir könnten mit den Ergebnissen der
Kommunikationsforschung Bundesgenossen der
Zeitung sein. . . Aber vor dem Forum der Redak-
teure, Chefredakteure und Verleger. . . mußten
wir einsehen, daß wir wie Fremdlinge waren.“29)
Und an anderer Stelle: „Überall bedient sich die
Praxis der Wissenschaft. Sollten da die Tageszeitun-
gen gerade jetzt, wo die Verteidigung ihrer Position
neben dem Fernsehen in ihr wichtigstes Stadium
tritt, der Kommunikationswissenschaft den Rücken
zuwenden?“ M)
An diesem Schlagabtausch zeigt sich ein altbekann-
tes Problem: Das „Verhältnis“ zwischen Journali-
sten und Wissenschaftlern ist noch immer stark
durch gegenseitige Vorbehalte, Berührungsängste
und Verständigungsprobleme geprägt. Es herrscht
vielfach Unkenntnis über die Möglichkeiten und
Grenzen der jeweiligen Arbeit. Das führt dazu, daß



zwar viel geforscht wird, die Ergebnisse aber häufig
genug in der Schublade liegenbleiben weil
— an der Praxis vorbeigeforscht wurde,
— die Sprache nicht verständlich ist,
— Praktiker kaum Zeit haben, sich damit im Be-
rufsalltag zu beschäftigen, und. wenn überhaupt,
dann schnelle, sofort umsetzbare Ergebnisse erwar-
ten, die qualitative wissenschaftliche Analyse in der
Regel gar nicht liefern kann.
Es mag für die Adressaten schwer zu verdauen sein,
wenn ein Praktiker die Medienforscher auffordert,
„lieber weniger zu forschen und sich mehr der Pra-
xis zuzuwenden“31). Tatsache jedoch ist: Die

Chance der Akzeptanz und Umsetzung von Unter-
suchungsergebnissen wird nur dann gegeben sein,
wenn Forschung sich tatsächlich auf die Probleme
der Praxis einläßt, deren Handlungsspielräume be-
rücksichtigt und Handlungsaltemativen aufzeigen
kann — und dies in verständlicher Form. Warum
z. B. fehlen verständliche Kurzfassungen vor den 
einzelnen Kapiteln; warum werden so wenig hand-
habbare Exzerpte hergestellt? Wo — bis auf wenige
Ausnahmen — gibt es das: eine kontinuierliche
Zusammenarbeit, das regelmäßige Gespräch zwi-
schen Kommunikationswissenschaft und journali-
stischer Praxis abseits von Tagungen und Kongres-
sen? Müßten nicht gerade die Fachleute für Kom-
munikation — anstatt Klage zu führen und die Bor-
niertheit der anderen Seite zu kritisieren — auf die
Zeitungsmacher zugehen? Wer akzeptiert schon
unangenehme Nachrichten, wenn sie nicht von
gleichberechtigten Partnern kommt?



Siegfried Weischenberg

Das neue Mediensystem
Ökonomische und publizistische Aspekte der aktuellen Entwicklung

Ein neues Zeitalter wird zweckmäßigerweise
am Neujahrsmorgen eingeläutet. So war es auch
mit dem neuen Medienzeitalter in der Bundesre-
publik Deutschland. Es begann — von Klän-
gen des Münchner Bach-Orchesters festlich um-
rahmt — am . Januar 1984 um 10.30 Uhr, als in 
Ludwigshaf

1

en das erste Kabel-Pilotprojekt gestar-
tet wurde. Genau ein Jahr später begleiteten
die Böllerschüsse dann den Auftakt zum er-
sten richtigen privaten Fernsehprogramm: Am

1. Januar 1985 konnte „SAT 1“ zum ersten Mal
zeigen, was wir bei den Öffentlich-rechtlichen bis-
her so alles vermißt hatten. Ein halbes Jahrzehnt
später ist es Zeit für eine Zwischenbilanz: Was hat
das neu gestaltete Mediensystem gebracht — öko-
nomisch, vor allem aber auch: publizistisch? Und:
Was kann der — auch: medienstrukturelle — Um-
bruch in der DDR für dieses Mediensystem, das
bald ein gesamtdeutsches werden wird, bedeu-
ten?

I.„Vier für ein Ave Maria“

An jenem Neujahrstag des Jahres 1985 begann
SAT 1 sein Programm mit den beiden Spielfilmen
„Der Unverbesserliche“ und „Vier für ein Ave Ma-
ria“. Die Titel haben inzwischen einen gewissen
Symbolwert erhalten. Denn seit dem Sommer 1989
tobt in dem Privatsender ein mehr oder weniger
privater Krieg zwischen einerseits dem Filmhändler
Leo Kirch und seinem Anhang und andererseits
dem Springer-Verlag nebst Gefolge. Die Rollen der
vier Protagonisten, die nach Western-Manier mit-
einander umgehen, sind mit Leo Kirch persönlich,
seinem Anwalt und Partner Joachim Theye, Sprin-
ger-Vorstandschef Peter Tamm und SAT 1-Ge-
schäftsführer Werner E. Klatten leidlich besetzt.
Da die Fraktionen einander für unverbesserlich hal-
ten, sorgt der Sender inzwischen mehr durch Ge-
richtsverfahren für Aufsehen als durch seine Pro-
gramme 1).

Bisheriger Höhepunkt der Auseinandersetzung war
im Frühjahr 1990 die Entscheidung der SAT 1-Ge-
schäftsführung, gegen den Willen der Springer-
Fraktion im Ausichtsrat ein Paket mit 1 300 Spiel-
filmen, das 756 Millionen DM kostet, zu erwerben.
An diesem Deal, so behauptet der Verlag, hat Film-
händler Kirch, der die Filme zuvor an eine Schwei-
zer Firma verkauft hatte, kräftig mitverdient. Über
den Stand der Auseinandersetzung erhält die Öf-
fentlichkeit seit Monaten — selten genug im Wirt-

1) Vgl. zur Genese dieser Auseinandersetzung z. B. epd,
Nr. 59 vom 29. Juli 1989; Die Zeit, Nr. 32 vom 4. August
1989, S. 20; Süddeutsche Zeitung vom 9. August 1989, S. 10;
Handelsblatt vom 8. August 1989, S. 3 und die aktuelle Be-
richterstattung der Tagespresse im Frühjahr 1990.

schaftsleben — genaueste Informationen, und zwar
durch die „Bild“-Zeitung, die freilich ziemlich ein-
deutig die Position des Springer-Verlag vertritt,
dem sie bekanntlich gehört. Am Samstag, dem
28. April 1990, meldete „Bild“ auf Seite 1 freudig
erregt „Schwarzer Freitag für Kirch“, als Gerichte
zugunsten von Springer entschieden hatten. Dane-
ben mußte das Blatt freilich eine lange Gegendar-
stellung der SAT 1-Geschäftsführung abdruk-
ken2).

2) Bild vom 28. April 1990. S. 1 u. 3. Vgl. dazu auch: High
Noon an der Kasse, in: Der Spiegel. Nr. 17 vom 23. April 
1990, S. 126 ff.

Bei dieser Kabale geht es auch um den Kampf zwi-
schen Medien-Spekulanten und traditionellen Un-
ternehmen der Publizistik. Eigentümer von SAT 1
sind, neben Springer, u. a. 138 westdeutsche Zei-
tungsverlage, die in den Aufbau von SAT 1 bisher
400 Millionen DM investiert haben und ihr Geld
nicht durch undurchsichtige Geschäfte mit Filmpa-
keten verlieren wollen. Zu den Verlierern bei die-
sem Geschäft mit den sogenannten Neuen Medien
gehört bisher auf jeden Fall der Springer-Konzern,
den sein Engagement beim Privatsender "SAT 1“
schon 150 Millionen DM gekostet haben soll. Doch
nicht nur für den Medienmulti ist das Privatfernse-
hen alles andere als eine Goldgrube geworden. Etli-
che Goldgräber sind inzwischen im El Dorado der
sogenannten Neuen Medien auf die Nase gefallen.

Zu den Verlierern gehört auch die Bundespost.
Schon früh erwiesen sich die Pläne der Post, den
Bildschirmtext als Medium für den privaten Markt



durchzusetzen, als Fehlschlag. Verleger, die Ende
der siebziger und Anfang der achtziger Jahre um die
von ihnen „Bildschirmzeitung“ genannten Text-
dienste kämpften, sind längst in andere Marktseg-
mente emigriert. Im Herbst 1989 stellte die FAZ
ihre „Btx-Nachrichten" ein3).

3) Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 4. Oktober
1989 und Süddeutsche Zeitung vom 9. Oktober 1989.
4) Unter der unpräzisen Bezeichnung „Neue Medien“ wer-
den gerade entwickelte und neu kombinierte sowie noch
nicht entwickelte bzw. nicht einsetzbare Kommunikations-
technologien zusammengefaßt. Eigentlich sind es nicht neue
Medien, die dadurch entstehen. Vielmehr handelt es sich im
wesentlichen um den Einsatz neuer Übertragungstechniken,
die Möglichkeiten für ein anders strukturiertes Mediensy-
stem eröffnet haben. Als „Neue Medien“ in diesem Sinne
wurden zuerst Videotext, Bildschirmtext und das Kabelfern-
sehen bezeichnet.
5) Herbert Riehl-Heyse. Bestellte Wahrheiten. Anmerkun-
gen zur Freiheit eines Journalistenmenschen, München 1989,
S. 205.
6) Ebd. 7) Ebd., S. 206.

Getäuscht hat sich aber auch, wer glaubte, im Me-
diensystem werde mit der Privatisierung des Rund-
funks eine neue Vielfalt entstehen — mit ganz
neuen Anbietern und ökonomischen Chancen für
solche Veranstalter, die in dem seit Jahren festge-
fügten Pressesektor keine Marktzutrittschancen
hatten —, mußte sich inzwischen eines Besseren
belehren lassen. „Neue Medien“4) bedeutet: mehr
von denselben.
Und die Programme selbst? Gab es nach dem viel-
versprechenden, feierlichen Auftakt weiterhin zu-
mindest genug Bach, so daß sich mit dem „Vier für
ein Ave Maria“ leben ließ? Gab es innovative An-
gebote — oder mehr von demselben'! Überlassen
wir die Bewertung an dieser Stelle einem Journali-
sten, der dabei war, als das neue Medienzeitalter
eingeläutet wurde. Zum Beispiel am 1. April 1984,
als in Bayern das Privatfernsehen auf die Test-
strecke geschickt wurde. Herbert Riehl-Heyse erin-
nert sich noch gut an die euphorischen Erwartun-
gen, die es damals gab: „Es war ein ergreifendes
Erlebnis — und man konnte richtig sehen, was da
alles Liebliches und Frommes auf uns zukommen
würde: War es nicht erfrischend mitzuerleben, wie
da auf 21 Kanälen Peter Alexander sein wienerisch
Sümmchen und Lennie Bernstein den Stab erhob?
Konnte man sich überhapt sattsehen an all den
Schweizer Barockkirchen, die über die Bildschirme
flimmerten? So also sah das neue Zeitalter
aus.“ )5

Riehl-Heyse erinnert sich auch noch gut an die nicht
ganz uneigenützigen Hoffnungen von Kirchen- und
Landesfürsten, daß „diese Technik zum Besten des
Menschen gesteuert“6) werden könne. Und er gibt
nicht ohne Häme seine aktuellen Eindrücke von
diesen Programmen wieder. Wie müssen, fragt er
sich, die neuen Programme nun auf die Politiker

wirken — und wie müssen sich die „Millionen ganz
normaler Menschen“ verhalten, deren Interessen
diese Politiker doch vertreten wollten: „Ob sie viel-
leicht der Sexberaterin Erika Berger lauschen, wie
sie live die Frage erörtert, wie lange die Anruferin
den Penis ihres Freundes im Mund behalten soll,
auch wenn sie es im Grunde nicht so gerne möchte?
Und was sich Alfons Goppel wohl denken würde
angesichts dessen, was fast täglich so an Soft-Pomo-
Programmen in den privaten Ferrnsehanstalten ge-
boten wird, für die er so mächtig gekämpft hat?
Und vor allem die Gewalt: An einem ganz norma-
len Montag — hat der Stern gezählt — bringt es
SAT 1 allein auf 42 Gewaltszenen, wird dort 42mal
erschossen, über den Haufen geschlagen, nieder-
geknüppelt, vorzugsweise im Nachmittagspro-
gramm, wenn die lieben Kleinen vor den Schirmen
sitzen und bei den Öffentlich-Rechtlichen die Sen-
dung mit der Maus ihren immer schwieriger wer-
denden Konkurrenzkampf ausficht. Vielleicht soll-
ten uns auch einige Bischöfe und Politiker nicht
einzureden versuchen, sie hätten das alles nicht ge-
wußt, sonst müssen wir sie auf ein paar Aussagen
von Experten verweisen, in denen das alles seit Jah-
ren vorhergesagt ist. Vielleicht hätten sie schon mal
früher mit dem Pressesprecher von SAT 1 ein Wort
wechseln sollen, der jetzt so freimütig sagt, sein
Sender verstehe sich nicht ‘als Ersatz der Volks-
hochschule’, man beanspruche auch ‘keinen Erzie-
hungsauftrag’, und im übrigen liege die Verantwor-
tung dafür, was gesehen werde, ‘beim Empfänger,
nicht beim Sender’. Mit diesem Argument wird
man demnächst vermutlich auch den Absender ei-
nes kleinen Sprengstoffpaketes freisprechen.“ )7

Kritische Medienbeobachter wie z. B. Kommuni-
kationswissenschaftler registrieren solche Pro-
grammbewertungen mit einer gewissen Genugtu-
ung. Denn niemals wohl sind ihre Prognosen so
treffsicher gewesen wie im Fall der „Neuen Me-
dien“. Hatten sie nicht gewarnt vor den Gefahren
der Kommerzialisierung? Hatten sie nicht in düste-
ren Farben gemalt, wie sich die sauberen Lein-
wände in einer dualen Rundfunkordnung verfin-
stern würden? Hatten sie nicht die angelsächsische
Formel „more of the same“ für die drohende Pro-
grammeinfalt hierzulande populär zu machen ver-
sucht? Hatten sie nicht immer wieder aufdie Gefah-
ren intermediärer Konzentrationsprozesse hinge-
wiesen? Doch, wie immer, wenn es um viel Geld
geht: Niemand hatte auf die vielen Kassandras ge-
hört.

Mit einer gewissen Genugtuung können die miß-
achteten Propheten heute aber immerhin feststel-
len, daß es eigentlich niemandem so ganz recht
gemacht worden ist. Die Kirchenmänner leiden un-



ter Frau Berger; Politiker wie Stoiber und Stolten-
berg bringt, zum Beispiel, „Spiegel-TV" und dessen
Fernsehmagazin zur Weißglut. Der „Spiegel“ —
und besser kann man die Widersprüche im neuen
Mediensystem kaum illustrieren — ist heute der
einzige TV-Produzent der Bundesrepublik, der in
beiden großen privaten Kanälen präsent ist.

Merkwürdig nur, so denken die Medienexperten
weiter, daß alle, die nun so überrascht tun, doch
eigentlich gar nicht ernsthaft überrascht werden
konnten. Hätte doch schon ein Hotelaufenthalt in 
den USA, ein wenig Beschäftigung mit dem briti-
schen Kommerzsender ITV und seiner Programm-
politik oder ein Urlaub in Italien genügt, um ein
Experte der „Neuen Medien“ zu werden. Zwischen
Po und Neto war schon vor Jahren zu bewundern,
was jetzt, dank Berlusconi und RTL plus, als ratio-
neller, grenzübergreifender Striptease nun auch
hierzulande zu bewundern ist — tutti frutti. Dank
solcher Highlights hat sich RTL plus — anders als
SAT 1 mit seinen angestaubten Schnulzen — nach
sechs langen Jahren und 420 Millionen Mark Ein-
satz — inzwischen in die schwarzen Zahlen gescho-
ben8).

10) Vgl. Ben Bagdikian. The Media Monopoly. A startling
report on the 50 corporations that control what America sees,
hears and reads, Boston 1983.
11) Vgl. Siegfried Weischenberg/Armin Scholl. Kommunika-
tionserwartungen und Medieneffekte, in: Rundfunk und 
Fernsehen, (1989) 4, S. 421—434.

Vom alltäglichen Wahnsinn in diesem neuen Me-
diensystem sind nun die, die das unbedingt wollten
— Politiker und, zum Beispiel, Kirchenmänner —
ebenso betroffen wie die, die zumindest nicht ge-
fragt worden sind: das Publikum. Ihm aber gibt die
moderne Unterhaltungselektronik — und auch das
ist ausgleichende Gerechtigkeit — ein ausgespro-
chenes Machtmittel direkt in die Hand: die Fernbe-
dienung. Durch „Zapping“ (oder: „Channel Hop-
ping“) können Programme gnadenlos und in Sekun-
denschnelle weggedrückt werden. „Fiebrig“, weiß
Fernsehkritiker Peter Stolle, „sitzt das Volk am
Drücker und fahndet nach neuen Knallfröschen.“9)
„Zapping“ ist auch zur Vermeidung von Werbebot-
schaften weit verbreitet — was natürlich nicht von
allen Interessengruppen im Medienwunderland be-
grüßt wird. Noch schlimmer freilich ist „Grazing“.
Das Grasen auf allen Weideflächen der 20 und
mehr Fernsehprogramme — immer auf der Suche
nach einem Toten oder einem Tor.

Im folgenden wollen wir — über solche Einzelbe-
obachtungen und Fälle von eher anekdotischem
Wert hinaus — die ökonomischen und publizisti-
schen Aspekte dieser aktuellen Medienentwicklung
grundsätzlicher untersuchen. Dabei geht es nicht
um eine kulturkritische oder gar kulturpessimisti-
sche Medienschau, die lineare Zusammenhänge
zwischen Entwicklungen im Mediensystem und im
Gesellschaftssystem unterstellt. Oder gar um di-

8) Vgl. Dietrich Leder, Die Macht am Rhein, in: Zeitmaga-
zin, Nr. 19 vom 4. Mai 1990, S. 24-32.
9) Der Spiegel. Nr. 42 vom 16. Oktober 1989, S. 322.

rekte Schlüsse von den Wirklichkeitsentwürfen der
Medien auf die Wirklichkeitskonstruktionen in den
Köpfen der Menschen. Daß solche Kausalannah-
men unzulässig sind, haben die emanzipatorischen
Bewegungen in Osteuropa gerade,eindrucksvoll un-
ter Beweis gestellt. Das war auch ein Aufstand ge-
gen eben die Wirklichkeitsentwürfe, die die Medien
dort jahrzehntelang angeboten hatten.
Sechs Aspekte, die hier thesenartig an den Anfang
gestellt seien, sollen im folgenden im Vordergrund
stehen:
— Marktwirtschaftliche Mediensysteme sind durch
eine „eingebaute Schizophrenie“ gekennzeichnet:
gleichzeitig Industrie mit der Verpflichtung zur Pro-
fitmaximierung und Institution mit der Verpflich-
tung zur Wahrnehmung einer öffentlichen Aufgabe
sein zu sollen10). In unserem neuen Mediensystem
schlägt das Pendel deutlich weiter zur Industrie hin
aus. Insofern besteht Anlaß zu Befürchtungen.
— Die Alliierten haben uns nach dem Zweiten
Weltkrieg ein dualistisches institutionelles Arran-
gement für unser Mediensystem präsentiert, und
das war gewiß nicht ihr schlechtestes Geschenk.
Wer eine andere Ordnung vorgezogen oder zumin-
dest zugelassen hat, sollte nun keine Krokodilsträ-
nen weinen: Die Tatsachen sind geschaffen und
haben sogar verfassungsrechtlichen Segen.
— Die neue Medienwelt bricht nicht plötzlich über
den Bürger herein, sondern entwickelt sich eher
kontinuierlich. Dies bietet prinzipiell Chancen für
eine gesellschaftliche Steuerung — zumal die Ent-
wicklung in der DDR auch medienpolitisch neue
Verhältnisse schafft. Auf der anderen Seite gibt es
nur wenige Möglichkeiten, die ökonomische Logik
westlicher Mediensysteme zu bändigen und damit
auch Einfluß auf Vielfalt und Niveau der Pro-
gramme zu nehmen. Das Kartellrecht gehört dazu,
aber auch eine möglichst große Garantie und För-
derung der Autonomie und Kompetenz von Jour-
nalisten.

— Verantwortung für die Medien haben in einer
Marktgesellschaft die Produzenten und die Kunden
gleichermaßen. Die Kunden können über den
Markt Einfluß nehmen. Die Mediennutzungsfor-
schung zeigt, daß das geschieht: Mehr denn je ge-
hen die Teile des Publikums aktiv mit den Medien-
angeboten um ) — und sei es, daß sie sich ihnen
nur schlicht und einfach verweigern. Gerade ak-
tuelle Medien wie etwa Tageszeitungen müssen des-
halb — aus purer Selbsterhaltung — aufpassen, daß

11



sie sich unter zunehmendem Konkurrenzdruck
rechtzeitig auf gewandelte Ansprüche einstel-
len. Und das bedeutet auch: nicht vorschnell die
Qualität ihrer Produkte der Rentabilität zu op-
fern.

— Das neue gesamtdeutsche Mediensystem wird in 
seiner Grundstruktur voraussichtlich dem neuen
Mediensystem der Bundesrepublik entsprechen.
Doch jenseits der bereits erfolgten Festlegung auf
eine privatwirtschaftliche Presse und einen dualen

Rundfunk sind in der DDR zahlreiche Probleme zu
lösen, die sich je nach Medienbereich unterschei-
den. Dazu gehören das Schicksal von Parteiblättern
im Bereich der Tagespresse, das Überleben eines
eigenständigen Zeitschriftenmarktes und die mögli-
che Einbindung des ehemaligen Staatsfemsehens in
das öffentlich-rechtliche Rundfunksystem der Bun-
desrepublik. Dazu gehören aber auch professio-
nelle Aspekte: die Etablierung eines Journalismus,
der effektiv, qualifiziert und für ein pluralistisches
Mediensystem brauchbar ist.

II. Die „eingebaute Schizophrenie“ der Medien und ihre Tradition

Die Diskussion, die über die Entwicklung des Me-
diensystems der Bundesrepublik in diesem Jahr-
zehnt geführt wird, ist von bemerkenswerter
Schlichtheit. Übersehen wird von ganz unterschied-
lichen Kritikergruppen, daß diese Entwicklung in
der Logik des Mediensystems selbst liegt; alle Pro-
bleme — auch die aktuellen Probleme mit den soge-
nannten Neuen Medien — sind in diesem Medien-
system grundsätzlich angelegt.

Doch nach wie vor bestimmen dichotome Positio-
nen die Debatte: Die einen vertrauen blind dem
Markt, die anderen beschwören das „tödliche Amü-
sement“ ). Dichotome Standpunkte bestimmen in
der aktuellen Mediendiskussion insbesondere auch
den Umgang mit dem Begriff „Kommerzialisie-
rung“. Für die einen ist „kommerziell“ auch im Fall
der Medien nichts anderes

12

als ein Synonym für
„ökonomisch“, für „marktwirtschaftlich“; aus sol-
chem wenig problemorientierten Denken speist
sich auch die „Theorie der freien Presse“ ), der die
Verleger anhängen. Für die anderen ist „kommer-
ziell“ identisch mit allem, was der Kapitalismus an
Schlimmem hervorbringt: Monopolisierung der
Medienproduktion, Gewissenlosigkeit der Medien-
produzenten. Geschmacklosigkeit der Medienpro

13

-
kukte14). Wasser auf die Mühlen einer solchen
Sichtweise sind publizistische Unfälle wie die Glad-
becker Geiselaffäre im Sommer 198815), sind Ge-
walt und Pornographie, sind Western und Erika
Berger im privaten Fernsehen. Durch die Entwick-

lung in Osteuropa hat diese mediengespeiste Kapi-
talismuskritik freilich an Schwung eingebüßt.

Diese polaren Positionen kennzeichnen auch ziem-
lich genau den „Mainstream“ zum einen in der
Wirtschafts- und zum anderen in der Kommunika-
tionswissenschaft. Wird hier oft aus der Perspektive
eines idealen Marktes argumentiert, so haben sich
dort Maßstäbe idealer Kommunikation gehalten,
ohne Rücksicht auf Strukturen. Diese Strukturen
gibt es nicht erst seit dem Einzug der „Neuen Me-
dien“ — wenn vermittelte Kommunikation über-
haupt je keusch und rein war. Dies lehrt schon ein
Blick in die Schriften der Klassiker. Karl Bücher
zum Beispiel, Redakteur, Professor für National-
ökonomie und später, als Gründer des ersten Insti-
tuts für Zeitungskunde in Leipzig, Pionier der
Kommunikationswissenschaft in Deutschland —
also hier ein geradezu vollkommener Gewährs-
mann — formulierte vor fast einem Jahrhundert
Erkenntnisse wie die folgenden über die Ökonomie
der Presse: „Es kann nicht entschieden genug aus-
gesprochen werden. Die Redaktion ist für die .ka-
pitalistische Erwerbsunternehmung’ nichts weiter
als ein lästiger Kostenbestandteil, der gebraucht
wird, um die Annoncen vor die Augen von Men-
schen zu bringen, auf die sie wirken können . . .
Also ist die Zeitung ein Erwerbsunternehmen, das
Annoncenraum als Ware erzeugt, die nur durch
einen redaktionellen Teil verkäuflich wird ... Es
gab eine Zeit, in der die Zeitung nur neue Nach-
richten und Artikel zur Belehrung und Beeinflus-
sung der öffentlichen Meinung enthielt. Aber die
liegt lange hinter uns.“ )16

Diese Zeit lag schon damals, als Bücher dies im
Jahre 1915 erstmals veröffentlichte, viele Jahre zu-
rück. Und es ist für das Verständnis des heutigen
Mediensystems der Bundesrepublik durchaus
hilfreich, die gesellschaftlichen, politischen, wirt-
schaftlichen und technologischen Faktoren in Erin-



nerung zu rufen, die den Wandel der Medien in der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts geprägt ha-
ben 17):

- Industrialisierung der gesamten gesellschaftli-
chen Produktionsverhältnisse );18

- Liberalisierung nicht nur des Kommunikations-
rechts, sondern insbesondere auch der Chancen,
Medien durch Werbung zu finanzieren );19

— Technisierung und damit Bereitstellung der je-
weils neuesten Produktions- und Übertragungs-
technik für die Medien );20

— Alphabetisierung und damit zwar Verbesserung
des Bildungsstandes, aber eben auch die Einfüh-
rung des Gesetzes der großen Zahl: Medienange-

bote für ein Massenpublikum produzieren zu müs-
sen21).

Diesen Mechanismen haben sich sozialistische Me-
diensysteme wie das der DDR bewußt zu entziehen
versucht. Das Ergebnis ist bekannt. In den plurali-
stischen Demokratien sind die Medien aber seit
Ende des 19. Jahrhunderts stets mehr Industrie als
Institution gewesen. Ökonomische und technologi-
sche Prozesse prägen bis heute ihre Erscheinungs-
formen.

Die Verschränkung von allgemeinen gesellschaftli-
chen und spezifisch kommunikationsbezogenen'Be-
dingungen weist auf den zuerst wohl so deutlich von
Jürgen Habermas22) beschriebenen Mechanismus,
der für die Massenkommunikation in den moder-
nen Gesellschaften westlichen Typs im Prinzip bis
heute kennzeichnend geblieben ist: Mit der Etablie-
rung des bürgerlichen Rechtsstaates und der Lega-
lisierung einer politisch fungierenden Öffentlich-
keit, mit dem Entstehen von großen Anzeigen-
märkten sowie der Serienreife hochentwickelter
Nachrichten- und Pressetechnik können alle Er-
werbschancen kommerzieller Betriebe auch bei der
Herstellung und Verbreitung von Medienangebo-
ten wahrgenommen werden. Und zweitens: Politi-
sche Freiheiten, technologische Entwicklungen und
Absatzchancen sind nur von größeren Unterneh-
men zu nutzen. Und dies führt in einen typischen
Kreislauf, der im 19. Jahrhundert erstmals beob-
achtet werden kann. Die aufwendige Medientech-
nik muß wirtschaftlich genutzt werden — und dazu
sind, damals wie heute, nur wenige Konzerne in der
Lage.

Analog zu den allgemeinen Tendenzen der Konzen-
tration und Zentralisation im Kapitalismus kommt
es also zwangsläufig Ende des 19. Jahrhunderts
zum Entstehen der Massenpresse. Journalistische
Arbeit spielt sich nun in größeren Organisationsein-
heiten ab, in Redaktionen, die sich zwischen Nach-
richtensammlung und Nachrichtenpublikation
schieben und für die Auswahl und Verarbeitung der
Informationen zuständig sind. Zu dieser Zeit wer-
den die ersten großen Zeitungskonzerne gegründet:
in den USA Hearst, in England Northclyffe, in
Deutschland Ullstein. Mosse und Scherl. Die ge-
sellschaftliche Wirklichkeit prägt die Wirklichkeit
der gesellschaftlichen Kommunikation: Frühere



Kampf- und Gesinnungsblätter, in denen politische
Aussagen im Vordergrund stehen, werden immer
mehr von Lokalzeitungen des Typs „Generalanzei-
ger“ verdrängt, die möglichst niemanden vor den
Kopf stoßen wollen und sich primär für den Anzei-
genumsatz interessieren. Und später von Straßen-
verkaufszeitungen, von denen die ersten — schon
bebilderten — noch vor dem Ersten Weltkrieg her-
auskommen23).

Der Konflikt zwischen einer kommerziellen und
einer institutioneilen Auffassung von Pressefrei-
heit24) ist mit dieser Entwicklung vorprogram-
miert. Schon in der Weimarer Republik gab es des-
halb erste Versuche, den Widerspruch zwischen der
„öffentlichen Aufgabe“ der Presse und den damit
verbundenen Privilegien einerseits und der privat-
wirtschafltichen Organisation andererseits aufzulö-
sen — zumindest durch die Herstellung und Siche-
rung eines Binnenpluralismus in den Medien. Die
Journalisten forderten deshalb damals, daß die
Kompetenzen zwischen Verlag und Redaktion ab-
gegrenzt würden. 1924 legte der Reichsverband der
Deutschen Presse den Entwurf eines „Journalisten-
gesetzes" vor. Darin sollte die „innere Pressefrei-
heit“ gegenüber den Verlegern gesichert wer-
den25). Daraus wurde nichts, ebenso wie 50 Jahre
später, als die sozial-liberale Koalition mit ihrem
Presserechtsrahmengesetz scheiterte.

Die „eingebaute Schizophrenie“, der Doppelcha-
rakter der Medien ist also kein Produkt der „Neuen
Medien“, sondern grundlegendes Merkmal moder-
ner Mediensysteme nach westlich-marktwirtschaft-
lichem Muster: Einerseits sind die Medien darin
soziale Institutionen, sollen also der Allgemeinheit
dienen; andererseits sind sie eine Industrie und die-
nen somit (wirtschaftlichen) Einzelinteressen. Ei-
nerseits sind sie — als Kinder der Aufklärung —
philosophischen Werten verpflichtet (Vernunft,
Freiheit, Wahrheit, Wissen, Mündigkeit); anderer-
seits sind sie an praktisch-pragmatischen Vorgaben
und Zielen orientiert (Reichweite, Konkurrenz,
Redaktionsschluß, Professionalität, Karriere).

Dieser Doppelcharakter führt auch zwangsläufig zu
den auffälligen Gegensätzen zwischen Anspruch
und Realität im Mediensystem: Das, was viele von
den Medien und dem Journalismus erwarten und
was in Sonntagsreden zu hören ist. unterscheidet
sich oft erheblich von dem, was die Medien und der
Journalismus (sich) leisten. Wenn der Widerspruch
zu arg wird, ist meist der Ruf nach dem Eingreifen
des Staates zu hören. Der wiederum setzt dann eine
Kommission ein, die die Verhältnisse studieren soll.
So kam es in der Bundesrepublik zur Berufung der
Michel- und der Günther-Kommission, als die Pres-
sekonzentration bedrohlich wurde, oder zur Beru-
fung der KtK als man noch glaubte, die neuen
Medienlandschaft ordnungspolitisch gestalten zu
können.

In den USA wurde schon kurz nach dem Zweiten
Weltkrieg eine Kommission eingesetzt, die den Me-
dien auf ihre kommerziellen Finger sehen sollte.
Diese „Hutchins-Commission“ — benannt nach ih-
rem Vorsitzenden, dem Kanzler der Universität
von Chicago — hatte die Aufgabe, herauszufinden,
wie die Medien trotz ihrer Geschäftsinteressen der
Gesellschaft dienen können, ohne daß in den
„Marktplatz der Wahrheit“ bürokratisch eingegrif-
fen werden müßte. Nach dreijähriger Arbeit legte
diese „Commission on Freedom of the Press“ 1947
eine Analyse der Nachrichtenmedien und ihrer
Verpflichtungen gegenüber der amerikanischen
Bevölkerung vor. Sie fand die Pressefreiheit akut
gefährdet und erhob Vorwürfe, deren Aktualität
nicht zu übersehen ist — nun, da in unserem Me-
diensystem amerikanische Verhältnisse herbeige-
führt werden. Zum Katalog der Kritik gehörte, daß
die wachsende Bedeutung der Medien von der Tat-
sache begleitet sei, daß immer weniger Leute die
Möglichkeit hätten, ihre Ansichten über die Me-
dien zu verbreiten. Weiter hieß es in dem Kommis-
sionsbericht, daß die wenigen Personen, die über
die Medien verfügen, offenbar nicht in der Lage
seien, angemessene Kommunikationsleistungen zur
Befriedigung demokratischer Bedürfnisse zu er-
bringen. Und schließlich wurde den Medien und
ihren Journalisten vorgehalten, sie griffen teilweise
zu Berichterstattungspraktiken, die eine Kontrolle
von außen herausforderten.

Die Hutchins-Kommission stellte die Grundsatz-
frage, ob die Medienwirklichkeit länger den unre-
gulierten Aktivitäten einiger weniger Unternehmer
und Manager überlassen werden dürfe und ob auf
diese Weise tatsächlich „eine wahrheitsgemäße,
vollständige und intelligente Darstellung der tägli-
chen Ereignisse in einem Zusammenhang, der ih-
nen Sinn gibt“, hergestellt werden könne. Ob eine



Chance bestehe, daß hinter den Fakten die Wahr-
heit („the truth behind the facts") sichtbar
werde ).27

Durchaus geleitet von Sorgen über die schwindende
Glaubwürdigkeit der Medien setzte die Kommis-
sion dann aber doch auf die Selbstregulierungs-
kräfte des Mediensystems — die bis heute dominie-
rende Auffassung in den westlich-pluralistischen
Gesellschaften. Die Kommission formulierte Po-
stulate einer Medienethik und setzte dabei insbe-
sondere auch auf eine institutionalisierte Medien-
kritik. Und damit sind bereits fast alle Instrumente
benannt, die in einer Marktwirtschaft zur Verfü-
gung stehen, um die Medien zur Räson zu bringen.
Doch auch wenn nur die systemimmanenten Werk-
zeuge gezeigt werden, geht dies den Medieneigen-
tümern schon viel zu weit. Auch dafür bieten die
Verhandlungen der Hutchins Commission ein frü-
hes Beispiel. „Sozialverantwortung der Medien“
solle doch gefälligst da bleiben, wo sie hingehöre:
im Festzelt der Sonntagsrede. Die Kommission
mußte sich vorhalten lassen, jede Form von Regu-
lierung sei unvereinbar mit der Verfassung, die in
den USA den Medien als einzigen Privatunterneh-
men ihr Existenzrecht garantiert. Dies meinten na-
türlich insbesondere die Verleger.

Als neue Theorie der Massenmedien in der Markt-
wirtschaft schien das Konzept der Sozialverantwor-

tung auf der anderen Seite aber dann doch gerne
aufgegriffen zu werden28), nicht zuletzt auch zur
Begründung für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk westeuropäischen Typs. Dieser Sorge um die
Wahrnehmung von Sozialverantwortung durch die
Medien liegt eine Widerspiegelungs-Hypothese zu-
grunde, wonach jedes Mediensystem in gewissem
Ausmaß von den Strukturen „seiner“ Gesellschaft
geprägt ist. Die Kommunikationsforscher Siebert,
Peterson und Schramm haben auf der Grundlage
dieses Zusammenhangs in den fünfziger Jahren ihre
„Four Theories of the Press“, ein normatives Mo-
dell für Formen der Massenkommunikation in aller
Welt, entworfen. Sein Kernsatz lautete: „The thesis
. . . is that the press always takes on the form and
coloration of the social and political structures
within which it operates. Especially, it reflects
the System of social control. )29

Ein Mediensystem, in dem ungehemmtes Erwerbs-
streben herrscht, würde demnach ein schlechtes
Licht auf die sozialstaatlichen Verhältnisse werfen.
Das kann eine Gesellschaft nicht tolerieren. Und
deshalb müßte sie erst zufrieden sein, wenn es ge-
lingt, ein Mindestmaß von Sozialbindung im Medi-
ensystem sicherzustellen. Daran mag es liegen, daß
es immer noch eine Menge Engländer und Deut-
sche gibt, die das dualistische Medien-Modell mit
einem starken öffentlich-rechtlichen Rundfunk für
so übel nicht halten.

III. Monopoly selbstreferentieller Systeme?

Die Gegenthese zu dieser idealistischen Auffassung
von der Sozialverantwortung der Medien lautet,
daß die modernen Medien selbstreferentielle Sy-
steme sind: Systeme, die sich nach ihren eigenen
Gesetzen und allein auf sich bezogen selbst organi-
sieren und entwickeln30). Da dies im Fall der Me-
dien vor allem ökonomische Gesetze sind .wären
demnach alle von der sozialen Umwelt an das Me-
diensystem herangetragenen kommunikativen Po-
stulate von vornherein ohne allzu große Chance.
Ein Blick auf das aktuelle Mediensystem der Bun-
desrepublik zeigt, daß eine solche Hypothese nicht
nur eine gewisse Plausibilität, sondern auch empiri-
sche Validität besitzt31)-

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es heute
rund 300 Zeitungsverlage, die rund 25 Millionen
Zeitungsexemplare verkaufen und knapp zwölf
Milliarden DM umsetzen. Fast genau zwei Drittel
dieses Umsatzes resultieren aus dem Verkauf von
Anzeigen und ein Drittel aus dem Vertrieb. Es gibt
knapp 1 500 Zeitschriftenverlage, die unter ande-
rem rund 450 Publikumszeitschriften mit einer Auf-



läge von rund 105 Millionen Exemplaren heraus-
geben. Jahresumsatz der Publikumszeitschriften:
mehr als sechs Milliarden DM. Und es gibt außer-
dem knapp 600 Unternehmen, die mehr als 1 000
Anzeigenblätter mit einer Auflage von fast 56 Mil-
lionen Exemplaren herausbringen. Die Zeitungs-
und Zeitschriftenverlage beschäftigen heute rund
200 000 Menschen. Die meisten von ihnen arbeiten
inzwischen in größeren Betriebseinheiten: Mehr als
90 Prozent der Zeitungsuntemehmen und immer-
hin noch weit mehr als 50 Prozent der Zeitschriften-
unternehmen haben mehr als 200 Mitarbeiter.
Beim Tageszeitungsgeschäft kann von einem funk-
tionierenden Markt schon lange kaum noch die
Rede sein; ein Marktzutritt hat seit 20 Jahren ei-
gentlich gar nicht mehr stattgefunden. Die Konzen-
tration ist auf hohem Niveau — es gibt noch 119
selbständige Tageszeitungen, fast halb soviele wie
1954 — eingefroren. In rund der Hälfte aller Kreise
und kreisfreien Städte bedeutet Pressefreiheit, daß
dort nur noch eine Tageszeitung mit lokalem Bezug
erscheint32). Die Presseuntemehmen, die auf dem
Markt blieben, sind mit der Zeit immer näher zu-
sammengerückt. Zehn Verlagsgruppen haben
heute einen Anteil von 53 Prozent am Tageszei-
tungsmarkt; der Springer-Verlag ist mit allein
knapp 27 Prozent der deutliche Marktführer. Bei
den Publikumszeitschriften haben die vier größten
(Bauer, Burda, Springer, Gruner + Jahr) — je
nachdem, wie man gewichtet — einen Marktanteil
von knapp 50 Prozent oder sogar von fast zwei Drit-
tel33).
Auf diesem Pressemarkt gibt es deshalb nur noch
wenig Bewegung. Die Auflage der Tageszeitungen
stagniert zwar, aber das liegt vor allem daran, daß
„Bild“ in der Krise steckt ) — wobei sich erst zei-
gen muß, welcher kommerzielle Erfolg auf Dauer
den schwarz

34

-rot-goldenen Ausgaben seit Novem-
ber 1989 beschieden ist. Auf dem Markt der Publi-
kumszeitschriften sorgen neue Special-Interest-Ti-
tel, die den alten Illustrierten die Leser wegneh-
men, für Leben. Hier gibt es seit Jahren immer wie-
der neue Trends. Auf „Sports“ von Gruner + Jahr
(Bertelsmann) folgte Springers „Sportbild“. Zur
Zeit blühen die Frauentitel auf, während bei den
Auto-Titeln der Motor stottert. Diese Zielgruppen-
Strategie liegt seit Jahren den Aktivitäten insbeson-
dere der großen Zeitschriftenverlage zugrunde.
Der Anzeigenleiter von Gruner + Jahr: „Ich ver-
kaufe auf der einen Seite die ‘Ware’ Mensch, d. h.

die Menschen, die ich mit meinem Werbeträger ein-
sammle. Und je besser ich sie etikettieren kann, je
besser ich sie über Demographie, Psychographie,
über die Biologie, über Einstellungen, über Verhal-
ten und anderes beschreiben kann, um so gezielter
kann von den Agenturen geplant werden. Und ich
verkaufe - und nur diese beiden Dinge verkaufe ich
— sogenannte Wirkungs-Voraussetzungen.“35)

Jedes neues Produkt beruht hier auf genauen
Marktbeobachtungen. Es geht dabei aber erst in
zweiter Linie um den Lesermarkt. Entscheidend ist,
ob auf dem Anzeigenmarkt eine Nische ausgemacht
wird, die mit Lesern einer neuen Publikation be-
setzt werden kann. So jedenfalls sah jahrelang das
Kalkül aus — bis auch hier das Medien-Entwick-
lungsland DDR, in dem mehr als nur Nischen zu
besetzen sind, eine neue Situation schuf.

Wenn innerhalb der Grenzen der Bundesrepublik
die Auflagen — und damit auch die Werbeumsätze
heute überhaupt noch in Bewegung geraten, so sind
das bei den Publikumszeitschriften meistens sozusa-
gen familieninterne Angelegenheiten. Die Familie
Bauer freut sich zum Beispiel darüber, daß der
größte Auflagengewinner des letzten Jahres aus
dem eigenen Hause kommt: die Zeitschrift „Bussi-
Bär“36).

Vor den Perspektiven des neuen DDR-Geschäfts
verlief die Medienfront längst nicht mehr innerhalb
der Presselandschaft. Die Verlage waren, wie nicht
anders zu erwarten, auf Wanderschaft ins Land der
sogenannten Neuen Medien gegangen: der privaten
Fernsehprogramme, vor allem aber der neuen Hör-
funkprogramme. Rund 80 Prozent (der rund 300)
Tageszeitungs-Verlage der Bundesrepublik sind in-
zwischen zu Multi-Media-Unternehmen geworden,
weil sie sich auch im Rundfunkgeschäft engagie-
ren37). Diese Diversifikation liegt auf der Hand,
denn nur hier kann die Ökonomie noch recht unge-
stört schalten und walten. Das geschieht sogar mit
Duldung des Kartellamtes, das offenbar Doppel-
monopole von Verlegern auf Zeitungs- und Rund-
funkmärkten weniger bedenklich findet als das alte
öffentlich-rechtliche Monopol im Rundfunkbe-
reich38). Strittig ist dabei, ob das Argument, durch
den privaten Rundfunk entstünden Substitutionsef-
fekte für die lokale Zeitungswerbung, überhaupt
stichhaltig ist. Ökonomische Konzentration im
Pressebereich hat inzwischen meist einen Rund-



funk-Hintergrund. So kaufte der Verlag Gru-
ner + Jahr (Bertelsmann) die marode Boulevard-
zeitung „Hamburger Morgenpost“ vor allem des-
halb, weil damit gleichzeitig ein bedeutender
Anteil an „Radio Hamburg“ erworben werden
konnte.

Doch selbst die größten Verlage müssen sich beim
Konkurrenzkampf mit dem öffentlich-rechtlichen
Rundfunk gut vorbereiten. Denn hier handelt es
sich ja nicht um Tante-Emma-Läden unter gesell-
schaftlicher Kontrolle, sondern gleichfalls um Kon-
zerne — mit allem, was dazugehört. Das gilt für alle
13 Anstalten in der Bundesrepublik. Der Westdeut-
sche Rundfunk z. B., Europas größter Sender, ar-
beitet mit einem 1,4 Milliarden-DM-Etat und be-
schäftigt mehr als 4 000 Mitarbeiter; die ARD mit
ihren neun Sendern setzt 5,5 Milliarden DM im
Jahr um, beschäftigt knapp 20 000 Mitarbeiter und
ist neuntgrößter Medienkonzem der Welt. Da wir-
ken die beiden privaten Fernsehsender SAT 1 und

RTL plus, Kinder von Medienriesen, vorerst im-
mer noch wie Zwerge.

Alle diese Konzerne — ob privat oder öffentlich-
rechtlich organisiert — machen gewaltige Wer-
beumsätze. Führend ist hier das ZDF mit 780 Mil-
lionen DM vor dem „Stern“ (rund 380 Mio. DM),
WDR (370 Mio. DM), „Spiegel“ (330 Mio. DM)
und „Hörzu“ (250 Mio. DM). Erst auf Platz 18
kommt mit der „Süddeutschen“ (120 Mio. DM)
eine überregionale Tageszeitung. Diese Umsätze
sind natürlich — so rechnet sich das auf dem Me-
dienmarkt — direkt an Auflagen und Reichweiten
gebunden. Und wenn man das weiß, versteht man
schon ein bißchen besser, warum RTL plus soviel
an Frau Berger und SAT 1 soviel an den Heimatfil-
men aus dem Keller des Herm Kirch liegt. Und wer
die Anzeigen-Auflagen-Spirale auf dem Pressesek-
tor verstanden hat, weiß, daß dieser „Matthäus-
Effekt“ natürlich nun auch für den Rundfunksektor
gilt: Wer hat, dem wird gegeben.

IV. Das „Problem Bertelsmann“ und die „endlose Kette“

Wenn wir von „den“ Medien in der Bundesrepublik
sprechen, meinen wir also heute eine riesige Indu-
strie. Sie arbeitet gewinnorientiert — wie die ande-
ren Industriezweige auch. Diese Industrie ist nur
vordergründig direkt publikumsorientiert; der
zweite Markt, auf dem sie ihre Produkte verkauft,
besitzt größere Bedeutung: Die Medien befinden
sich an der Leine der Werbung. Ökonomische Lo-
gik wird damit zur zentralen — wenn nicht oft sogar
einzigen — Bezugsgröße des Handelns der Medien-
konzeme.

Doch Medienbetriebe als selbstreferentielle Sy-
steme laufen Gefahr, daß sie ihr Publikum aus den
Augen verlieren und ähnlich überrascht werden
können wie im Herbst 1989 die Banker. Nach dem
Börsen-Crash mußte damals sogar der Vollmond
bemüht werden, um die plötzliche Abwendung der
Menschen von den Aktien erklären zu können39).
Auch ein „Medien-Crash“ erscheint möglich, wenn
die Medienanbieter zu sehr auf sich bezogen sind
und die Unberechenbarkeit des Publikums unter-
schätzen; wenn sie nur noch in Reichweiten, Wer-
beumsätzen und in Kategorien des kleinsten ge-
meinsamen Programmnenners denken.

Für eine solche Unberechenbarkeit des Publikums
gibt es in den Langzeit-Studien zur Mediennutzung
und Medienbewertung bereits einige Anhalts-

punkte40). Die Befunde zeigen, daß sich Teile des
Publikums von den Medien abwenden, weil sie sich 
von ihnen nicht mehr angesprochen fühlen und ih-
nen nicht mehr vertrauen. Dies wird zwar auch auf
die Vertrauenskrise zurückgeführt, in denen grö-
ßere Institutionen generell stecken. Doch der Pre-
stigeverlust der Medien und der Journalisten —
nicht nur in der Bundesrepublik — zeigt, daß die
Abwendung des Publikums auch medienspezifische
Ursachen hat. Der wohl problematischste Befund
dabei: Vor allem jüngere Kunden laufen den Me-
dien — dem Fernsehen wie der Tageszeitung —
weg; sie sind vor allem nicht für politische
Angebote zu begeistern. Ob sie durch Video-
clips auf Dauer zu binden sind, muß man bezwei-
feln.

Dabei mag es auch einen direkten Zusammenhang
zwischen Mediengröße und Medienverdruß geben.
Denn das Wachsen der Medieninstitutionen ist
nicht nur ein marktwirtschaftliches, sondern auch
ein inhaltlich-publizistisches Problem. Publizistisch
Tätige wie der Verleger Emst Reinhard Piper be-
zweifeln grundsätzlich, daß in den Medienkon-
zemen so etwas wie „Kreativität“, intellektuelle
Originalität, Querdenken und Durchdenken über-
haupt gefördert werden kann. Alexander Kluge



nennt den Glauben an die Käuflichkeit der Kreati-
vität das „Problem Bertelsmann“41).

Die Firma Bertelsmann — bis zur Elefantenhoch-
zeit der amerikanischen Riesen Time und Warner
sogar weltweit führend — ist der mit Abstand
größte Medienkonzem in der Bundesrepublik. Das
Unternehmen, das in mehr als 30 Ländern 44 000
Menschen beschäftigt, kann allein auf Grund seiner
vielfältigen Produktpalette geradezu als Symbol für
das Medien-Monopoly unserer Tage bezeichnet
werden. Dem Gütersloher Multi gehört — neben
vielem anderen — nicht nur „Stern“ und „Hambur-
ger Morgenpost“, sondern auch eine Beteiligung
am „Spiegel“. Bertelsmann alleine setzte im Jahre
1989 rund 12,5 Milliarden DM um (Ziel 1990:
13,1 Milliarden DM)42) — mehr als alle Zeitungs-
verlage in der Bundesrepublik zusammen. Dieser
Konzern bemüht sich um Offenheit und Pluralis-
mus. Er initiiert über seine Stiftung Forschung und
Fortbildung, veranstaltet Symposien, fördert Krea-
tivität und tut viel für einen guten Ruf43). Doch ein
gravierendes „Problem Bertelsmann“ hat gerade
dieser Konzern selbst definiert: das Problem der
Verantwortung in der „Mediengesellschaft“.

In großen Medienorganisationen findet heute eine
Anonymisierung von Verantwortung für publizisti-
sches Handeln statt. Selbst höchste Entscheidungs-
träger fühlen sich in quasi kybernetisch ablaufende
Prozesse eingebunden, die ihren individuellen
Spielraum, und damit auch ihr Verantwortungsge-
fühl einschränken. „Ethisches Handeln“ wird zu-
nehmend durch institutionelles Handeln konditio-
niert. Dafür hat der BerteIsmann-Konzem bei der
Affäre um die Hitler-Tagebücher einen deutlichen
Beleg geliefert44). Die persönliche Verantwortung
für dieses Desaster, von dem sich das Zeitschriften-
Flaggschiff „Stern“ nicht mehr erholt hat, blieb bis
heute im dunkeln.

Welch bedrohliche Spirale durch Kommerzialisie-
rung und Deregulation in Gang gesetzt werden
kann, läßt sich in den USA seit Jahren studieren —
einschließlich der sozialen Kosten, die diese Ent-
wicklung verursacht. „The Media Monopoly“ nennt

der Medienkritiker Ben Bagdikian sein Buch über
„die 50 Unternehmen, die kontrollieren, was Ame-
rika sieht, hört und liest“ (Untertitel). Er konfron-
tiert darin den Verfassungsanspruch der Meinungs-
und Pressefreiheit mit der Realität der Informa-
tionsmonopole: „Das Zeitalter der Aufklärung
schuf eine neue Art von Gesellschaft. Diktatoren
und Könige wurden abgelehnt . . . Die USA sind
die fundamentale Demokratie für die Aufklärung
gewesen. In ihrem heiligsten Dokument wird die
Meinungsfreiheit ausdrücklich garantiert. Mei-
nungsvielfalt sollte der natürliche Dauerzustand
dieser Freiheit sein. Die moderne Technologie und
die amerikanische Ökonomie haben leise eine neue
Art von zentraler Obrigkeit über die Informationen
geschaffen — die nationalen und multinationalen
Unternehmen. Die Mehrheit aller bedeutenden
amerikanischen Medien — Zeitungen, Zeitschrif-
ten, Radio, Fernsehen, Bücher und Filme — wird in
diesem Jahrzehnt von 50 gigantischen Unterneh-
men kontrolliert. Diese Unternehmen sind durch
gemeinsame finanzielle Interessen verkettet mit an-
deren riesigen Industrien und mit ein paar dominie-
renden internationalen Banken.“45) Bagdikian
spricht im Zusammenhang mit der Verflechtung
von Medien- und Nichtmedienuntemehmen von
der „endlosen Kette“46). Weit davon entfernt ist
auch die Bundesrepublik nicht mehr. Beim privaten
Rundfunk sind inzwischen auch Banken und Wa-
renhauskonzerne beteiligt.

Dies ist aber erst der Anfang eines tiefgreifenden
Strukturwandels der Kommunikationsverhältnisse.
Zweifellos wird dabei die Kommerzialisierung der
Mediensysteme im internationalen Maßstab neue
Bedingungen schaffen, die zu verstärktem Konkur-
renzdruck in bestimmten Segmenten des Medien-
marktes führen kann. Als Gefahr wird insbeson-
dere die Beteiligung von ausländischen Konzernen
beschworen. Doch außer dem Medienmulti Berlu-
sconi, der 21 Prozent am Privatsender Tele 5
hält47), sowie Radio Luxemburg ist in der Bundes-
republik (bisher) noch niemand zu sehen.

Eine besondere Herausforderung für die Medien
bedeutet ihr Monopolverlust im Zuge der Informa-
tisierungsprozesse in der Gesellschaft48). Auf den 
Straßen der Informationsgesellschaft gibt es schon
heute Überholspuren für alle Arten von Informa-
tionsdiensten. Die Journalisten verlieren dadurch
ihre Bedeutung als „Schleusenwärter“; ihre Pro-



dukte werden Teil einer undurchschaubaren Ge-
mengelage von Daten, Informationen und Kommu-
nikation. Umso wichtiger wird deshalb, daß der
Journalismus sinnvoll ausgewählte, aufbereitete,
eingeordnete Aussagen anbieten kann, die sich
qualitativ von den immer mehr und leichter verfüg-
baren „Rohinformationen“ unterscheiden. Die Be-
völkerung, die für die „freien Kanäle“ mit Unsi-
cherheit über Relevanz und Glaubwürdigkeit von
Informationen bezahlt, ist auf diesen Journalismus
angewiesen. Damit aber stellen sich immer höhere
Anforderungen an die journalistische Kompe-
tenz49) — im weitesten Sinne.

Zu den besonderen Herausforderungen des Journa-
lismus gehört heute schon der Druck, der von Inter-
essenvertretern als „Public Relations" ausgeübt
wird, sowie der Druck, der von den Werbemärkten
direkt ausgeht. Wenn Zeitschriften nur deshalb
kreiert werden, weil auf dem Anzeigenmarkt eine
Lücke ausgemacht worden ist, fällt Journalisten die
Rolle der nützlichen Idioten zu; ist das Segment
gesättigt, wird — im Jargon der Branche ausge-
drückt — eine andere Sau durch ein anderes Dorf
gejagt. Es gibt deshalb immer mehr Medien, in
denen der Journalismus erfolgreich versteckt wird.
Neue Frauenzeitschriften wie „Viva“ (Gru-
ner + Jahr) und „Elle“ (Burda) sind perfekte Bei-
spiele dafür.

Man kann nun in dieser Situation — ganz in der
Logik ökonomischen Denkens — eine nüchterne

Kosten-Nutzen-Analyse der Kommerzialisierung
des Mediensystems anstellen50). Ein Nutzen ist
zum Beispiel im Zurückdrängen des parteipoliti-
schen Einflusses in den öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten, in mehr Chancen für Pluralis-
mus, in mehr Beschäftigungsmöglichkeiten für Me-
dienschaffende, in mehr Leistungsdenken auf dem
Kommunikationsmarkt, in besseren Marktzutritt-
schancen für neue Anbieter und in womöglich nied-
rigeren Preisen durch Konkurrenz zu sehen. Alle
diese Möglichkeiten sind nicht grundsätzlich zu be-
streiten. Nicht zu bestreiten ist auch, daß es immer
wieder Marktsegmente gibt, in denen sich Qualität
hält — und sei es nur, damit die Pressefreiheit sich 
selbst feiern kann. Es gibt Spielraum für „guten
Journalismus“, für Medien, die z. B. Skandale auf-
decken — wie auf der anderen Seite für spekulative
Gewaltdarstellung und Pornographie. Hin und wie-
der gelingt es sogar Publikationen, aus einer Au-
ßenseiterrolle ein Geschäft zu machen. Die „Zeit-
geist“-Blätter, zum Teil in der Provinz geboren,
sind ein Beispiel dafür. Kein Zweifel auch, daß sich
kommerzielle Medieninstitutionen auf Verände-
rungen des Marktes schnell und bedingungslos ein-
stellen können. Denn ein solches Handeln liegt in-
nerhalb der Logik ökonomischer Systeme. Diesem
Nutzen, der nicht zuletzt auf der Flexibilität markt-
wirtschaftlicher Systeme beruht, stehen freilich be-
trächtliche Kosten gegenüber, von denen schon die
Rede war. Prinzipiell aber gibt es zu diesem Me-
diensystem mit seinen kommerziellen Grundlagen
keine Alternative.

V. Wohin treibt das Mediensystem in Deutschland?

Bei der Parallelaktion von Konkurrenz und Mono-
polisierung im neuen Mediensystem der Bundesre-
publik setzt mehr denn je der Werbesektor die Da-
ten — nachdem die entscheidenden juristischen
Schlachten schon geschlagen und der Verfassungs-
krieg um die Privatisierung grundsätzlich entschie-
den ist. Prognosen über künftige Entwicklungen in 
diesem Mediensystem hängen somit zunächst ent-
scheidend von den Entwicklungen der Werbe-
märkte ab ). Dabei ging es bis zum Herbst 1989 im
einzelnen nur um die Größe des künftigen Werbe-
kuchens, die Veränderung der Werbestrukturen,
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den Unsicherheitsfaktor Werbeeffizienz und „Eu-
ropa“ als ziemlich unbekannte Bezugsgröße.
Prognosen zu den Veränderungen des Werbeku-
chens in der Bundesrepublik reichen von der An-
nahme eines Nullsummenspiels bis zur Verheißung
gigantischer Wachstumsmargen. Wahrscheinlich ist 
ein eher langsames, kontinuierliches Wachstum,
denn die Bundesrepublik gehört — gemessen am
Bruttosozialprodukt — schon heute zu den führen-
den Werbenationen.
Das Marktforschungsuntemehmen Prognos, das
hingegen bis zum Jahre 2000 eine Verdreifachung
des Werbevolumens prophezeit, erwartet auch eine
Verschiebung der Werbung vom Print- in den
Rundfunk-Sektor52). Doch nach wie vor erwirt-
schaften die Printmedien drei Viertel der Brutto-
werbeumsätze in den klassischen Medien. Zahlen



für den Werbemarkt im Jahre 1988 stützen die An-
nahme, daß die Rahmenstruktur zugunsten der
Printmedien-Werbung zunächst stabil bleibt. Auch
die Verhältnisse in Frankreich und Italien mit ihren
günstigen Bedingungen für private Sender sprechen
gegen die prognostizierte Verschiebung.

Ganz ungewiß sind die künftigen Reichweitenpo-
tentiale für private Veranstalter. Heute erreichen
z. B. RTL plus und SAT 1 über Kabel oder An-
tenne ca. 11,5 bis 13 Millionen der insgesamt 25,7
Millionen Haushalte, also knapp die Hälfte. Erwar-
tungen, daß im Jahr 2000 fast 90 Prozent aller
Haushalte private Fernseh-Programme empfangen
können, scheinen allzu optimistisch zu sein53).
Doch selbst eine Vollverkabelung der Bundesrepu-
blik (die nicht geplant ist) würde ja nur eine Frag-
mentierung des Publikums und somit Reichweiten-
teilung bedeuten. Hinzu kommt, daß der Fernseh-
konsum seit dem Urknall der Privatisierung nur
geringfügig gestiegen ist. Geradezu ausgeschlossen
wäre eine Zielgruppen-Präzisierung, an der der
Werbewirtschaft stets am meisten gelegen ist; dazu
ist das Massenmedium Fernsehen wohl prinzipiell
ungeeignet. „Bunte“-Verleger Hubert Burda z. B.
entwirft deshalb für die Printmedien ein optimisti-
sches Zukunftsbild: „Wir sehen, daß die Schlacht-
schiffe von .Bild' und .Hörzu' bis zur .Bunten' und
.Freundin' der Werbewirtschaft Reichweiten bie-
ten. wie sie kein anderes Medium zu diesen Preisen
schafft. In diesem Wettbewerb sind wir durch nie-
manden zu schlagen.“54)
Schließlich der europäische Aspekt: Als bei den
Plädoyers für den privaten Rundfunk die Argu-
mente ausgingen, wurde der europäische Werbe-
markt eingeführt, aufden Industrie und Werbewirt-
schäft nicht verzichten könnten. Doch dieser Wer-
bemarkt ist ebenso wie der „europäische Program-
markt“ schon allein wegen der Sprachbarriere eine
ungewisse Größe. Dies haben zuletzt der britische
Super Channel und Rupert Murdochs Sky One mit
ihren englischsprachigen Programmen zu spüren
bekommen55). Der Londoner Mediendirektor der
Agentur Saatchi and Saatchi kommentierte deren
kommerzielle Flops mit den Worten: „The fact is.
most people are not businessmen and they don’t
speak English.“56) Die Werbeagenturen stehen
deshalb supranationaler Werbung bisher eher skep-
tisch gegenüber.

Ein weiterer Unsicherheitsfaktor für solche Pro-
gnosen waren die neuen Bedingungen, die das eu-

ropäische Kartellrecht und die Entwicklung in
Osteuropa für die nationalen Mediensysteme schaf-
fen. Wenn die Angleichung des Kartellrechts am
Ende doch auf eine Liberalisierung hinausläuft,
könnten die Medienstrukturen in der Bundesrepu-
blik wieder in Bewegung geraten, denn hier hat das
Wettbewerbsrecht den Pressemarkt eingefroren.
Die großen Verlage — Springer, Gruner + Jahr,
Burda, Bauer und die WAZ-Gruppe — würden von
einer solchen Liberalisierung am meisten profitie-
ren.

Alle diese Überlegungen drehen sich jedoch um
„Peanuts“ — gemessen an den neuen Märkten, die
seit dem Herbst 1989 offenstehen. In der DDR ent-
scheidet sich seither das weitere wirtschaftliche
Schicksal vieler Medienunternehmen aus der Bun-
desrepublik, denn auch im Bereich der Medien ha-
ben die politischen Entwicklungen eine völlig neue
Situation geschaffen. Dies zu einerZeit, da die Poli-
tiker der Bundesrepublik gerade ihre ziemlich un-
fertige und nur mühsam abgestimmte Medienpoli-
tik ins Leben entließen — wobei sie mögliche Kor-
rekturen durch das Bundesverfassungsgericht tradi-
tionsgemäß schon einkalkuliert hatten. Weitere
Richtersprüche aus Karlsruhe zu den Landesme-
diengesetzen stehen noch aus.

Doch ohnehin ist nichts mehr so, wie es war; der
Umsturz in der DDR hat auch alle ausgefeilten
medienpolitischen Kalküle über den Haufen gewor-
fen, alle Programme zu Makulatur gemacht. Plötz-
lich stehen — nicht nur in der DDR — Ländergren-
zen und damit auch Sendergrenzen zur Disposition.
Plötzlich ist absehbar, daß in langen Jahren erstrit-
tene Rundfunk-Kompromisse womöglich durch die
Wiedervereinigung absolet werden.

Über die Grundzüge eines gesamtdeutschen Medi-
ensystems gibt es spätestens seit den Wahlen in der
DDR am 18. März 1990 Konsens. Übereinstim-
mend erklären Medienpolitiker hüben wie drüben,
daß das gegenwärtige westdeutsche Modell Pate
stehen soll: eine privatwirtschaftliche Organisation
für die Presse, eine duale Ordnung — öffentlich-
rechtlich und privat organisierte Sender — für den
Rundfunk57). Wie dieses gesamtdeutsche Medien-
system am Ende aussehen wird, hängt aber noch
von einer Vielzahl von — politischen, ökonomi-
schen, aber auch professionellen — Faktoren ab.
Unklar ist somit bis heute, in welchem Ausmaß sich
die Medien der DDR tatsächlich an westlichen Vor-



bildern orientieren werden. Im folgenden sollen
dazu einige Beobachtungen zusammengetragen
werden. Sie können sich natürlich nicht auf syste-
matische Forschung stützen, sondern nur auf vor-
läufiges Material58), einzelne Eindrücke und auf
Gespräche mit Fachleuten ).

Aus der Sicht westdeutscher Medienverantwortli-
cher stellte sich die ökonomische, aber auch die
politische Seite des Zusammenwachsens der Me-
diensysteme offenbar zunächst als recht unproble-
matisch dar. Verlagsmanager und Intendanten rei-
sten seit dem Herbst 1989 mit ihren Rechtsberatern
in die DDR, schlossen Vorverträge ab, versprachen
technische Hilfe, vermittelten Know-how (insbe-
sondere zum Thema Werbeeinnahmen) und such-
ten nach scheinbar unverfänglichen Kooperations-
modellen, die freilich nicht selten auf eine Über-
nahme von DDR-Betrieben hinauslaufen sollten.
Bald wurde bekannt, mit welchem Eifer die ARD
den Deutschen Fernseh-Funk der DDR (DFF) zu
umgarnen versuchte und wie schnell die Großver-
lage, mit eigenen Worten, ihre „Claims abgesteckt“
hatten. Die entscheidenden Daten schienen schnell
gesetzt:

— Fortbestand der Tageszeitungen mit ihren impo-
nierend hohen Auflagen, natürlich nicht mehr unter
Kontrolle der Parteien, denn Parteizeitungen ver-
kaufen sich nicht, wie wir hier gelernt haben;
schnelle Lieferung von elektronischen Redaktions-
systemen und modernen Rotationsmaschinen, die
24seitige oder sogar 36seitige Ausgaben drucken
können; Durchforstung der betriebswirtschaftli-
chen Kostenrechnung nach Rationalisierungsreser-
ven.

— Weitgehendes Verschwinden der durchweg qua-
litativ schlechten Zeitschriften in der DDR. Ersatz
durch westdeutsche Hochglanz-Produkte, denen
sich damit ungeahnte Auflagen-Steigerungen eröff-
nen; westdeutsche Großverlage zeigten sich des-
halb besonders an schnellen Regelungen für den
Zeitschriften-Vertrieb interessiert. Produktion der
Blätter in der Bundesrepublik, wo es technische
Überkapazitäten gibt.

— Unbürokratisch geregelte Sendemöglichkeiten
für private Sender; Integration der bestehenden
DDR-Sender in das öffentlich-rechtliche Rund-
funksystem der Bundesrepublik unter Einschluß
von Regelungen für die nicht-ländergebundenen
bundesdeutschen Sender Deutschlandfunk, Deut-
sche Welle und RIAS sowie schnelle Kooperation
im Bereich der Rundfunkwerbung.

Daß es dann nicht gleich so gekommen ist, lag vor
allem an einer Reihe irritierender Aktionen in der
DDR. Die erste war Anfang des Jahres die Einrich-
tung eines „Medienkontrollrates“, der die Umset-
zung der Volkskammer-Beschlüsse zur Presse- und
Meinungsfreiheit überwachen sollte. „Die Zei-
tung“, Organ des Bundesverbandes Deutscher Zei-
tungsverleger, fand dafür die Überschriften: „Irr-
wege in Ost-Berlin“ und „Freie Presse nicht in 
Sicht“««).

An einer zweiten Aktion waren Verleger der Bun-
desrepublik direkt beteiligt. Sie diente der Verhin-
derung eines Vertriebs- und Werbe-Joint-Venture
zwischen vier westdeutschen Großverlagen und der
DDR-Post. Vor allem der Hamburger Jahreszei-
ten-Verlag, aber auch rund 20 andere Presseunter-
nehmen sowie Politiker in der DDR liefen Sturm
gegen den fast gelungenen Coup der Verlage
Bauer, Burda, Gruner + Jahr und Springer, die
Lieferung von Zeitungen und Zeitschriften an
DDR-Kioske unter ihre Kontrolle zu bringen. Nach
diesem Fall von „Kolonialismus“ 61) wurde dann ein
provisorisches Vertriebsmodell geschaffen, an dem
sich die Kontrahenten aus Ost und West zu gleichen
Teilen beteiligen konnten.

Westdeutsche Verlage zeigten sich beim Umgang
mit den Medienverantwortlichen in der DDR zwar
bemerkenswert unideologisch. So fand etwa der
Springer-Verlag nichts dabei, die zur PDS gewan-
delte SED als Zeitungspartner zu gewinnen62).
Doch nach und nach zeigte sich, daß die DDR-
Medien ihre Eigenständigkeit nicht ohne weiteres
aufgeben wollen. Dies gilt nicht nur für eine Reihe
von Parteizeitungen63), sondern z. B. auch für den



DFF64). Bisher steht deshalb nur fest, daß auch in 
der DDR die Zuständigkeit für den Rundfunk bei
den Ländern liegen wird65) und daß alle Verlage
Millionenbeträge aus dem Westen brauchen, um
wirtschaftlich überleben zu können.

Während die Formel „Westgeld gegen Autonomie-
verzicht“ bisher nicht aufgeht, haben sich im 
Bereich der Medienfinanzierung beeindruckend
schnelle Lernerfoge eingestellt. Hurtig schuf das
Staatsfernsehen der DDR eine Hauptabteilung
„Telekommerz“, um täglich in beiden Programmen
jeweils 30 Minuten Werbezeit — auch nach 20 Uhr
— an den Kunden zu bringen66). Und sogar schon
kurz nach der Wende waren die Anzeigenseiten der
Tageszeitungen kaum wiederzuerkennen. Werbung
als Devisenbeschaffer für die überbesetzten Redak-
tionen entdeckten Provinzblätter wie auch das
„Neue Deutschland“, das eine Woche lang eine
halbseitige Eigenwerbung des amerikanischen
Wanderpredigers Billy Graham druckte67).

Diesem Schnellkurs in Medienökonomie stehen je-
doch widersprüchliche Eindrücke von der journali-
stischen Professionalität in den DDR-Medien ge-
genüber. Wurden Sendungen wie „Aktuelle Ka-
mera“ und das Jugendmagazin „Elf99“ in der Wen-
dephase wegen intelligenter Beiträge mit Recht ge-
lobt, so gibt es inzwischen doch Zweifel daran, ob
die DDR-Medien und ihre Journalisten insbeson-
dere für einen Nachrichtenjournalismus nach west-
lich-pluralistischem Vorbild ausreichend präpariert
sind; seine Berichterstattungsmuster werden aber
der Maßstab in einem gesamtdeutschen Mediensy-
stem sein.

Die Voraussetzungen dafür sind schlecht: „Neben
der Armee der Staatssicherheit“, schrieb Cordt
Schnibben im „Spiegel“, „war die Armee der Jour-
nalisten für die SED-Führung das wichtigste Hilfs-
corps, um millionenfache Duldung zu erzwin-
gen.“68) Wurde daraus eine Armee von Wendehäl-
sen? Nach wie vor jedenfalls sitzen in vielen Lei-
tungspositionen einstmals treue Genossen. Nach
wie vor auch leisten sich die — einst von der SED
beschickten — Redaktionen Personalstärken, die in

der Bundesrepublik unvorstellbar wären. Ein Bei-
spiel: Beim Allgemeinen Deutschen Nachrichten-
dienst (ADN), der inzwischen mit der Deutschen
Presseagentur kooperiert, arbeiten 1 400 Redak-
teure und Reporter — rund doppelt soviele wie bei
dpa mit ihrem weltweiten Aktionsfeld und ihren
vielfältigen Diensten. Und: Nahezu alle diese
DDR-Journalisten sind einst durch Kaderschmie-
den69) gegangen, in denen vor allem Marxismus-
Leninismus, aktuelle Parteitagsbeschlüsse der SED
und Stilistik des sozialistischen Journalismus oben
auf dem Lehrprogramm standen70).

Valide zu beurteilen, wie weit Ausbildung und Re-
krutierung noch ihre Spuren in den DDR-Medien
hinterlassen und in welchem Ausmaß westliche Be-
richterstattungsmuster bereits adaptiert wurden,
wäre nur auf der Grundlage von systematischen
Inhaltsanalysen möglich. Erste Eindrücke vom real
existierenden Journalismus vermittelt jedoch — ne-
ben Beobachtungen der Rundfunk-Programme —
ein kleiner Querschnitt von sieben lokalen Tages-
zeitungen der DDR71), den wir anhand der zentra-
len Kriterien für westlichen Nachrichtenjoumalis-
mus im Frühjahr 1990 eine Zeitlang untersucht ha-
ben. Diese Kriterien, die westliche „objektive Be-
richterstattung“ vom östlich-sozialistischen Partei-
journalismus unterscheiden, sind: Trennung von
Nachricht und Kommentar, Nachrichtenaufbau
nach der Bedeutung der Fakten, genaue Quellenzu-
ordnungen sowie Publikums- statt Informanten-
orientierung 2).7



Die Lektüre zeigte auf den ersten Blick formal
kaum Unterschiede zum Nachrichtenjournalismus,
wie wir ihn gewohnt sind. Da steht das Wichtigste
meistens am Anfang und der Einstiegssatz, wie es 
sich gehört, im Perfekt; da werden Quellenbezüge
mit „nach den Worten von“ oder „nach Ansicht
des“ hergestellt und Meinungsbeiträge durchweg
deutlich gekennzeichnet. Genaueres Studium der
Beiträge deutet aber dann doch daraufhin, daß sich
viele Redakteure schwer tun mit diesem unparteili-
chen Journalismus, der sich auf genau zu nennende
Quellen stützt und für den der Leser — nicht die
Partei — wichtigster Bezugspunkt sein soll. Immer
wieder stößt man auf „Leadsätze" ) wie den fol-
genden, der einen unprofessionellen Einstieg mit
altsozialistischer Hofberichterstattung verbindet:
„Der ehemalige Ministerpräsident der DDR,
Dr. Hans Modrow, war am gestrigen Donnerstag
auf einer Wahlkampfreise seiner Partei, der PDS,
im Bezirk Schwerin unterwegs.“
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74) Oder diesen
Nachrichten-Einstieg: „Zur letzten Beratung vor
dem 6. Mai trafen sich gestern nachmittag die
21 Mitglieder der Bezirkswahlkommission.“75)
Oder die Verlautbarung als Nachricht im Amts-
deutsch: „Zum Schutz des begonnenen Demokrati-
sierungsprozesses in der DDR wird Innenminister
Dr. Peter-Michael Diestel (DSU) geeignete Maß-
nahmen gegen jegliche bisher nicht gekannte Er-
scheinungen des Rechts- und Linksradikalismus im
Lande einleiten.“76)
Meldungen, in denen die Formalien des Nachrich-
tenaufbaus besser beachtet worden sind, stammen
meistens von der Agentur ADN — nach wie vor der
einzigen überörtlichen Nachrichtenquelle für die
Tageszeitungen. Dieser Journalismus in der DDR
kommt, so merkt man schnell, (noch) nicht so
schnell zur Sache, wie wir das aus den glatten, rou-
tiniert geschriebenen Meldungen und Berichten
westlicher Medien gewohnt sind. Ungelenk, ja un-
professionell wirkt zudem so mancher Versuch mit
Unterhaltungs-Darstellungsformen wie Feature
oder Reportage; hausbacken — aber auch nicht so
stromlinienförmig wie im Westen — wirken viele
Kommentare. Argumentationslinien und gestanzte
Vokabeln aus der Vor-Wendezeit sind jedoch kaum

noch zu entdecken; brav und bieder die Typogra-
phie der dünnen Blätter, die mit veralteter Technik
hergestellt werden.

Schnell begriffen hat man hingegen die kommer-
ziellen Chancen, die sich etwa durch die Vermi-
schung von Werbung und redaktionellem Teil eröff-
nen. Die Sächsische Zeitung in Dresden z. B., das
ehemalige SED-Blatt, stellt eine Mietwagenfirma
auf der Titelseite groß mit Foto vor und schreibt,
damit nichts unklar bleibt, vom „AVIS-Traum-
Auto“. Die Schweriner Volkszeitung wiederum
gibt mehrere redaktionelle Spalten direkt an Inter-
essengruppen zur Selbstauskunft ab, ohne daß diese
Verlagerung der redaktionellen Verantwortung
gleich deutlich würde. Boulevardjournalismus
probt bereits die „freie presse“ (Chemnitz) in ihrer
Nachrichtenleiste auf der Titelseite, wo sie z. B.
meldet, daß Lambada-Tänzer gefährlich lebten77).
Ganz kühn die Magdeburger „Volksstimme“, die
auf ihrer Humorseite ein Oben-ohne-Mädchen mit
der doppeldeutigen Bildzeile präsentiert: „Ich
möchte nur mal wissen, weshalb die andauernd hier
rübergucken!“78)

In den Monaten nach der Wende hat es auch im
Medienbereich der DDR immer neue Überra-
schungen gegeben. Und das wird sich vorläufig
wohl nicht ändern. Dabei muß sich erst noch zei- •
gen, ob es dort Medienbereiche gibt, die erhaltens-
wert sind. Oder ob unser Mediensystem genauso
bedingungslos übernommen werden muß wie das
System der sozialen Marktwirtschaft.

Geändert hat sich seit der Wende nicht nur das
Mediensystem der DDR. Auch wir gehen anders
mit unserem eigenen Mediensystem um, das gerade
erst erneuert und dabei weiter kommerzialisiert
worden ist. Können wir diese Entwicklung noch
genauso kritisch sehen wie vorher — wenn es im
direkten Vergleich mit dem, was in der DDR „so-
zialistisch“ genannt wurde, insgesamt so hervorra-
gend abschneidet? Läßt sich glaubhaft gegen die
Kommerzialisierung argumentieren, wenn nebenan
ein nichtkommerzielles Mediensystem gerade Kon-
kurs angemeldet hat? Vielleicht ist eine Auseinan-
dersetzung mit dem neuen Mediensystem in der
Bundesrepublik aber doch notwendiger den je —
und sei es nur, damit sich die Probleme dieses Sy-
stems beim Zusammenschluß nicht verdoppeln.



Brigitte Spieß

Mißachtete Zuschauer
Wirtschaftsberichterstattung im Fernsehen

I. Aktuelles Interesse an wirtschaftspolitischen Themen

In der derzeitigen medienpolitischen Entwicklungs-
phase, in der sich nationale und internationale Pri-
vatsender wie öffentlich-rechtliche Fernsehanstal-
ten immer massiver und ungenierter um die Gunst
des Zuschauers bemühen, gibt es nur wenige Sen-
deformen, die nicht zum Gegenstand öffentlicher
Kontroversen geworden sind. Erstaunlicherweise
zählen die Wirtschaftssendungen zu diesen Raritä-
ten — erstaunlich deshalb, weil wirtschafts- und
sozialpolitische Ereignisse, Entwicklungen und
Konflikte in Osteuropa und speziell in der DDR
gerade zur Zeit besonders brisant sind. Es wäre also
zu erwarten, daß die Wirtschaftsberichterstattung
im Fernsehen auf diese Herausforderung mit einem
breitgefächerten Angebot an Informationen und

, Hintergrundberichten reagiert. Wie ist es jedoch zu
erklären, daß wirtschaftliche Themen vorwiegend
in den Mittelpunkt der politischen Berichterstat-
tung gerückt werden, die speziellen Wirtschaftsma-
gazine dagegen — wie eh und je — ein Schattenda-
sein fristen )? Von Wissenschaftlern, Wirtschafts-
experten und Kritikern werden sie mehr

1

oder weni-

ger ignoriert und von den Zuschauern ohne kriti-
sche Rückmeldung konsumiert. Die medienwissen-
schaftliche Forschung hat die Wirtschaftsbericht-
erstattung im Fernsehen bisher nur im Zusammen-
hang mit Nachrichtensendungen, politischen Maga-
zinen oder allgemeinen Informationssendungen be-
handelt. Qualitative Untersuchungen der Rezep-
tionsweisen von Wirtschaftssendungen stehen zu-
dem bis heute aus.

Auf der anderen Seite bestätigen die relativ hohen
Einschaltquoten der öffentlich-rechtlichen Maga-
zine den Programmverantwortlichen seit Jahren ei-
nen quantitativen Erfolg. Die durchschnittlichen
Reichweiten ausgewählter Sendungen, die wirt-
schaftliche Themen integrieren oder sich auf sie
spezialisieren, verdeutlichen diese Tendenz (vgl.
Tabelle).

Die Teleskopiedaten weisen darauf hin, daß ein
großes Interesse und Informationsbedürfnis an
wirtschaftspolitischen Themen im Fernsehen be-
steht. Die Programmverantwortlichen sehen dem-
entsprechend in den hohen Einschaltquoten eine
Bestätigung und Legitimation für die Qualität ihrer
Sendungen. Über die persönlichen Merkmale der
Zuschauer (z. B. Vorkenntnisse, Einstellungen,
Bedürfnisse, Interessen) und das tatsächliche Re-
zeptionsverhalten lassen die quantitativen Daten
jedoch keine präzisen Angaben zu. Unter Rückgriff
auf Einschaltquoten und selektive, nicht repräsen-
tative Informationen (z. B. Zuschaueipost, Ge-
spräche mit Bekannten, Kollegen) entwerfen die
Redakteure in der Regel ein fiktives Bild von den
Bedürfnissen ihres Publikums, das von redaktions-
internen Normen und persönlichen Präferenzen ge-
prägt ist, mit der Zuschauerrealität aber wenig
Ähnlichkeit aufweist.
Welche Diskrepanzen und Mißverständnisse
zwischen den subjektiven (Gestaltungs- und

1) Vgl. Günter Behrens. Eine Programmsparte im Schatten.
Wirtschaftsmagazine im Fernsehen, in: Helmut Kreuzer/Karl
Prümm (Hrsg.), Fernsehsendungen und ihre Formen. Stutt-
gart 1979, S. 329-347.



Wirkungs-)Annahmen der Redakteure und
den tatsächlichen Zuschauerreaktionen im ein-
zelnen entstehen können, soll an einer Sen-
dung des Wirtschaftsmagazins Plusminus exem-

plarisch untersucht werden. Zu zeigen ist je-
doch zunächst, wie sich die Wirtschaftsbericht-
erstattung im Fernsehprogramm insgesamt dar-
stellt.

II. Informationsangebot

Verfolgt man zunächst das Programmangebot der
öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten, so fällt auf,
daß ein großer Teil der wirtschaftspolitischen Be-
richterstattung außerhalb der speziell für diese The-
matik ausgewiesenen Sendeplätze stattfindet2): in 
den regionalen und überregionalen Informations-
und Nachrichtensendungen, politischen Magazi-
nen, Auslandsmagazinen, Verbrauchersendungen,
Features, Diskussionsrunden, Sondersendungen,
Dokumentationen und Fernsehspielen (einschließ-
lich vielteiliger Serien). Die gegenseitige Abhängig-
keit bzw. enge Verflechtung von Politik und Wirt-
schaft mag einer der Gründe dafür sein, daß wirt-
schafts- und sozialpolitische Themen von vielen
Programmsparten aufgegriffen werden. Ist das
Quantum der wirtschaftspolitischen Beiträge des
Fernsehens auch nicht exakt statistisch erfaßbar, so
läßt sich doch beobachten, daß neben den Nach-
richtensendungen insbesondere die Magazine für
die wirtschaftliche Berichterstattung zuständig
sind. In Anlehnung an die interne Terminologie der
Femsehpraktiker lassen sich die Magazine untertei-
len in:

2) Vgl. Brigitte Spieß, TV-Magazine zur wirtschaftspoliti-
sehen Information, in: Helmut Kreuzer/Heidemarie Schuma-
cher (Hrsg.), Magazine audiovisuell. Politische und Kultur-
magazine im Fernsehen der Bundesrepublik Deutschland,
Berlin 1988, S. 241-260.

3) Vgl. Heinz Molitor, Dem Zeitgeschehen auf der Spur.
Wirtschaftsfragen in Tagesschau und Tagesthemen, in: Medi-
enspiegel des Instituts der deutschen Wirtschaft vom
30. März 1981, S. 2—4; s. a. Hans-Walther Rother, Mainz
aktuell. Wirtschaftsfragen in heute und im heute-journal. in:
Medienspiegel des Instituts der deutschen Wirtschaft vom
13. April 1981, S. 4.
4) Vgl. Heinz Molitor, Auf dem richtigen Weg. Das Thema
Wirtschaft im heute-journal und in den Tagesthemen (Teil 1
und Teil 2), in: Medienspiegel des Instituts der deutschen
Wirtschaft vom 12. April 1982, S. 2f. bzw. vom 19. April
1982, S. 3.
5) „Während bei der ZDF-Sendung rund 60 Prozent aller
Beiträge von der Redaktion selbst produziert werden, sind
bei der ARD-Sendung 90 Prozent keine redaktionseigenen
Beiträge, sondern Zulieferungen der einzelnen ARD-An-
stalten, der Studios Bonn und der Korrespondenten.“
H. Molitor (Anm. 6), S. 2.

Gemischtwarenhandlungen (politische Magazine,
Regionalsendungen etc.), die verschiedene The-
menbereiche aufgreifen und

Fachgeschäfte (Fachmagazine), die über eine Fach-
thematik wie z. B. Wirtschaft berichten.

Mit dieser etwas saloppen Differenzierung ist eine
unterschiedliche Sichtweise und Präsentation von
wirtschaftspolitischen Themen verbunden. Die
journalistisch-handwerkliche Bewältigung der In-
halte, die thematische Abstimmung und der ökono-
mische Sachverstand der Redakteure unterschei-
den sich je nach Magazintyp, was nicht selten zu
Unstimmigkeiten zwischen den betroffenen Redak-
tionen führt.
Die folgenden Überlegungen beziehen sich vorran-
gig auf die Wirtschaftsberichterstattung in den
Nachrichtensendungen, den politischen Magazinen

und Wirtschaftsmagazinen der öffentlich-rechtli-
chen Sendeanstalten (ARD/ZDF). Worin liegen
die Unterschiede in der Präsentation und Konzep-
tion der Beiträge und welche Art von Kooperation
findet zwischen den Fachredaktionen und den Kol-
legen anderer Redaktionen statt?

1. Nachrichtensendungen

In den Nachrichtensendungen und -magazinen der
ARD und des ZDF weisen wirtschafts- und sozial-
politische Themen einen hohen Anteil auf. Wäh-
rend in den Nachrichtensendungen Tagesschau
(ARD) und heute (ZDF) dem Zuschauer ein knap-
per Überblick über die wesentlichen wirtschaftli-
chen Tagesereignisse vermittelt wird3), versucht
man in den Nachrichtenmagazinen Tagesthemen
und heute-journal darüber hinaus eine erläuternde
und kommentierende Berichterstattung zum Hin-
tergrund der Daten und Fakten zu liefern4). In den
regionalen Nachrichtensendungen der ARD und im
dritten Programm werden die wichtigsten ökonomi-
schen Schlagzeilen ergänzt durch wirtschaftliche
Berichte aus den Regionen.

Für die inhaltliche Ausformung und optische Prä-
sentation der Themen ist nur selten das dafür vor-
gesehene Ressort „Wirtschaft“ zuständig. Im Ge-
gensatz zum ZDF, das die meisten Nachrichtenbei-
träge selber produziert, werden in der ARD die
Wirtschaftsberichte häufig von der Anstalt gelie-
fert, in deren Bereich das wirtschaftliche Ereignis
stattfindet5). In der Regel haben die Redakteure



und Moderatoren der Sendungen ihr spezielles
Fachgebiet. Hin und wieder wird auf die Fachkom-
petenz von Kollegen aus dem wirtschaftlichen oder
politischen Ressort zurückgegriffen, z. B. bei erfor-
derlichen Kommentaren. Auffallend in den Nach-
richtensendungen ist das Bemühen um eine verbes-
serte optische Präsentation der Nachrichtenmel-
dungen. Fast alle Nachrichtentexte werden mit op-
tischer Hilfe (eingeblendete Schlagzeilen. Schaubil-
der und Informationstafeln, vorweggenommene,
knappe Textzusammenfassungen) vermittelt. Ein
Beispiel, das in den anderen Magazinsendungen
noch mehr als bisher Berücksichtigung finden
sollte.

Der Zuschauer wird in den Hauptnachrichtensen-
dungen der ARD und des ZDF kontinuierlich über
das aktuelle wirtschaftspolitische Tagesgeschehen
informiert. Diese Kurzinformationen werden gele-
gentlich ergänzt durch eine etwas ausführlichere
Berichterstattung, durch Interviews oder Kommen-
tare. Die Zusatzberichte zur knappen Tageschronik
dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, daß für eine
gründliche und sachgerechte Aufarbeitung und Be-
urteilung eines wirtschaftlichen Ereignisses mehr
Zeit und spezielle Fachkenntnisse des Redakteurs
notwendig sind.

2. Politische Magazine

Das Format der politischen Magazine bietet in die-
sem Zusammenhang schon mehr Freiraum für eine
genauere Analyse wirtschaftspolitischer Inhalte.
Da ökonomische Entwicklungen beherrschende
Themen der Innen- und Außenpolitik sind, halten
es die politischen Magazine der ARD (Panorama,
Report, Monitor, Kontraste) und gelegentlich des
ZDF (Kennzeichen D, Studio 1) für selbstverständ-
lich. Wirtschaftsthemen zu behandeln — und zwar
aus ihrer Sicht. Die langjährige Vorzugsbehandlung
sogenannter zeitkritischer Magazine innerhalb der
koordinierten Programmstrukturen von ARD und
ZDF hat die Wirtschaftsredaktion (insbesondere
der ARD) ins Abseits gedrängt. Dies führt nicht
selten zu Resignation, Mißstimmung und Desinter-
esse an einer produktiven Zusammenarbeit mit den
politischen Redaktionen: „Zwischen den Plusmi-
nus-Redaktionen gibt es eine ständige Themenab-
stimmung, die problemlos funktioniert. Dies gilt
leider nicht für die politischen Magazine. Hier erge-
ben sich gelegentlich thematische Überschneidun-
gen, die meist zugunsten der Politik gehen. Bei
einer Tagesaktualität ist die vorrangige Behandlung
von Wirtschaftsthemen in Tagesschau und Tages-
themen zwar begreiflich; sie macht es dem Wirt-
schaftsredakteur aber nicht gerade leichter, seinen

ausführlichen Bericht zum gleichen Thema noch an
den Mann zu bringen.“6)

6) Ingrid Lorenzen, Der Wirtschaft mehr Sendezeit verschaf-
fen, in: Medienspiegel des Instituts der deutschen Wirtschaft
vom 14. Januar 1983, S. 3; s. a. Peter Sweerts-Sporck, Fern-
sehen: Mißachtete Wirtschaft, in: Medienspiegel des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft vom 3. April 1978, S. 2.
7) Franz Alt, Wirtschaft im Politischen Magazin. Fragen an
die Leiter der ARD-Dienstagsmagazine (Teil 3). in: Medien-
spiegel des Instituts der deutschen Wirtschaft vom 3. April
1978, S. 2.
8) Peter Christian Hall, Zeitkritik als Ressort. Politische
Fernsehmagazine im Kreuzfeuer der Interessen, in: Helmut
Kreuzer/Karl Prümm (Hrsg.), Fernsehsendungen und ihre
Formen, Stuttgart 1979, S. 324.

Mit der Einführung der täglichen Nachrichtenma-
gazine hat sich auch das Selbstverständnis der poli-
tischen Redakteure gewandelt: „Seit wir im Pro-
gramm Tagesthemen haben, also ein tägliches Ma-
gazin, versuchen wir in Report noch mehr als früher
Hintergründe aufzuzeigen mit Bezug zu aktuellen
Problemen.“7) „Während von den ARD-Magazi-
nen die Einführung der Tagesthemen als generelle
Entlastung von kurzlebigen Aktualitätszwängen
und Verpflichtungen zu verstärkt analytischer The-
menbearbeitung interpretiert wurde, bestand das
ZDF-Magazin darauf, im Unterschied zum heute-
Journal nicht Nachrichten-, sondern Meinungsma-
gazin zu sein.“8)

Berichtet wird in den politischen Magazinen über
aktuelle Ereignisse — sei es. daß man der parteipo-
litischen Diskussion der Themen folgt und sich be-
müht, Hintergrundinformationen zu liefern, sei es,
daß die Redaktionen ihre Aktualität selber produ-
zieren, indem sie Konfliktfälle „ausgraben“. 45 Mi-
nuten lang nur ein wirtschaftliches Thema zu vertie-
fen, widerspricht dem Konzept politischer Maga-
zinsendungen. Die Darstellung und Erklärung
komplexer wirtschaftlicher Abläufe gehört dem-
nach in den Aufgabenbereich von Wirtschaftsmaga-
zinen bzw. von speziellen Features.

Die begrenzte Sendezeit für wirschaftspolitische
Beiträge in den Magazinen und die enge Auswahl
von Daten und Fakten erfordern einen sachkundi-
gen Berichterstatter. Da die Beiträge jedoch in der
Regel von Redakteuren gestaltet werden, die keine
Wirtschaftsspezialisten sind, sehen sich die politi-
schen Magazine von Seiten der Vertreter der Wirt-
schaft und der Fachkollegen gelegentlich der Kritik
ausgesetzt, denn die Sicht politischer Journalisten
ist anders als die von Wirtschaftsjournalisten, wie
folgende Aussage belegt: „Politische Journalisten
neigen nun einmal, um ein Beispiel zu nennen,
mehr als Wirtschaftsjournalisten dazu, die Parole 
‘Bildung ist Bürgerrecht’ zu benutzen, ohne über
die finanziellen und sozialen Folgen nachzudenken.



Sie sehen die politische und soziale Stabilität dieses
Landes eher dadurch bedroht, daß irgendein katho-
lisches Krankenhaus in Bayern die Abtreibung ver-
weigert, als durch die Kostenexplosion im Gesund-
heitswesen, eher dadurch, daß irgendwo zu Un-
recht ein vermeintlich oder tatsächlicher Kommu-
nist nicht in den öffentlichen Dienst darf, als von
der Anspruchsgesellschaft, die mittlerweile die fi-
nanzielle Grundlage unserer Alterssicherung zer-
stört hat. Wirtschaftsjournalisten sehen das meist
anders herum.“9)

9) Dieter Stolz. Wirtschaft im Fernsehen, in: Medienspiegel
des Instituts der deutschen Wirtschaft vom 21. Februar 1977,
S. 12. Vgl. auch Manfred Trebess. Wirtschaft muß auch Kri-
tik tolerieren, in: Medienspiegel des Instituts der deutschen
Wirtschaft vom 17. Juni 1985, Anhang I.
10) Vgl. I. Lorenzen (Anm. 8), S. 3; Friedhelm Porck, Zu-
sammenarbeit oft mühselig, in: Medienspiegel des Instituts
der deutschen Wirtschaft vom 17. Januar 1983, S. 3.

Die Aufbereitung von Wirtschaftsthemen be-
schränkt sich — da nur wenige Minuten verfügbar
sind — häufig auf eine Kurzreportage, angereichert
um Statistiken und/oder eine Experten- und Politi-
kerbefragung. Die Gefahr, daß politische Partei-
lichkeit und nicht die Fakten Inhalt und Tendenz
eines Berichtes bestimmen, vergrößert sich auch
hier mit einer unzureichenden fachlichen Ausbil-
dung der Femsehpraktiker. Verschiedene politi-
sche Redaktionen greifen daher bei der Vorberei-
tung von Beiträgen mit wirtschaftlichem Inhalt auf
die Fachkompetenz der Kollegen aus der Wirt-
schaftsredaktion zurück. Eine vertiefende Bera-
tung und Organisation von Koproduktionen findet
jedoch in den seltensten Fällen statt. Innerredaktio-
nelle Schwierigkeiten wie z. B. unzureichende per-
sonelle Ausstattung der Wirtschaftsredaktionen
und mangelnder Informationsaustausch verhindern
meistens eine anstaltsübergreifende Zusammenar-
beit ) .10

Gegenüber den Nachrichtensendungen wird der
Zuschauer in den vereinzelten Beiträgen der politi-
schen Magazine schon ausführlicher über den Kon-
text wirtschaftpolitischer Ereignisse informiert.
Eventuell erreicht man gerade hier auch Menschen,
die nicht zu den Stammzuschauern der Wirtschafts-
magazine gehören. Das Format der Magazinbei-
träge, die knappe Sendezeit und die häufig mangel-
hafte Fachkompetenz der Redakteure verführen je-
doch zum Weglassen und zu problematischen Ge-
neralisierungen wirtschaftlicher Inhalte. Zusam-
menhängende, genauere Informationen über Hin-
tergründe und Interessen, die das Wirtschaftsge-
schehen bestimmen, können in den politischen Ma-
gazinen nicht zureichend aufgearbeitet werden.

3. Wirtschaftssendungen

Die öffentlich-rechtlichen Femsehanstalten ARD
und ZDF berichten über wirtschaftspolitische Sach-
verhalte und Zusammenhänge ausführlich und re-
gelmäßig in den Magazinen Plusminus (ARD,
Fr. ca. 21.45, 45 Min., 14-tägig) und WISO (ZDF,
Mo. 21.15, 30 Min., wöchentlich). In drei bis fünf
Beiträgen pro Sendung sollen dem Zuschauer:
— die wichtigsten aktuellen Informationen über
wirtschafts- und gesellschaftspolitische Entwicklun-
gen, Ergebnisse und Beschlüsse angeboten,
— Hintergründe wirtschaftlicher Ereignisse er-
klärt,
— die Bedeutung wirtschaftspolitischer Entschei-
dungen in ihren Auswirkungen auf die Volkswirt-
schaft und den einzelnen Bürger dargestellt,

— gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge transpa-
rent gemacht werden ).11

Selten wird die ganze Sendezeit einem Schwer-
punktthema gewidmet. Während Plusminus (aus-
gestrahlt von den Sendeanstalten BR, NDR, SWF,
SR, WDR) seine Sendekonzeption seit nunmehr 14
Jahren nicht wesentlich verändert hat (sieht man
von einigen neuen Gestaltungsformen ab), bietet
WISO — gegenüber ihrer Vorgängerin Bilanz —
dem Zuschauer mehr Flexibilität in der Auswahl
der Themen und ihrer Präsentation an12). Neben
diesen beiden etablierten Wirtschaftsmagazinen
werden Wirtschaftsthemen auch vereinzelt in den
dritten Programmen (z. B. plus 3 [WDR], Markt —
ein Wirtschaftscocktail [SWF], Trends [HR], Blick-
punkt Wirtschaft [BR]), in speziellen Verbraucher-
und Ratgebersendungen, in Sondersendungen,
Features und nicht zuletzt in privaten Fernsehpro-
grammen (z. B. WM [SAT 1], netto [RTL plus])
angeboten.
Aus den Programmbeobachtungen der beiden
Wirtschaftsmagazine Plusminus und WISO geht
hervor, daß ihre Themenauswahl der der politi-

11) Vgl. Friedhelm Ost, Economic affairs on German televi-
sion, in: EBU review. Programms, administration, law, 33
(1982)2, S. 37 —40; ders., Wirtschaft und Soziales — bürger-
nah dargestellt, in: ZDF Jahrbuch, Mainz 1984, S. 96—100;
Adolf Althen. Economic affairs on television. Plusminus — a
magazine with five fathers, in: EBU review. Programmes,
administration, law, 35 (1984)2, S. 26—28; M. Trebess
(Anm. 9). Anhang I.
12) WISO (das Magazin für Wirtschaft und Soziales) wurde
im Januar 1984 in das Programm des ZDF aufgenommen.
Vgl. Brigitte Knott-Wolf, Politik — volkstümlich? ZDF-
Neulinge Reportage am Montag und WISO sind noch verbes-
serungsbedürftig, in: Funk Korrespondenz. 32 (1984)2,
S. PI—P2; Ingrid Hamm/Barbara Koller, Eine qualitative
Untersuchung zur Sendereihe WISO. in: Medien, Pro-
gramm. Informationen aus der ZDF Medienforschung. Un-
veröffentlichtes Typoskript, Mainz 1986.



sehen Magazine ähnelt. Berichtet wird überwie-
gend über aktuelle Konfliktstoffe, die in den Print-
medien und Nachrichtensendungen bereits heraus-
gegriffen, thematisch gewichtet und als relevante
wirtschaftliche Themen in das öffentliche Bewußt-
sein gehoben wurden13). Die Anhäufung thema-
tisch unterschiedlicher Beiträge und der Aktuali-
täts- und Ereignisbezug der Themen schließen die
Darstellung wirtschaftlicher Wirkungszusammen-
hänge von vornherein aus. Zusammenhängende
Komplexe wie z. B. internationale Wirtschaftsver-
einbarungen und Umweltschutz sowie mittel- und
langfristige Aspekte der Wirtschaftspolitik im In-
und Ausland bleiben den wenigen über das Jahr
verteilten Sonder- bzw. Featuresendungen Vorbe-
halten. Die Bemühungen, möglichst interessant,
umfassend, sachlich und meinungsvielfältig zu in-
formieren, scheitern oft an der kurzen Sendezeit,
die den Redakteuren für die Magazinbeiträge zur
Verfügung steht.

Hinzu kommt, daß das Ressort „Wissenschaft“ in
den Sendeanstalten lange Zeit nur unzureichend
berücksichtigt wurde, was sich nicht zuletzt an der
Sendezeit und Sendehäufigkeit der Wirtschaftsma-
gazine nachzeichnen läßt14). Erst in den letzten
Jahren ist in den Sendern ein zunehmendes Inter-
esse an den Wirtschaftsredaktionen und auch Ver-
ständnis für deren Belange festzustellen. Dies zeigt
sich u. a. an den Bemühungen der Sendeanstalten,
neue Wirtschaftssendungen in das Programm auf-
zunehmen. Eine Weiterentwicklung des Fachmaga-
zins ist auch in dem täglichen und wöchentlichen
Angebot von Sendezeit zu sehen, wie sie beispiels-
weise von Wirtschafts-Telegramm (ARD), netto
(RTL plus), WISO (ZDF) undplus 3 (WDR) prak-
tiziert wird. Der interessierte Zuschauer kann sich
regelmäßig über die wichtigsten Ereignisse und
Entwicklungen der letzten Wochen informieren
und ist somit in einen kontinuierlichen Geschehens-
ablauf einbezogen.

III. Versäumnisse

Nach dem Motto: „Wirtschaftsthemen müssen ver-
kauft werden“ erwächst für das Massenmedium
Fernsehen die Aufgabe, mit Themenauswahl und
-gestaltung immer mehr dem Unterhaltungsbedürf-
nis eines Millionenpublikums entgegenzukommen.
Um die nötige Zuschauerzahl zu erreichen, verzich-
ten die Wirtschaftsredakteure lieber auf anspruchs-
volle, komplexe Themen zugunsten von Beiträgen,
die publikumswirksam aufbereitet werden können.
Ein Vergleich der Sendung WISO (ZDF) in ihrer
jetzigen Form mit ihrer Vorgängerin Bilanz macht
diese Entwicklung deutlich. Die schwierige Grat-
wanderung der gerade noch zulässigen Vereinfa-
chung wirtschaftlicher Inhalte zeichnet sich auch in
den Wirtschaftsmagazinen der dritten Programme
und in den privaten Satellitenprogrammen ab. Als
Alternative zu den klassischen Wirtschaftsmagazi-
nen treffen sich z. B. die Redakteure und Gäste der
Sendung Markt — ein Wirtschaftscocktail (SWF) im
Studio an einer improvisierten Kneipentheke, Mu-
sikdarbietungen unterbrechen Gespräche und Dis-

kussionen wechseln mit kurzen Filmbeiträgen15).
Das Wirtschaftsmagazin WM im privaten Satelli-
tenfernsehprogramm SAT 1 setzte ebenfalls neue
Akzente in der Wirtschaftsberichterstattung (z. B.
regelmäßige Börsenberichterstattung vor Ort, Un-
ternehmerporträts)16). Diese (dennoch) zum Ver-
wechseln ähnliche und gelegentlich zur Wirt-
schaftsshow tendierenden Magazine kommen si-
cher dem Bedürfnis vieler Zuschauer nach Informa-
tionsvermittlung in einer entspannten, eher unkon-
zentrierten Rezeptionshaltung entgegen. Daneben
gibt es jedoch auch Zuschauer, die wirtschaftlich
relevante Themen vorzugsweise sachlich, informa-
tiv und umfassend, ohne ergänzende Unterhal-
tungselemente (gemeint sind die zur Zeit gängigen
„Aufmunterer“) behandelt sehen wollen. Der an
wirtschaftlichem Grundwissen oder Kompaktinfor-
mationen interessierte Zuschauer muß sich von den
Magazinen hier eher im Stich gelassen als ausführ-
lich informiert fühlen.



In den politischen Magazinen und Wirtschaftsma-
gazinen ist man vorrangig darum bemüht, aktuelle
Wirtschaftsthemen — wenn auch auf unterschiedli-
che Weise — zu behandeln, die im dem täglichen
Nachrichtenüberblick zu kurz kommen. Das Ak-
tualitätsprinzipwirkt sich bei manchen Magazinsen-
dungen (z. B. Plusminus, 14tägig) allerdings eher
kontraproduktiv aus, Im Gegensatz zur Tages-
presse oder „trendsettern" wie der Zeitschrift Der
Spiegel, die schnell auf aktuelle wirtschaftliche Er-
eignisse reagieren bzw. durch die eigene Recherche
selber Aktualität produzieren, greifen einige der
bisher genannten Fernsehmagazine wichtige Vor-
gänge und Entwicklungen erst mit einer zeitlichen
Verzögerung auf. Die Chance einer vertiefenden
Aufarbeitung wirtschaftspolitischer Themen im
Fernsehen — orientiert an aktuellen Ereignissen
und dennoch unabhängig von der reinen Tagesak-
tualität — wird nur in den seltensten Fällen von den
politischen Magazinen und Fachmagazinen ge-
nützt. Die wenigen, auf das Jahr verteilten Feature-
und Sondersendungen der Wirtschaftsredaktionen
und einige Wirtschaftssendungen der dritten Pro-
gramme (z. B. das ehemalige Wirtschaftsstudio
[WDR]) sind daher eine notwendige und noch zu
erweiternde Ergänzung zu den etablierten Wirt-
schaftsmagazinen.
Diverse Meinungsumfragen demonstrieren immer
wieder einen erschreckenden Mangel an wirtschaft-
lichen Grundkenntnissen einerseits und fehlender
Übersicht über die marktwirtschaftlichen Zusam-
menhänge andererseits. Das Fernsehen ist sicher
das populärste und bequemste Medium, mit dessen
Hilfe man sich Wissen über wirtschaftspolitische
Ereignisse aneignen kann. Doch vieles deutet dar-
auf hin, daß das wirtschaftspolitische Angebot des
Fernsehens den tatsächlich vorhandenen Bedürf-
nissen, Interessen und Einstellungen seiner Zu-
schauer keinesfalls gerecht wird. Warum das so ist,
läßt sich nur beantworten, wenn man nicht — wie
bisher weitgehend üblich — die Akzeptanz von
Wirtschaftssendungen allein an den Einschaltquo-
ten mißt.
Statt quantitativer bedarf es vielmehr qualitativer
Untersuchungen des tatsächlichen Rezeptionsver-
haltens. Dabei müßte Rücksicht genommen werden
auf neuere Erkenntnisse der Kognitionsfor-
schung17), die beweisen, daß audiovisuelle Infor-

mationen nicht einfach — im Sinne des Reiz-Reak-
tionsmodells — vom Produzenten zum Rezipienten
übertragen, sondern in einem kreativen, konstruk-
tiven Akt vom Rezipienten selbst geschaffen wer-
den. Mit anderen Worten: Die Absichten und sub-
jektiven (Wirkungs-)Annahmen der Redakteure ei-
ner Wirtschaftssendung müssen nicht identisch sein
mit den Erlebnissen und Erfahrungen der Zu-
schauer. Diese selektieren und interpretieren die
ihnen angebotenen Informationen, wie es ihren
persönlichen und sozialgruppenspezifisch unter-
schiedlichen Bedürfnissen adäquat ist18). Die ge-
nauere Kenntnis der Interessen, Erwartungen und
persönlichen Merkmale verschiedener Zuschauer-
gruppen ermöglicht demnach erst eine reflektierte
Sendungsgestaltung, die die Möglichkeit von Miß-
verständnissen nicht ignoriert, die potentielle Dis-
krepanzen zwischen den Intentionen von Redak-
teuren und den Wahmehmungsweisen von Zu-
schauern erkennt und aufzuheben hilft. Dafür gebe
ich noch ein Fallbeispiel.

Für den Fernsehpraktiker müßte — soviel sei vor-
erst festgehalten — handlungsleitend sein, was die
Textforschung schon Anfang der achtziger Jahre
gefordert hat: „Wenn man weiß, wie sich der Leser
bei der Rezeption verhält, welche Leistungen von
ihm gefordert werden, welche Bedingungen ihm die
Sprachverarbeitung erleichtern, welche sie ihm er-
schweren, dann kann man sich als Autor auch fle-
xibel darauf einstellen, entsprechend den Wir-
kungsabsichten, die man hat.“ )19



IV. Informationsbedürfnisse (Fallbeispiel)

Will man mit einem breiten und differenzierten
wirtschaftlichen Programmangebot den Interessen
von Mehrheiten als auch von speziellen Minderhei-
ten und Zielgruppen entgegenkommen, dann müs-
sen die verschiedenen Erwartungshaltungen des
Publikums in Zukunft stärker als bisher berücksich-
tigt werden. Wie unterschiedlich die Interessen der
Zuschauer an den inhaltlichen Bereichen der Wirt-
schaft sein können, welche wirtschaftspolitischen
Fragen sie bewegen oder welche Anforderungen sie
an eine Wirtschaftssendung stellen, soll im folgen-
den beispielhaft an der Rezeption einer Sendung
des Wirtschaftsmagazins Plusminus demonstriert
werden, und zwar konkret an zwei unterschiedli-
chen Zuschauergruppen: an Gewerkschaftlern und
Unternehmern 20).

Wie ich in verschiedenen Gesprächen mit Wirt-
schaftsredakteuren erfuhr, setzen sie bei ihren Zu-
schauern ein gewisses Maß an wirtschaftlichen
Grundkenntnissen und fachbezogenem Interesse
voraus („Wir wollen nicht die Volksschullehrer der
Nation sein“). Ihnen kommt es ferner darauf an,
hin und wieder auch Politiker und Experten aus
dem Wirtschaftsbereich zum Zuschauen anzure-
gen. Bei den Gewerkschaftlern handelt es sich um
einen potentiellen Zuschauerkreis, den die Redak-
teure erreichen wollen. Die Auswahl der Beispiele
erfolgte unter der Annahme, daß die unterschiedli-
chen persönlichen Voraussetzungen der Gewerk-
schaftler und Unternehmer (z. B. Ausbildung, Be-
ruf. Vorwissen) eine voneinander abweichende Er-
wartungshaltung an eine Wirtschaftssendung ver-
muten lassen. Es ist ferner davon auszugehen, daß
beide Gruppen über ein umfangreiches wirtschaftli-
ches Vorwissen verfügen und somit motiviert und
kompetent genug sind, um eine Wirtschaftssendung
beurteilen zu können. Probleme bzw. Verständi-
gungsschwierigkeiten, die z. B. bei Zuschauern wie
den Gewerkschaftlern im Zusammenhang mit einer
Wirtschaftssendung auftreten, machen sich voraus-
sichtlich bei wirtschaftlich interessierten, aber weni-
ger vorinformierten Zuschauern noch gravierender
bemerkbar.

Nähere Auskunft über die Informationsbedürfnisse
und Interessen der Gewerkschaftler, die sich ver-
mutlich auf viele Fernsehzuschauer übertragen las-
sen, geben folgende Ausführungen:

Von einer Wirtschaftssendung erwarten die Ge-
werkschaftler leicht verständliche Hintergrundin-
formationen über sie betreffende wirtschafts- und
gesellschaftspolitische Entwicklungen, Ergebnisse
und Beschlüsse. Die wirtschaftlichen Informatio-
nen in der Tagespresse oder in den Nachrichtensen-
dungen werden von ihnen als zu oberflächlich und
in ihrer volkswirtschaftlichen Bedeutung als zu we-
nig nachvollziehbar beschrieben. Im Vordergrund
wirtschaftlicher Magazinbeiträge sollten daher die
Fragen stehen, wie derartige wirtschaftliche Ent-
scheidungen zustande gekommen sind und was sie
für den einzelnen Bürger bedeuten. Ferner kommt
es ihnen darauf an, daß die Inhalte eines Wirt-
schaftsmagazins nicht zu einseitig behandelt wer-
den. Von den Redakteuren fordert man eine sach-
liche Berichterstattung, die gegensätzliche Positio-
nen aufzeigt und die Meinungsbildung des Zuschau-
ers nicht von vornherein einschränkt.

Die Gewerkschaftler weisen darauf hin, daß sich
ihre inhaltliche Auseinandersetzung schwerpunkt-
mäßig auf diejenigen Stellen einer Wirtschaftssen-
dung konzentriert, bei denen für sie die persönliche
Relevanz des Themas und der Bezug zur eigenen
Erfahrungswelt erkennbar wird. Ihr Informations-
verhalten ist in erster Linie auf erläuternde Bei-
spiele ausgerichtet, die ihnen die Einsicht in lo-
gisch-kausale Zusammenhänge und die Abläufe
von wirtschaftlichen Ereignissen erleichtern sollen.
Der Wunsch nach Hintergrundinformationen über
wirtschaftliche Gesamtzusammenhänge ist nach
Angaben der Gewerkschaftler auf z. T. fehlende
wirtschaftliche Grundkenntnisse zurückzuführen.
Neben der beruflichen Tätigkeit und/oder der zeit-
aufwendigen Gewerkschaftsarbeit bleibt ihnen in
der Regel nicht mehr viel Zeit und Energie, sich
vielseitig zu informieren und eventuell fehlende
Grundkenntnisse aufzuarbeiten: Im Zusammen-
hang mit der Forderung nach detaillierteren Infor-
mationen bemängeln die Gewerkschaftler auch die
späte und zu kurze Sendezeit vieler Wirtschaftsma-
gazine. Wie sie zu verstehen geben, fühlen sie sich
nach einem anstrengenden Arbeitstag nicht mehr in
der Lage, die volle Aufmerksamkeit dem Fernse-
hen zu widmen. Die Art der Präsentation wirt-
schaftlicher Beiträge beeinflußt dementsprechend
ihre Konzentrationsfähigkeit während der Rezep-
tion. Die folgenden Aussagen von zwei Gewerk-
schaftlern unterstreichen deutlich den allgemeinen
Wunsch nach einer abwechslungsreichen und inter-
essanten Gestaltung von Wirtschaftssendungen:

„Vielleicht kann man das alles optisch besser unter-
stützen, daß man z. B. eine Statistik einfügt oder



ein Schaubild. Das bleibt besser hängen als viele
Zahlen.“

„Es ist natürlich einfacher für mich, wenn die Bild-
folge oder die Sequenzen, die aufgezeigt werden,
mich so in Spannung halten, daß ich das Ganze auch
vollkommen mitbekomme. Und nicht, daß der
Kommentar so lange ist oder die Kameraführung
relativ stur und nicht vielfältig ist, daß ich mich dann
nicht mehr konzentrieren kann.“

Besonders hilfreich und verständnisfördernd er-
weist sich für die Gewerkschaftler auch der Mode-
rator einer Wirtschaftssendung. Er kann den Zu-
schauern das Verständnis der einzelnen Beiträge
durch knappe Zusammenfassungen und wieder-
holte Hinweise auf die Kemaussagen wesentlich
erleichtern. Ein Thema ausklingen lassen, die ein-
zelnen Beiträge thematisch miteinander verbinden,
schwer verständliche Begriffe aus den Beiträgen
aufgreifen und erläutern, Wertungen kennzeichnen
— diese Forderungen sehen die Gewerkschaftler in
den Wirtschaftsmagazinen aufgrund der zu knapp
bemessenen Moderationszeit oft nicht erfüllt. Au-
ßerdem halten sie es für wünschenswert, daß der
Moderator verdeutlicht, inwieweit der Zuschauer
als Arbeitnehmer oder Steuerzahler, als Arbeitslo-
ser oder Rentner von den dargestellten ökonomi-
schen Ereignissen betroffen ist. Auch die Mimik,
Gestik und Redeweise des Moderators hat einen
Einfluß auf die Aufmerksamkeit für die folgenden
Beiträge. Ein Gewerkschaftler beschreibt seine
Vorstellungen von einem Moderator folgenderma-
ßen: „Ich würde mir einen Typ aussuchen, der ein
bißchen Pfiff und Abwechslung hereinbringt . . .
Die Pausen zwischen den Themen füllt der Mode-
rator mit einem Überblick. Regt der jedoch nicht
sofort mein Interesse an, neige ich eher dazu, mir
etwas zum Trinken zu holen oder zum Essen. Wenn
er das jedoch so interessant anpackt, daß ich denke:
Das willst du jetzt unbedingt mitkriegen; jetzt darfst
du nicht rausgehen, dann bleibe ich sitzen. Also,
wenn jemand zu langsam ist oder zu wenig engagiert
ist und nur etwas abliest, dann schließt man davon
schon irgendwie auf den Beitrag.“

Bei einer Expertengruppe wie den Unternehmern,
die für die öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten
noch keine typische, aber für die privaten Sender
eine schon längst aufgegriffene Zielgruppe darstel-
len, wird die Erwartungshaltung an eine Wirt-
schaftssendung sehr stark von dem allgemeinen In-
formationsverhalten geprägt. Die Unternehmer
fühlen sich durch ihre berufliche Tätigkeit dazu ver-
anlaßt, sich täglich über die neuesten wirtschaftli-
chen Daten und Entwicklungen zu informieren. Die
schnelle und effiziente Informationsbeschaffung
durch Medien wie überregionale Tageszeitungen

und Fachzeitschriften kann jedoch — in einer unter-
haltsameren Form — durch das Fernsehen ergänzt
werden. Einig ist man sich darin, daß eine Wirt-
schaftssendung zielgruppenspezifisch produziert
werden sollte. Erwünscht sind in diesem Zusam-
menhang die Darstellung wirtschaftlicher Spezial-
themen (ähnlich aufbereitet wie in diversen Fach-
zeitschriften) oder eine von Experten durchge-
führte Ursachenanalyse wirtschaftlicher Zusam-
menhänge.

Im einzelnen sind die Unternehmer an einer mög-
lichst kurzen, sachlichen und informativen Bericht-
erstattung über wirtschaftspolitische Inhalte inter-
essiert, wie das folgende Zitat exemplarisch belegt:
„Ich erwarte von solch einer Sendung in erster Linie
Kompaktinformationen. Ich brauche also nicht tau-
sen Beispiele, sondern möchte das Heber zusam-
mengerafft, kurz, prägnant und in den Zusammen-
hang gestellt und irgendwie möglichst abstrakt.“

Eine weitere Forderung bezieht sich auf die deutli-
che Trennung zwischen einer sogenannten objekti-
ven Darstellung des jeweiligen Inhalts und der per-
sönlichen Meinung (Kommentar) des Redakteurs.
Gerade die kontinuierliche Mischung zwischen In-
formation und Wertung löst bei den Unternehmern
ein allgemeines Unbehagen gegenüber den gängi-
gen Wirtschaftssendungen des Fernsehens aus.
Vorgegebene Meinungen und vorweggenommene
Generalisierungen — sei es durch die Art der Prä-
sentation, sei es durch den gesprochenen Text, die
der Zuschauer lediglich nachvollziehen soll — füh-
ren bei diesem Zuschauerkreis nicht selten zum
Abschalten einer Sendung. Welche Vorstellungen
sich konkret hinter der vorgetragenen Kritik ver-
bergen, verdeutlicht die folgende Aussage eines
Unternehmers: „Wirtschaftssendungen sollen ob-
jektiv von Fachleuten gestaltet werden oder Fach-
leute sollten interviewt werden . . . Eine objektive
Darstellung wäre sicher, wenn zum Beispiel Bank-
angestellte der unterschiedlichsten Institute zu Fi-
nanzierungen, Subventionen oder ähnlichen Fra-
gen Stellung nehmen. Wenn Stromexperten über
den Atomstrom oder unterschiedliche Preise Stel-.
lung nehmen, die die Auswirkungen sowohl auf der
Verbraucherseite wie auch auf der Erzeugerseite
übersehen können. Das würde ich unter Fachleuten
verstehen.“

Zusammenfassend weisen die Experten darauf hin,
daß es ihnen bei einer Wirtschaftssendung vor allem
um Ausgewogenheit in der Auswahl der Themen,
in ihrer Behandlung und in der Präsentation von
Vertretern verschiedener Gruppen unserer Gesell-
schaft geht. Nicht Gerüchte oder Mutmaßungen,
sondern belegbare Fakten seien die solide Basis von



Berichten und Reportagen über Wirtschaftsthe-
men.

Neben der oft als zu einseitig empfundenen Darstel-
lung wirtschaftlicher Sachverhalte bemängeln die
Unternehmer auch die zu kurze Sendezeit, die den
Beiträgen und der Moderation der Wirtschaftsma-
gazine in der Regel zur Verfügung steht. Interes-
siert ist man insbesondere an Hintergrundinforma-
tionen zu den wichtigsten aktuellen Ereignissen aus
der Wirtschaft und Wirtschaftspolitik sowie an der
Darstellung und Erklärung der damit zusammen-
hängenden marktwirtschaftlichen Mechanismen.
Daß diese eher allgemein formulierten Erwartun-
gen bisher nur selten erfüllt worden sind, drückt
u. a. die folgende Aussage eines Unternehmers
aus: „Die Redakteure müssen versuchen, in 45 Mi-
nuten fünf Themen hineinzupacken. Das bedeutet,
es wird angerissen und eigentlich müßte eine Dis-
kussionsrunde folgen. Da es sie meistens nicht gibt,
werden dort sehr oft Meinungen vertieft, die so-
wieso schon Allgemeinmeinung sind, so nach dem
Motto: Strom ist zu teuer oder wirtschaftliche Kon-
zentration ist schlecht. Warum das so ist, bleibt
offen.“

Wie die Unternehmer weiter ausführen, gäbe es
auch bei einer Wirtschaftssendung genügend Mög-
lichkeiten, die Zuschauer zu unterhalten, ohne da-
durch ihre Fähigkeit zur sachlichen Beurteilung zu
beeinträchtigen — beispielsweise, indem man
Überraschung auslöst, Neugier erzeugt, neben
Realbildem auffallende Statistiken, Graphiken und
Trickfilme verwendet.

Von dem Moderator einer Wirtschaftssendung er-
warten die Unternehmer vor allem Zusammenfas-
sungen, Anknüpfungs- und Integrationshilfen und
weiterführende Denkanstöße. Besonders hervorge-
hoben wird von ihnen die Beitragsankündigung, die
eine bestimmte Erwartungshaltung beim Zu-
schauer und eine spezielle Sichtweise provoziert,
die die nachfolgende Rezeption entscheidend be-
einflussen kann. Die folgenden zwei Zitataus-
schnitte sollen diesen Aspekt konkretisieren:

„Der Moderator soll einige sachlich fundierte Hin-
weise geben zu dem, was den Zuschauer erwartet.
Damit man sich in die Materie hineindenken kann
und man vorher schon so eine Art Inhaltsverzeich-
nis zu einem bestimmten Themengebiet hat.“

„Wenn ich merke, daß versucht wird, zu manipulie-
ren, schalte ich innerlich ab, oder es ist eine Art
Warnflagge da, die sagt mir: Die ganze Sendung
taugt nichts mehr. Das entsteht dann sehr leicht.“

Der Moderator personalisiert für diesen Zuschau-
erkreis folglich das Image einer Wirtschaftssendung
und beeinflußt nicht unwesentlich die emotionale

Akzeptanz und Wahrnehmung der folgenden Bei-
träge.

Insgesamt geben die befragten Unternehmer zu
verstehen, daß es nach ihrer Ansicht den Wirt-
schaftsredakteuren im Fernsehen (gemeint sind alle
Sendeanstalten) nur selten gelingt, ihr Interesse
und ihre Aufmerksamkeit für eine spezielle Sen-
dung zu wecken. Die Intention, sich das eine oder
andere Wirtschaftsmagazin trotzdem anzusehen,
resultiert eher aus der Neugierde heraus, wie die
Redakteure den jeweiligen Inhalt präsentieren und
welche politische Ideologie von welchem Sender
zum Ausdruck gebracht wird.

Die hier exemplarisch herausgegriffenen Zuschau-
ererwartungen sind ein deutlicher Hinweis darauf,
daß die Bedürfnisse an eine Wirtschaftssendung
und deren Moderation je nach Zielgruppe differie-
ren können. Der Zuschauer entscheidet in der Re-
gel sehr schnell, ob und wie er die im Sinne einer
ersten Orientierungsreaktion wahrgenommene
Sendung weiter verfolgen will. Durch das selektive
Suchen und Erwarten von bestimmten Inhalten
oder Gestaltungselementen, wie sie z. B. in den
Aussagen der Gewerkschaftler und Unternehmer
zum Ausdruck kommen, wird die Wahrnehmung
und Rezeption einer Wirtschaftssendung gesteuert.
Kommt es den Redakteuren also darauf an, daß der
Zuschauer (der das Fernsehen häufig in Verbund
mit anderen Aktivitäten wie z. B. Essen, Unterhal-
ten, Lesen etc. nutzt), sich seinem Beitrag intensiv
zuwendet und ihn auch versteht, dann sollte er u. a.
die unterschiedlichen Erwartungen, Bedürfnisse 
und Interessen bei der Konzeption und Produktion
eines Beitrags im Blick haben.

Abschließend möchte ich aus meiner empirischen
Studie zur Produktion und Rezeption einer Plusmi-
nus-Sendung21) noch eines von vielen Beispielen
anführen, daß die Diskrepanzen und Mißverständ-
nisse, die zwischen den subjektiven (Gestaltungs-
und Wirkungs-)Annahmen der Redakteure und
den tatsächlichen Zuschauerreaktionen entstehen
können, exemplarisch verdeutlicht.

Die optische Attraktivität eines Themas wird nach
Einschätzung der Plusminus-Redakteure im we-
sentlichen von den authentischen Bildern vor Ort
bestimmt. Am Schneidetisch zeigt sich dann, was
aus film- und tontechnischen Gründen an inhaltli-
chen Aussagen möglich ist. Die Leitfunktion der
(Real-)Bilder bei den Planungs- und Realisations-
entscheidungen ist u. a. dafür verantwortlich zu
machen, daß graphische Darstellungsformen in der
Sendung nur bedingt eingesetzt werden. Die durch-
gängig bei allen Redakteuren vorhandene Überzeu-



gung, daß Trickfilme, Graphiken und Schaubilder
im Fernsehen nur im Notfall, d. h. bei der Vermitt-
lung von besonders abstrakten und komplexen In-
halten verwendet werden sollten, wirkt sich konse-
quent auf ihr Produktionshandeln aus.
Die Gewerkschaftler und Unternehmer geben dem-
gegenüber an, daß sie bei einer Wirtschaftssendung
ihre Aufmerksamkeit überwiegend auf den Text
der Beiträge lenken. Den Bildern ordnen sie grund-
sätzlich eine den Text unterstützende Funktion zu.
Bild und Text müssen nach ihrer Ansicht eine sofort
erkennbare Einheit abgeben, ansonsten werden
Bilder (z. B. aufgrund ihres augenfälligen Informa-
tionswertes, ihrer schnellen Überschaubarkeit oder
ihrer formalen Reize) gegenüber Texten vorrangig
behandelt. Visuelle Informationen üben dann nicht
nur eine unterstützende und begleitende Funktion
aus, sondern spielen häufig — gegen die Wirkungs-
absichten der Produzenten — eine eigenständige
Rolle.

Ein auffälliges Ergebnis der Rezeptionsanalyse von
Plusminus ist, daß die von den Redakteuren so
bezeichneten ästhetischen, stimulierenden, emotio-
nalen und informativen Bilder bei den Gewerk-
schaftlern und Unternehmern in der Regel zu ande-
ren Reaktionen als den erwarteten führen. Manche
Bilder beanspruchen die Aufmerksamkeit der Zu-
schauer so sehr, daß eine gleichzeitige Auswertung
des gesprochenen Textes unmöglich wird. Evozie-

ren Bildsequenzen beispielsweise negative Emotio-
nen oder regen sie vieldeutige Assoziationen an,
dann führt dies bei den Gewerkschaftlern sehr
schnell zu einer selektiven, fragmentarischen und
z. T. oberflächlichen Informationsverarbeitung. In
vielen Fällen behindern die Bilder dann den stö-
rungsfreien Ablauf der Sendung.

Zusammenfassend weisen die Stellungnahmen der
Gewerkschaftler und Unternehmer darauf hin, daß
aktivierende Bildelemente (z. B. Farbe, Kontrast,
Komplexität, emotionale Reize) vorzugsweise bei
Zuschauern wie den Gewerkschaftlern Energien
zur Verarbeitung der wahrgenommenen Text-Bild-
Diskrepanzen freisetzen, die die Aufmerksamkeit
von den beabsichtigten Informationswirkungen der
Redakteure abziehen. Beide Zuschauergruppen
wünschen sich daher von den Redakteuren einer
Wirtschaftssendung, daß sie zu komplexen oder
wichtigen Textpassagen ein Standbild, eine Statistik
oder eine Graphik einblenden. Umgekehrt soll ih-
rer Meinung nach ein aussagekräftiges und konkre-
tes Bildmaterial nicht übertextet werden, weil das
die Auswertung behindern würde. Entgegen den
Überzeugungen der Redakteure, daß Trickfilme,
Graphiken und Schaubilder im Fernsehen nur im
Notfall eingesetzt werden sollten, befürworten und
erwarten die Zuschauer in einer Wirtschaftssen-
dung die Verbindung von realer und graphischer
Darstellung.

V. Konsequenzen

Das Fernsehen wird als das populärste und be-
quemste Medium in Zukunft wohl die Hauptrolle
spielen, wenn es um die breite Vermittlung wirt-
schaftspolitischer Informationen geht. Der Mangel
an wirtschaftlichen Grundkenntnissen beim allge-
meinen Publikum kann nun nicht einfach dadurch
ausgeglichen werden, daß man z. B. ein Telekolleg
„Wirtschaft“ im Abendprogramm etablierte. Die
Sendeanstalten sollten vielmehr bei der Auswahl
und Ausführung wirtschaftlicher Themen ein viel-
fältiges Sendeangebot22) — ausgeführt und mitge-
staltet von fachkundigen Wirtschaftsjournalisten —
bereithalten, das sowohl dem Unterhaltungsbe-
dürfnis als auch dem Bedürfnis nach sachlicher und
vertiefender Information des Zuschauers entgegen-
kommt.

und Perspektiven

Neben den Magazin- und Featuresendungen wären
mehr dramaturgisch gestaltete Spielhandlungen
(z. B. Wirtschafts-Fernsehspiele) und Dokumen-
tarspiele im Abendprogramm denkbar, die wirt-
schaftspolitische Themen aufgreifen und dem Zu-
schauer einen anderen Einblick in volkswirtschaft-
liche und betriebswirtschaftliche Zusammenhänge
eröffnen. Die häufig angeführten und auch tatsäch-
lich vorhandenen Sachzwänge der Redaktionen
und der Umstand, daß die Wirtschaftssendungen
nicht nur das Werk eines einzelnen Redakteurs,
sondern das Ergebnis eines Produktionsteams sind,
erschweren sicherlich die Erprobung neuer Pro-
grammformen in den öffentlich-rechtlichen Fern-
sehanstalten. Es ist daher notwendig, darüber nach-
zudenken, wie eine verstärkte Förderung des Nach-
wuchses in der Institution Fernsehen und in ande-
ren ausbildenden Instituten (z. B. Hochschulen,
Akademien) aussehen könnte. Gerade die innova-
tionsbedürftigen Sparten Magazine, Feature, Serie,
Talkshow etc. werden als Betätigungsfelder von
jungen Filme- und Femsehmachem häufig igno-



riert. Eine kontinuierliche Kooperation des Fernse-
hens mit ausbildenden Instituten und Hochschulen
und ein fließender Übergang zwischen dem vorbe- .
reitenden Studium und der praktischen Fernsehaus-
bildung wären ein erster Schritt in diese Richtung,
denn: „Bevor Phantasie und Ausdruckskraft von
Nachwuchskünstlern immer wieder in die gleichen,
technologisch längst überholten Produktionssche-
mata gepreßt werden, müssen zuallererst die einge-
fahrenen Dramaturgien und Herstellungsmethoden
selbst von einer veränderten Medienlandschaft neu
überprüft und umgekrempelt werden.“ )23

Die Einrichtung von institutionalisierten Werk-
stätten für Programminnovationen (z. B. neue For-
men der Wirtschaftsberichterstattung neben den
Magazinen) an den Universitäten, im Hinblick auf
die Vorbereitung in den Medien, ist m. E. keine
unrealistische Perspektive für das Erproben und
Experimentieren von Projektideen außerhalb der
Femsehanstalten. Erwähnt sei hier z. B. die Re-
daktion des Kleinen Fernsehspiels (ZDF), die sich

als Werkstatt des fortschrittlichen neuen Films ver-
steht. Solche Werkstätten müßten für die Pro-
gramminnovationen außerhalb der Femsehanstal-
ten und teilweise genreübergreifend angelegt wer-
den. Die Einrichtung eines sogenannten Universi-
täts- oder Akademie-Fernsehens, in dem die Stu-
denten auf Video Bild- und Textgestaltungsmog-
lichkeiten zielgruppenorientiert ausprobieren dürf-
ten, wäre beispielsweise eine attraktive Bereiche-
rung sowohl für das Studium und den Austausch
gemeinsamer Erfahrungen als auch für die künftige
Arbeit in den Medien.
„Gegen den täglichen Druck der Verhinderung gilt
es, fröhlich immer wieder den Beweis des Mögli-
chen zu erbringen.“24) Den Produzenten von Wirt-
schaftssendungen wäre zu raten, sich mehr als bis-
her den von den Sendeanstalten unabhängigen me-
dienwissenschaftlichen und kognitionspsychologi-
schen Forschungen zu öffnen und in Zusammenar-
beit mit interessierten Kollegen und/oder der Praxis
zugewandten Wissenschaftlern ihre Bedürfnisse
und Anforderungen an eine empirische Untersu-
chung zu artikulieren.Andreas

)



Jürgen Wilke: Regionalisierung und Internationalisierung des Mediensystems
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/90, S. 3—19

Die jüngste Entwicklung des Mediensystems in der Bundesrepublik Deutschland wird u. a. durch zwei
scheinbar gegenläufige Tendenzen bestimmt, und zwar durch eine zunehmende Regionalisierung einerseits
und eine Internationalisierung andererseits. Während die Tagespresse in der Bundesrepublik eine stark
regionale Struktur hat, war dies zunächst und lange Zeit bei den Funkmedien nicht oder nur ansatzweise
der Fall. Erst in neuerer Zeit haben die Landesrundfunkanstalten die Regionalisierung ihrer Programme
vorangetrieben. Dies gilt insbesondere für den technisch flexibleren Hörfunk, in geringerem, aber durch-
aus steigendem Umfang auch für das Fernsehen. Strategien und Stand der Regionalisierung sind in den
Sendegebieten der einzelnen Rundfunkanstalten aber recht unterschiedlich. Einen wesentlichen Antrieb
zur Regionalisierung brachte in den letzten Jahren zudem die Zulassung privater Programmanbieter. Doch
sind die Bundesländer hier unterschiedliche Wege gegangen. Die Erfolgschancen des lokalen und regio-
nalen Hörfunks bzw. Fernsehens hängen insbesondere von wirtschaftlichen Faktoren ab.
Die Internationalisierung des Mediensystems ist ebenfalls ein stark wirtschaftlich bedingter Vorgang. Die
nationalen Medienmärkte erweisen sich als zu eng. Waren die bundesdeutschen Medien bisher ganz in
nationalem Besitz, so bilden sich inzwischen neue Strukturen heraus, die nationale Grenzen übergreifen.
Diese Entwicklung betrifft vor allem wiederum private Programmanbieter, aber auch öffentlich-rechtliche
Anstalten suchen die internationale Kooperation. Ein wichtiger Vorgang bildet hier die Europäisierung des
Medienmarktes. Auch große deutsche Presseverlage haben ihr Engagement in jüngster Zeit auf die Pres-
semärkte anderer europäischer Länder und die Vereinigten Staaten ausgedehnt.

Marianne Begemann: Auf der Suche nach der Leserschaft. Die Tageszeitung vor der
Herausforderung eines veränderten Leseverhaltens
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/90, S. 20—28

Die (regionale) Tageszeitung steht heute vor einer doppelten Herausforderung: Noch bevor die Konkur-
renz durch die „neuen Medien“ richtig zum Tragen kommt, signalisieren andere Daten, daß sich die
Tageszeitung nicht auf ihren bisherigen Leistungen ausruhen kann. Ihre Reichweite ist zurückgegangen,
die Bindung der Leser und Leserinnen an die Tageszeitung hat sich gelockert. Vor allem bei der jüngeren
Generation ist eine mangelnde Bereitschaft zu verzeichnen, die Tageszeitung zu lesen.
Für eine demokratische Gesellschaft ist diese Entwicklung umso bedenklicher, als die Tageszeitung im
Vergleich zu Hörfunk und Fernsehen unbestritten das Informationsmedium ist. Ihre Zukunftssicherung ist
also von zentraler Bedeutung. Sie setzt, langfristig gesehen, eine enge Bindung der Leser und Leserinnen
an die Tageszeitung voraus. Das geht nicht ohne ein differenziertes Wissen über die Leserschaft und deren
offenbar gewandelten Bedürfnisse. Inzwischen liegen u. a. aus der Kommunikationsforschung praxisrele-
vante Daten vor, die nicht nur hinweisen auf die besonderen Schwachstellen der Tageszeitung wie etwa die
Politikberichterstattung oder vernachlässigte Zielgruppen wie Jugendliche und Frauen. Sie liefern auch
Entscheidungshilfen für die Konzeption einer lesergerechteren Tageszeitung.
Wenn die Warnsignale aus der Wissenschaft nicht so recht wahrgenommen werden, liegt dies auch an dem
problematischen Verhältnis zwischen Journalismus und Wissenschaft, das immer noch durch gegenseitige
Vorbehalte, Berührungsängste und vor allem durch Verständigungsprobleme geprägt ist.



Siegfried Weischenberg: Das neue Mediensystem. Ökonomische und publizistische
Aspekte der aktuellen Entwicklung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/90, S. 29—43

Warnungen vor den publizistischen Gefahren begleiteten die Einführung der sogenannten Neuen Medien
vor rund einem Jahrzehnt. Während Medienpolitiker und Interessenvertreter insbesondere die Vergabe
von Rundfunklizenzen an private Träger als Chance zur Erweiterung des Programmspektrums begrüßten,
befürchteten Kritiker weitere Machtkonzentration auf den Medienmärkten und eine zunehmende Verfla-
chung der Programme. Die Entwicklung hat inzwischen gezeigt, daß diese Befürchtungen begründet
waren. Auch die einstigen Befürworter der Privatisierung klagen über die Folgen der Kommerzialisierung
für inhaltliche Qualität und Vielfalt.
Die hier vorgelegte Analyse des „neuen Mediensystems“ der Bundesrepublik verknüpft diese sichtbaren
Phänomene mit grundsätzlichen Fragen zur Sozialverantwortung von marktwirtschaftlich arbeitenden
Medien, die durch eine „eingebaute Schizophrenie“ gekennzeichnet sind: gleichzeitig Industrie mit der
Verpflichtung zur Profitmaximierung und Institution mit der Verpflichtung zur Wahrnehmungeiner öffent-
lichen Aufgabe sein zu sollen. Im neuen Mediensystem der Bundesrepublik, so zeigt die Analyse, schlägt
das Pendel deutlich weiter zur Industrie hin,aus.
Die neue Medienwelt bricht aber nicht plötzlich über den Bürger herein, sondern entwickelt sich eher
kontinuierlich. Dies bietet prinzipiell Chancen für eine gesellschaftliche Steuerung — zumal die Entwick-
lung in der DDR auch medienpolitisch neue Verhältnisse schafft. Das gesamtdeutsche Mediensystem wird
in seiner Grundstruktur dem neuen Mediensystem der Bundesrepublik entsprechen. Doch jenseits der
Festlegung auf eine privatwirtschaftliche Presse und einen dualen Rundfunk sind in der DDR zahlreiche
Probleme zu lösen, die sich je nach Medienbereich unterschiedlich stellen. Dazu gehören das Schicksal von
Parteiblättern im Bereich der Tagespresse, das Überleben eines eigenständigen Zeitschriftenmarktes und
die mögliche Einbindung des ehemaligen Staatsfemsehens in das öffentlich-rechtliche Rundfunksystem der
Bundesrepublik. Dazu gehören aber auch professionelle Aspekte: die Etablierung eines Journalismus, der
effektiv, qualifiziert und für ein pluralistisches Mediensystem brauchbar ist.

Brigitte Spieß: Mißachtete Zuschauer. Wirtschaftsberichterstattung im Fernsehen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 26/90, S. 44—54

Auf dem Gebiet der Wirtschafts- und Sozialpolitik besteht ein großes Bedürfnis nach Informationen und
Aufklärungsarbeit durch das Fernsehen und andere Medien. Untersucht man unter diesem Aspekt das
Programmangebot der öffentlich-rechtlichen und privaten Femsehanstalten, so fällt auf, daß ein großer
Teil der wirtschaftspolitischen Berichterstattung außerhalb der speziell für diese Thematik ausgewiesenen
Sendeplätze stattfindet. Mit den verschiedenen TV-Gattungen, die wirtschaftliche Inhalte aufgreifen, ist
eine unterschiedliche Sichtweise und Konzeption von wirtschaftspolitischen Themen verbunden. Ein Ver-
gleich der Vorzüge und Nachteile, Chancen und Grenzen der spezialisierten Wirtschaftsmagazine gegen-
über anderen Sendeformen zeigt, daß z. B. die Kleinteiligkeit der Magazine, der Aktualitäts- und Ereig-
nisbezug der Themen, die Kürze der Einzelbeiträge und die Themenvielfalt nur wenig Zeit und Raum für
eine gründliche Aufarbeitung der wirtschaftlichen Zusammenhänge und marktwirtschaftlichen Mechanis-
men lassen.
Ausgehend von der begründeten Annahme, daß das wirtschaftspolitische Angebot des Fernsehens den
Bedürfnissen. Interessen und Einstellungen seiner Zuschauer keinesfalls gerecht wird, versucht die Auto-
rin an einem Fallbeispiel aufzuzeigen, welche Diskrepanzen und Mißverständnisse zwischen den Annah-
men der Programmverantwortlichen und den tatsächlichen Erwartungshaltungen des Publikums an eine
Wirtschaftssendung bestehen. Die Autorin plädiert für ein vielfältiges Sendeangebot — ausgeführt oder
mitgestaltet von fachkundigen Wirtschaftsjournalisten — und eine zielgruppenorientierte Produktion, die
den Zuschauer nicht als eine anonyme statistische Größe, sondern als eine aktiv handelnde Person berück-
sichtigt, die die Freiheit hat, eine Sendung so wahrzunehmen, wie es für ihre Bedürfnisse. Fähigkeiten,
Motivationen und Zielsetzungen in einer hochentwickelten Wirtschaftsgesellschaft adäquat ist.
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